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Bereits vor der Wahl meines Studiums interessierten mich extrem rechte Parteien in Europa 
und speziell in Österreich und Deutschland. Auch während meines Studiums änderte sich 
daran nichts und ich besuchte zahlreiche Seminare rund um die Themen extrem rechte 
Parteien, Rechtsextremismus, usw. Es waren die Mechanismen und die Intentionen die mich 
hinter Begriffen wie „Rassismus“, „Antisemitismus“ und anderem beschäftigten. So auch mit 
„Islamophobie“, die für mich umso spannender war, als der Begriff noch relativ jung ist und 
ebenso umstritten.  
Bereits zu Beginn meines Studiums der Politikwissenschaft an der Universität Wien 2005 
hatte der Kurs der FPÖ begonnen sich von einer Ablehnung der allgemeinen „Überfremdung“ 
hin zu einer Ablehnung der MuslimInnen zu wenden. Zu sehen waren etwa Plakate wie 
„Wien darf nicht Istanbul werden.“.  
Obwohl die Spaltung der Partei in FPÖ und BZÖ einen schweren Schlag für die extrem 
Rechte Österreichs darstellte, gelang nach einem verfehlten Einzug in den Landtag der 
Steiermark der Wiener FPÖ mit Strache ein nicht erwarteter Erfolg. Sie erreichte mit über 14 
Prozent der WählerInnenstimmen deutlich mehr als prognostiziert. Der in Österreich noch 
relativ neue „islamophobe“ Weg war erfolgreich und wurde bis heute nicht nur weiter 
verfolgt, sondern auch ausgebaut und brachte den Freiheitlichen 2010 sogar über 10 Prozent 
Zuwachs, also knapp 26 Prozent der Stimmen. Dass dies in Wirklichkeit vielleicht doch nicht 
so überraschend ist, wie in Wahlanalysen oft geäußert wurde, zeigt zum Beispiel der IMAS-
Report aus dem Jänner 2010:  
„71 Prozent der Österreicher erklären, dass sich die unterschiedlichen Vorstellungen von 
Demokratie, Freiheit und Toleranz zwischen beiden Seiten nicht miteinander vereinen lassen. 
Lediglich 11 Prozent glauben an eine Annäherung zwischen einem westlich-christlichen und 
einem islamischen Gesellschaftsverständnis.“ (IMAS International 2010: S. 1) 
Auch in Deutschland gab es innerhalb der extrem Rechten eine Abspaltung. Die Deutsche 
Liga für Volk und Heimat (DLVH) trennte sich von den Republikanern. Aus dieser DLVH 
ging schließlich PRO KÖLN und in weiterer Folge auch die restliche PRO-Bewegung hervor. 
Auch ihr Wahlkampf ist von islamophoben Inhalten geprägt. 
Zuerst war es jedoch die NPD, die mit der FPÖ verglichen werden sollte. In ersten 
Recherchen stellte sich jedoch bald heraus, dass innerhalb der NPD keine einheitliche 
8 
 
islamophobe Strategie vorhanden schien. Obwohl die NPD bundesweit (derzeit) relevanter ist 
als die PRO-Bewegung entschied ich mich schließlich für diese. Nicht zuletzt auch weil viele 
FunktionärInnen der „Bürgerbewegung“ in der extrem rechten Szene keine Unbekannten sind. 
So kam ich auch schließlich zu meinem Diplomarbeitsthema „Islamophobie extrem rechter 
Parteien in Österreich und Deutschland. FPÖ und PRO-Bewegung im Vergleich.“ 
Die Arbeit ist dabei in zwei wesentliche Teile gegliedert: 
Erstens in die Erfassung des Begriffs „Islamophobie“. Dabei stellt sich die Frage nach den 
unterschiedlichen Ansätzen, die mittels Sekundärliteratur analysiert werden sollen. So wird 
ein kurzer Überblick über die Entstehung des Begriffs gegeben und anschließend ein 
passender Ansatz für die vorliegende Analyse gewählt. Genau so soll aber auch auf die Kritik 
des Begriffs Bezug genommen werden, etwa das Problem mit der „Phobie“ im Wort.  
Zentrale Bezugspunkte dabei sind Miles und Fanons Rassismus-Thesen, die einen sich 
verändernden Rassismus sehen. Aber auch Saids „Orientalismus“-Konzept und Farid Hafez 
„Islamophober Populismus“ sind nicht zu vergessen.  
Der zweite Teil wird sich vor allem mit der Analyse der FPÖ und PRO-Bewegung 
beschäftigen. Zum einen gilt festzustellen, ob islamophobe Strategien überhaupt systematisch 
angewandt werden. Dazu sollen erstens Partei-eigene Publikationen und Materialen diskutiert 
werden. Methodisch soll dabei die Kritische Diskursanalyse nach Siegfried Jäger
1
 und Ruth 
Wodak
2
 angewandt werden. Der Vorteil der Methode ist, dass neben den untersuchten 
Textstellen auch der gesamte Kontext, in welchem der Text entstand berücksichtigt wird. Das 
heißt auch Diskursstrategien werden miteinbezogen. Zusätzlich sollen wenn notwendig auch 
hier Sekundärquellen herangezogen werden. Schließlich sollen die Strategien verglichen und 
daraus mögliche Schlüsse gezogen werden.  
Daraus ergeben sich folgende vier Forschungsfragen mit ihren jeweiligen Unterfragen: 
1. Was ist „Islamophobie“ und lässt sich der Begriff im hiesigen Kontext anwenden?  
Welche Probleme bringt der Begriff mit sich?  
Wie lassen sich diese weitestgehend beseitigen? 
 
2.  Entlang welcher Themen verläuft die Islamdebatte in den beiden Nachbarländern? 
                                                          
1
 Jäger, Siegfried: Kritische Diskursanalyse. (2004, Münster) 
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 Wie lassen sich islamophobe Diskurse anhand von Kategorien einordnen?  
 
3. Welche Rolle spielen dabei die FPÖ und die PRO-Bewegung, inwiefern beeinflussen 
sie den öffentlichen Diskurs?  
 Wie werden islamophobe Diskurse erzeugt bzw. aufrecht erhalten?  
 Ersetzen islamophobe Diskurse andere? 
 
4. Welche Unterschiede und welche Gemeinsamkeiten weisen die Strategien und 
Methoden der Parteien auf?  
 Welche Parallelen gibt es in Österreich und Deutschland? 
 
Die Beantwortung dieser Fragen soll aus sowohl aus dem ersten als auch aus dem zweiten 
Teil der Arbeit heraus passieren.  
 
Aus den gestellten Fragen lassen sich auch folgende Hypothesen ableiten: 
 
1. FPÖ und PRO-Bewegung agieren im Rahmen ihrer populistischen Strategie islamophob. 
 
2. Die Islamdebatte ist an Stelle der allgemeinen „Ausländerdebatte“ getreten und verläuft 
anhand weniger Themen wie „Moschee/Minarett“ und „Kopftuch/Frauenrechte“. 
 
3. Die islamophoben Diskursstränge verlaufen innerhalb von Österreich und Deutschland in 
den wesentlichen Merkmalen und Argumentationen gleich. 
 
4. Sowohl FPÖ als auch PRO-Bewegung prägen den Diskurs. Dies geschieht aber in 
unterschiedlichem Maße, was auf die ungleiche Bedeutung der Parteien zurückzuführen ist. 
 
In einer Zusammenfassung der Ergebnisse sollen abschließend die wesentlichen 
Gemeinsamkeiten hervorgehoben werden, aber auch Unterschiede zum Vorschein gebracht 
werden. Auch ist zu eruieren, ob „Islamophobie“ Auswirkungen auf eine Europaweite 
Vernetzung der extrem Rechten haben kann. 
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Der Begriff „Islamophobie“ 
Um das Phänomen Islamophobie verstehen zu können ist es von Bedeutung die wichtigsten 
Theorien zu dessen Entstehung zu kennen. Nicht zuletzt weil dies auch zum Verständnis der 
gesellschaftspolitischen Bedeutung des Phänomens beiträgt. So viel bereits vorab: Es kann 
nicht mit Sicherheit gesagt werden wer den Begriff tatsächlich zum ersten Mal verwendete, 
aber die Vielzahl der Theorien über sein erstes Aufkommen, sowie die Zahl der 
Wissenschaftler und Institutionen die die Prägung und Entstehung des Begriffs für sich 
reklamieren zeigt welche Beachtung dem Phänomen mittlerweile zukommt – vor allem in der 
muslimischen wissenschaftlichen Community, aber auch unter anderen.  
Chris Allen schreibt in seinem Aufsatz „Das erste Jahrzehnt der Islamophobie“ (Allen 2009: 
S. 13-33) ausführlich zu der Geschichte des Begriffs und dient meinen Ausführungen als 
Hauptbezugspunkt.  
Erstmalig abgedruckt wurde das Wort demnach 1925 in einem Werk Etienne Dinets und 
Slima Ben Ibrahims als „accès de délire islamophobe“, jedoch nicht mit dessen heutiger 
Bedeutung (Vgl. ebd.: S. 15). 
Ein zweiter Ansatzpunkt ist die Annahme, dass der Begriff durch Mullahs – im Zuge der 
iranischen Revolution – hervorgebracht wurde und gegenüber Frauen verwendet wurde, die 
den Hijab (=Körperbedeckung) nicht tragen wollten. Später sollen Muslime den Begriff 
übernommen haben und ähnlich zur heutigen Bedeutung gegenüber Andersgläubigen 
verwendet haben. (Vgl. ebd.: S. 15) Diese Theorie führte in der wissenschaftlichen 
Gemeinschaft zum Teil zur Ablehnung des Begriffs, vor allem durch Antideutsche. Darauf 
soll allerdings später eingegangen werden.  
Dem Oxford English Dictionary nach wurde es in seiner heutigen Bedeutung erstmals 1991 in 
der Zeitschrift „Insight“ verwendet (Vgl. ebd.: S.15) Zeitlich dürfte dies dem tatsächlichen 
Entstehungspunkt relativ nahe kommen, denn auch die meisten anderen Theorien vermuten 
das Aufkommen des Neologismus um den Anfang der 1990er Jahre.  
In den späten 1980er Jahren, so eine andere Theorie, soll das Policy Studies Institute (PSI) 
den Begriff hervorgebracht haben. Dort arbeitet unter anderem Modood, einer der ersten 
Wissenschaftler, die „Islamophobie“ in gedruckter Form verwendeten. (Vgl. ebd.: S. 15) 
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Anspruch auf die Prägung des Begriffs erheben unter anderem aber auch Einzelpersonen, wie 
Fuad Nandi, Herausgeber einiger muslimischer Zeitschriften in Großbritannien, wo sich allen 
Anscheins nach die Geburtsstätte des heutigen Islamophobie-Begriffs befindet. Auch hierfür 
gibt es aber keine konkreten Beweise, da in keiner seiner früheren Publikationen, der 
Terminus verwendet, sondern vielmehr umschrieben wurde. 
Robin Richardson hingegen vermutet, dass der Begriff weniger auf eine einzelne Person 
zurückzuführen sei, sondern vielmehr auf einen Prozess an dem mehrere Personen beteiligt 
waren. Khaleda Kahn stellt dazu die These auf – die, Allen nach, die wahrscheinlichste ist – 
dass sich der Neologismus im Londoner Bezirk Brent entwickelte. Im Zuge der Entstehung 
und Etablierung einer muslimisch-britischen Identität dürfte auch „Islamophobie“ als Begriff 
entstanden sein. (Vgl. ebd.: S. 16ff, sowie S. 20) 
Wie gezeigt wurde kann nicht mit Sicherheit geklärt werden wer für den Begriff mit seiner 
heutigen Bedeutung verantwortlich ist. Nichtsdestotrotz zeigt dies den Wert des Neologismus 
und das Interesse daran, nicht nur von Wissenschaftlern.  
Im Gegensatz zur Herkunft des Terminus ist hingegen geklärt wer ihn als erster im 
internationalen Kontext verwendete: Tariq Modood, Professor an der University of Bristol. Er 
erfasste als erster die globale Bedeutung des Phänomens und die größer werdende Bedrohung 
für MuslimInnen. (Vgl. ebd.: S. 22)  
Aus den vielen verschiedenen Ansätzen der nächsten Jahre, was Islamophobie sei, sticht vor 
allem eine Publikation heraus. „A Very Light Sleeper“ von Runnymede Trust erkannte 1994 
als erste nicht-muslimische Quelle den Begriff an und verwendete ihn in seiner Publikation. 
Noch bedeutender aber war die, 1997 erschienene, Runnymede Trust-Studie „Islamophobia: 
A Challenge For Us All“, die die Konzeptionalisierung des Begriffs maßgeblich beeinflusst 
hat und bis heute den Hauptbezugspunkt für die meisten Wissenschaftler bildet die sich mit 
dem Phänomen beschäftigen. Es handelt sich dabei auch um die erste klare Definition von 
Islamophobie, wie Allen betont. (Vgl. ebd.: S. 23) Die Definition selbst wird aber erst im 
nächsten Kapitel behandelt werden.  
Zum Begriff der Islamophobie selbst gab es seitdem kaum Forschungen (Vgl. ebd.: S. 24), 
jedoch konnten sonst einige Erfolge erzielt werden, die die Relevanz des Forschungsgebietes 
unterstreichen. 2001 wurde FAIR
3
 (Forum Against Islamophobia & Racism), als erste 
                                                          
3 Mittlerweile findet sich auch auf der Homepage von FAIR eine Islamophobie-Definition, diese wurde jedoch 
erst nachträglich erstellt. Siehe dazu: FAIR Online a: 
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Organisation, die explizit Islamophobie bekämpft, gegründet. Aber auch sie blieb eine 
eigenständige Definition was Islamophobie sei schuldig. (Vgl. ebd.: S. 24-25)  
Ebenso war das bei der Anerkennung durch die UNO und 2006 bei der Kopenhagener 
Deklaration, die im nächsten Kapitel ausführlicher besprochen wird. (Vgl. ebd.: S. 27) 
Definition 
 Was ist Islamophobie, wie wird der Begriff verstanden und angewandt? Die nötigen 
Voraussetzungen dies zu verstehen wurden im letzten Kapitel besprochen. Wie gezeigt wurde, 
wurde der Begriff maßgeblich in Großbritannien geprägt und verbreitete sich von dort. Im 
Folgenden sollen nun einige Islamophobie-Konzepte nachgezeichnet werden. Dies soll in 
einem Rahmen geschehen, der einen guten Überblick über die Definitionen gibt, soll aber so 
kompakt bleiben, dass das Hauptaugenmerk der Arbeit dennoch auf dem folgenden 
vergleichenden Teil liegt. Deshalb kann hier keine vollständige Abhandlung über sämtliche 
Ansätze erfolgen, sondern lediglich eine Skizzierung der wichtigsten Islamophobie-Theorien. 
Dabei soll zudem Hauptaugenmerk auf jene Definition gerichtet werden, die den späteren 
Betrachtungen als Grundlage dient. 
 
Ziauddin Sardar beschreibt Islamophobie als Wiedererscheinung historischer, anti-
muslimischer, anti-islamischer Phänomene
4
. Sein Verständnis von Islamophobie ist ein 
historisches, kurzlebiges und retrospektives Verständnis. (Vgl. Allen 2009, S. 22)  
Im Gegensatz dazu versteht Dilwar Hussain Islamophobie nicht als singuläres Konzept. 
Vielmehr gibt es eine Vielzahl von Islamophobien, die abhängig von ihrer sozialhistorischen 
und politischen Umgebung sind. (Vgl. ebd.: S. 23) 
 
1997 erschien schließlich die Runnymede Trust-Studie „Islamophobia: A Challenge For Us 
All“, die hohe Anerkennung erfuhr. An dieser Stelle soll nun Islamophobie im Sinne der 
Studie erklärt werden, was in einem ausführlicheren Maße passieren soll, da es sich um einen 
der wesentlichsten Bezugspunkte des später folgenden vergleichenden Teils handelt. 
Die Studie weist darauf hin, dass der Begriff in den 1980er Jahren geprägt wurde und ihrer 
Ansicht nach 1991 erstmals in gedruckter Form erschien. Schon in der Einleitung, sowie 
                                                                                                                                                                                     
http://www.fairuk.org/docs/defining%20islamophobia.pdf , 28.6.2010; FAIR Online b: 
http://www.fairuk.org/ , 28.6.2010 
4 Ähnlich sieht das auch Milton-Edwards. Mehr dazu in Allen 2009, S. 23. 
13 
 
später nochmals, wird darauf verwiesen, dass das Wort „Islamophobie“ nicht ideal sei, aber 
Ähnlichkeiten zu zum Beispiel „Xenophobie“ aufweise. Des Weiteren gäbe es eine neue 
Realität, die auch eines neuen Namens bedürfe, da anti-muslimische Vorurteile sehr schnell 
gewachsen seien und eine größer werdende Gefahr darstellen. (Vgl. Runnymede Trust 1997: 
S. 1 und S. 4) Außerdem sei es eine nützliche Kurzform um sich auf Furcht oder Hass dem 
Islam gegenüber zu beziehen und damit auch auf die Angst oder dem Hass gegenüber den 
meisten oder allen MuslimInnen. (Vgl. ebd.: S. 1) 
 
Damit wären wir auch bereits bei der Definition von Islamophobie:  
 
„The term Islamophobia refers to unfounded hostility towards Islam. It refers also to the 
practical consequences of such hostility in unfair discrimination against Muslim individuals 
and communities, and exclusion of Muslims from mainstream political and social affairs.“ 
(Runnymede Trust 1997: S. 4) 
 
Die Studie besagt auf selbiger Seite jedoch auch, dass Kritik nicht islamophob sei, dass es 
Unterschiede gibt, an welchen sich Kritik und Islamophobie von einander unterscheiden 
ließen. Es kann durchaus rechtmäßig sein Praktiken von muslimischen Staaten zu kritisieren, 
genauso wie die Rolle der Menschenrechte und der demokratischen Rechte in diesen zu 
hinterfragen. Auch die Rolle der Frau sei kein Tabuthema. (Vgl. ebd.: S. 4) 
 
Um aber eben diesen oft feinen Unterschied zwischen Hetze und Kritik zu erkennen brauche 
es Kategorien. Diese werden im Text als „open views“, beziehungsweise „closed views“ 
definiert. Angst und Furcht vor dem Islam und vor MuslimInnen sind Zeichen der closed 
views, während Kritik und andere Meinungen/Ansichten, sowie Respekt und Anerkennung 
Charakteristika der open views sind. (Vgl. ebd.: S. 4) Diese open beziehungsweise closed 
views wurden wiederum in acht Kriterien unterteilt, die sich jeweils dichotom 
gegenüberstehen. Die acht Kriterien der closed views verstärken sich gegenseitig und geben 
einander noch mehr Gewicht. Ebenso, jedoch positiv entgegengesetzt, verhält es sich dabei 
auch mit den open views. (Vgl. ebd.: S. 4) 
 
Zur Veranschaulichung finden sich in der unterhalb gezeigten Tabelle die Dichotomien der 





Abbildung 1: closed and open views (Quelle: Runnymede Trust 1997: S. 5) 
 
Diese Dichotomien sollen nun erklärt und verständlich gemacht werden. Dabei wird sich die 
Zusammenfassung im Wesentlichen auf die closed views als Indikator von Islamophobie 
beschränken
5
. (Vgl. Runnymede Trust 1997, S. 5-11)  
 
1. Monolithisch/Unterschiedlich: Closed views sehen den Islam als statisch, 
unabänderbar, monolithisch und intolerant. Sie ignorieren etwa auch 
Menschenrechtsdebatten in islamischen Staaten. Aussagen sind oft generalisierend 
und undifferenziert, würden in dieser Weise nicht über andere Religionen gemacht 
werden. Closed views neigen hier dazu vom Einzelnen auf das Ganze zu schließen.  
 
2. Separat/Austauschend: Closed views sehen absolute Unterschiede zwischen dem 
Islam und dem Westen. Der Islam ist das  „Andere“ im Gegensatz zum westlichen 
„Wir“. 
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Wiederum erfolgt bei closed views eine Unterteilung in ein westliches „Wir“, welches 
überlegen wahrgenommen wird, sowie in ein islamisches „Anderes“, das unzivilisiert, 
irrational, gewalttätig und primitiv ist. 
 
4. Feind/Partner: 
Closed views suggerieren, der Islam sei gewaltbereit und aggressiv und dem Westen 
gegenüber feindlich gesinnt.  
 
5.Manipulative/Aufrichtig: 
Closed views behaupten, MuslimInnen würden ihre Religion strategisch einsetzen, als 
politisches und militärisches Mittel. Nicht der Glaube und Tradition stehen im 
Zentrum sondern der manipulative Aspekt der Religion. Der Glaube sei von „einer 
Waffe nicht zu unterscheiden“ (ebd.: S. 8) 
 
6. Zurückgewiesenen, ignorierte Kritik/ Bedacht: 
Muslimische Kritik am Westen wird als wertlos zurückgewiesen oder nicht beachtet. 
Zudem werden muslimische VertreterInnen/ExpertInnen strukturell aus Debatten 
ausgeschlossen oder nicht eingeladen. 
 
7. Diskriminierung verteidigen/kritisieren: 
Closed views lehnen muslimische Kritik ab und ignorieren sie. Dies geht bis zur 
Verteidigung des kritisierten Objekts und auch zur Rechtfertigung rassistischer 
Ressentiments. 
 
8. Islamophobie als natürlich/ problematisch betrachten: 
Closed views betrachten Islamophobie als natürlich und selbstverständlich. Es ist Teil 
des Alltags und als solches auch nicht wegzuwünschen. 
 
Daraus ergeben sich vier Hauptaspekte der Islamophobie: Exklusion, Diskriminierung, 
Vorurteile und Gewalt. Diese  stehen nebeneinander, überlappen sich aber auch und 





Abbildung 2: Aspekte der Islamophobie und deren Interaktion (Quelle: Runnymede Trust: S. 11) 
 
Zusammenfassend werden auch sieben wichtige Konsequenzen, ausgelöst durch 
Islamophobie genannt. Einerseits verhindert Islamophobie die Entwicklung einer 
Gesellschaft, die durch kulturelle Differenz und durch soziale Inklusion geprägt ist.  
Weiters führt es zu einem Minderwertigkeitsgefühl, vor allem bei jungen MuslimInnen. 
Soziale Probleme werden wahrscheinlicher, das soziale Ungleichgewicht steigt und 
verursacht Kosten, zudem werden „Talente“ nicht erkannt und fehlen in Wirtschaft, 
Wissenschaft, etc. Die Meinung und der Diskurs der Massen wird in muslimischen 
Gemeinden nicht mehr wahrgenommen. Das führt letztendlich dazu, dass MuslimInnen nicht 
mehr zu Problemlösungen beitragen können und wollen.  
Der letzte, jedoch nicht wesentliche Aspekt ist der Schaden internationaler Beziehungen, 
speziell mit islamischen Ländern und solchen mit einer großen muslimischen Bevölkerung. 
(Vgl. ebd.: S. 12) 
 
Ein Nebeneffekt der weitgehenden Anerkennung der Studie ist, dass seit dem Erscheinen 
dieser kaum weiter Begriffs- und Definitionsforschung betrieben wurde. 
Zuletzt noch ein kurzer Exkurs zur Kopenhagener Deklaration (Vgl. ebd.: S. 27). Diese 
beinhaltet zwar keine explizite Definition was Islamophobie sei, aber die Konferenz des Islam 
Channel wurde aus folgendem Grund – welcher einer Definition nahe kommt -  abgehalten: 
Aus einem „deep concern about the growing phenomenon of islamophobia – the 
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demonization of human being for no other reason than their Muslim faith“. (Zit. nach Allen 
2009: S. 27) 
Probleme und Kritik des Islamophobie-Begriffs 
Islamophobie ist, wie gezeigt wurde, ein verhältnismäßig junger Begriff. Deshalb, sowie 
aufgrund der Tatsache, dass nach der Runnymede Trust-Studie wenig Begriffsforschung 
getätigt wurde, ist es auch wenig verwunderlich, dass der Begriff einige Probleme mit sich 
bringt und auch Kritiker hat, die den Begriff als solchen komplett ablehnen. 
Ein wesentliches Problem des Begriffes ist wie erwähnt die fehlende Begriffsforschung. 
Führende Institutionen in der Islamophobieforschung, aber auch Konferenzen zu dem Thema 
brachten kaum Innovationen und Verbesserungen alter Definitionen hervor. Zwar wurden in 
den 1990ern in kurzer Zeit viele Konzepte erarbeitet, allerding folgten darauf kaum 
theoretische Analysen, was Islamophobie sei. Deshalb wird auch beklagt, dass ein Mangel an 
Klarheit darüber herrsche, was Islamophobie sei und kritisiert, es handle sich dabei um einen 
„schwammige[n] Begriff“ (Allen 2009: S. 24), der je nach Forschungsinteresse ausgelegt 
werden kann. (Vgl. ebd.: S. 14-27) 
Ein wesentliches Versäumnis bringt Maussen auf den Punkt: Islamophobie als Begriff fasst 
verschiedene Arten von Diskursen und Handlungen zusammen, welche allesamt aus Angst 
vor dem Islam entspringen würden. Dies führe zu einer inflationären Verwendung des 
Begriffs. Deshalb müsse es Kriterien geben, anhand welcher klar zwischen Kritik und 
Diskussion über den Islam, sowie Hetze gegen dem Islam und MuslimInnen unterscheiden 
werden könne. Maussen merkt dazu an, dass Kritik und Hetze zwar eventuell miteinander 
verwoben sein könnten, jedoch definitiv nicht ident seien. (Vgl. ebd.: S. 28) 
In seinen wesentlichen Bedenken muss Maussen zugestimmt werden. Der Islamophobie-
Begriff darf jedenfalls nicht dazu dienen jede Kritik am Islam als Diffamierung zu 
bezeichnen. Es bedarf klarer Strukturen anhand welcher bestimmt werden kann wo Kritik 
aufhört und Hetze beginnt.  
Hierzu finden sich in der Studie aber auch Ansätze die abgrenzen in welchem Rahmen Kritik 
möglich keine Hetze ist. In erster Linie wird Kritik dadurch gekennzeichnet, dass sie den 
Islam anerkennt, das heißt ihn fair und mit Respekt behandelt. Das heißt auch, der Islam wird 
mit demselben kritischen Blick betrachtet wie andere Religionen. Er wird nicht als einheitlich, 
sondern als differenzierte Religion wahrgenommen. Zudem wird ihm auf gleicher Augenhöhe 
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begegnet, es besteht also kein Konkurrenzverhältnis sondern eine „Partnerschaft“, denn der 
Islam hat gemeinsame Werte mit Europa/dem Westen/dem Christentum und es gibt 
wechselseitige Beeinflussungen. Von zentraler Bedeutung ist auch die Anerkennung des 
Islams als Religion und nicht als politische Ideologie
6
, sowie nicht zuletzt die Fähigkeit zur 
Selbstreflexion und –kritik des Islam. Auch muss Platz sein für Kritik am Westen und 
Christentum. (Vgl. Runnymede Trust 1997: S. 5-11)  
Unter Berücksichtigung dieser Punkte, die für Kritik an anderen Kulturen/Religionen auch 
eingehalten werden, ist die Kritik am Islam, sowie einzelnen Strömungen, Ideen, etc. der 
Religion uneingeschränkt möglich. 
Andere Kritik ist zum Beispiel, dass „Islamophobie als Kampfbegriff“ verwendet wird. So 
etwa Manuel Frischberg in: „Das Konzept „Islamophobie“ als Abwehr westlicher 
Zumutungen. Zur Genese eines Kampfbegriffs“.  (Vgl. Frischberg 2006: S. 155-172) Er  
bezeichnet das Konzept als „Abwehr jeder Chance auf Emanzipation des Individuums“ 
(Frischberg 2006: S. 156), sowie als Dschihad-Legitimation (als Abwehrkampf). Das Konzept 
der Islamophobie diene dem Schutz fundamentalistischer MuslimInnen und so seien nach 
9/11 damit die Täter zu Opfern geworden. (Vgl. ebd.: S. 155) Natürlich kann ein Missbrauch 
nicht ausgeschlossen werden, doch niemand, der sich ernsthaft mit dem Konzept 
auseinandergesetzt hat, glaubt ernsthaft, dass etwa Runnymede Trust mit diesem einen 
Terroranschlag legitimieren würden. Vielmehr verweist die Theorie darauf, dass nicht jede 
MuslimIn TerroristIn ist, schließt aber nicht aus, dass es muslimische TerroristInnen gibt. 
Gerade nach 9/11 (und vermutlich bis heute) war die Gefahr als MuslimIn mit einer 
TerroristIn (durch selektive Berichterstattung der Medien) auf die gleiche Stufe gestellt zu 
werden immanent. 
Frischberg meint weiter: „So führt die Forderung, zwischen Islam und Fundamentalismus zu 
unterscheiden, zu nichts anderem, als von der Ideologie der Täter zu schweigen und den 
Fundamentalismus als Notwehr gegen den Westen zu rechtfertigen.“ (ebd.: S. 171) Dies zeigt, 
dass Manuel Frischberg bewusst verweigert, Hetze gegen MuslimInnen anzuerkennen und im 
Grunde selbiges betreibt, indem er eine Unterteilung in friedliche und radikale Muslime 
ablehnt.  
                                                          
6
 Auch wenn es Strömungen gibt, die den Islam politisch instrumentalisieren, so muss dies auch für andere 
Religionen gesehen werden. Diese einzelnen Strömungen dürfen und sollen auch kritisch betrachtet werden, 
solange das Problem nicht auf den gesamten Islam projiziert wird. 
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Islamophobie  oder „nur“ Rassismus? 
Um die oben formulierten Kritiken jedoch zumindest in ihren wesentlichsten Elementen 
aufzugreifen, soll an dieser Stelle auf „kulturellen Rassismus“ Bezug genommen werden. Der 
Begriff soll anhand von Miles und Fanon kurz erklärt werden und in Bezug zu Islamophobie 
gesetzt werden, da der Ansatz eine Möglichkeit bietet das Phänomen weniger im 
psychologischen Sinne (Phobie, Angst), sondern in einem strukturellen Kontext zu betrachten. 
Zunächst soll dabei in aller Kürze geklärt werden, was Rassismus für Miles ist und wie er 
wirkt. Dabei soll insbesondere auf transformierte Wirkungsweisen geachtet werden. 
Anschließend wird der kulturelle Rassismus selbst betrachtet werden und mit Hilfe der 
Theorie Fanons in das Konzept der Islamophobie eingebettet werden. 
Ganz zentral für islamophobe Hetze ist auch das westliche Konzept des „Orientalismus“, denn 
gerade dieses gibt uns die Möglichkeit zu bestimmen, ob - wie in der Überschrift angedeutet - 
Islamophobie als eigenständiges Phänomen zu betrachten ist, oder „nur“ als Rassismus.  
Rassismus mit Maske 
Was ist also Rassismus und was hat er mit dem Begriff „Rasse“ zu tun? Ein möglicher Ansatz 
ist bis heute, dass der Rassismus-Begriff ausschließlich auf „Rasse-Diskurse/Theorien“ 
verweise. Dem widerspricht allerdings Miles, der gleichzeitig eine weitere und sinnvollere 
Definition mitbringt. (Vgl. Miles 2000: S. 17)  
Robert Miles hat die Absicht, mit seinem Text die Bedeutung und die Brauchbarkeit von 
„Rassismus“ als Begriff neu zu definieren. Dabei beschäftigt er sich zunächst mit dem Begriff 
der „Rasse“ selbst, um anschließend über „Bedeutungskonstitution“, „Rassenkonstruktion“, 
„Rassismus“ und „Institutionellen Rassismus“ zu schreiben. 
Im Gegensatz zu anderen gängigen Ansichten ist Miles, wie erwähnt,  nicht der Auffassung, 
dass der Rassismus-Begriff ausschließlich auf Theorien über „Rasse“ verweist. Vielmehr gibt 
es auch einen biologischen Rassebegriff, der aber, ebenso wie jener aus der Genforschung, 
keine Einteilung in hierarchische Strukturen als Ziel hat, sondern lediglich phänotypische 
Unterschiede erklärt und kategorisiert. (Vgl. ebd.: S. 18) 
An dieser Stelle führt er den Begriff der Bedeutungskonstitution ein, der einen Prozess 
beschreibt, in dessen Folge bestimmten phänotypischen Eigenschaften eine besondere 
Bedeutung zugeschrieben wird. Dadurch entstehen übergeordnete, sowie untergeordnete 
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Merkmale. „Rasse“ ist dann also das Resultat jener Bedeutungskonstitution, durch die zum 
Beispiel Hautfarbe zu einem besonderen Kriterium erhoben wird. Zudem werden an solche 
phänotypischen Unterschiede auch spezielle kulturelle Merkmale geheftet, was dazu führt, 
dass bestimmte biologische Merkmale mit bestimmten Eigenschaften verbunden werden. Es 
entsteht ein soziales Konstrukt der Wirklichkeit, welches nichts mit der Realität zu tun hat. 
Folglich sind „Rassen“ sozial imaginiert. (Vgl. ebd.: S. 18 und 19)  
Da Rassen also im sozialwissenschaftlichen Sinne nicht natürlich sind, sollten die 
Bedingungen, unter denen diese konstruiert werden, analysiert werden. Rassenkonstruktion ist 
zum Beispiel dazu da, um die Wahrnehmung der Weltbevölkerung zu strukturieren. 
Der Autor selbst definiert Rassenkonstruktion als Grenzziehungsprozess zwischen 
unterschiedlichen Gruppen, wobei (hauptsächlich) auf angeborene Merkmale zwischen den 
Gruppen verwiesen wird.  Demnach handelt es sich um einen ideologischen Prozess, wenn 
biologische Eigenschaften dazu benutzt werden, um verschiedene soziale Gruppen zu 
konstruieren.  
Außerdem legt Miles Wert auf die dialektische Eigenschaft des Begriffes 
„Rassenkonstruktion“, da durch die biologische Eigenschaft ein „Anderes“ entsteht, aber 
gleichzeitig auch ein „Eigenes“. (Vgl. Miles 2000: S. 20-22) 
Rassismus betrachtet der Autor als ideologischen Begriff, der um seine analytische Schärfe zu 
behalten, auch ein solcher bleiben sollte und dessen inflationäre Verwendung nur der 
wissenschaftlichen Genauigkeit schadet. Für die genauere Bestimmung und die anschließende 
Spezifizierung des Rassismus-Begriffs erklärt Miles vorher die „Ausschließungspraxis“.  
Dabei handelt es sich um die Benachteiligung/Bevorzugung  bestimmter Gruppen bei der 
Verteilung von Ressourcen und Dienstleistungen, wobei der Begriff nicht die Ursache dieser 
beschreibt, sondern die bloße Tatsache. Auch hier sollte wieder das dialektische Verhältnis 
betont werden: Denn Ausschließungsprozesse sagen nicht nur aus wer ausgeschlossen ist, 
sondern implizieren auch wer in einer bestimmten Gruppe eingeschlossen ist.  
Rassismus sollte im Unterschied dazu durch seinen ideologischen Wert und nicht durch seine 
Funktion definiert werden, wobei zwei wesentliche ideologische Merkmale hervorgehoben 
werden: Bestimmte biologische Merkmale werden einer Gruppe zugeschrieben und werden 
zum spezifischem Merkmal dieser, zudem werden andere Eigenschaften, wie Herkunft, als 
ebenso natürlich angenommen. Danach müssen jene Merkmale der entstandenen „Rasse“ 
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negativ bewertet werden. Auch hier erkennt man einen dialektischen Charakter, denn durch 
das Abwerten der anderen Merkmale werden die eigenen positiv hervorgehoben. (Vgl. ebd.: 
S. 22-27) 
Ein weiterer Wesenszug des Rassismus ist sein „praktisch adäquater“ Charakter; Rassistische 
Ideologie beschreibt und erklärt, wie die Welt erfahren wird; Rassismus gibt kausale 
Erklärungen für Beobachtungen, auch wenn diese Erklärungen nicht die eigentlichen, 
richtigen Erklärungen sind. Rassismus ist aber nicht eine Sammlung falscher 
Wahrnehmungen, sondern der Versuch die Wahrnehmungen so zu ordnen und ideologisch zu 
konstruierten, dass man mit ihnen umgehen kann (z.B.: Arbeitslosigkeit). 
Die Aufgabe des Rassismus-Begriffs sei es nun, allgemeine Merkmale zu bestimmen, die ein 
Diskurs haben muss um als rassistisch klassifiziert zu werden. Dennoch gibt es mehrere 
Rassismen, die sich vor allem dadurch unterscheiden, was das Objekt des Rassismus ist und 
welche Merkmale als Bezugspunkt dienen. 
Abschließend wird  noch der institutionelle Rassismus besprochen: In diesem bleibt der 
rassistische Diskurs unausgesprochen. Im Ausschließungsprozess oder im neuen Diskurs sind 
die Rassismen jedoch trotzdem (versteckt/verschleiert) enthalten. (Vgl. Miles 2000: S. 27-19) 
Auf diesem Grundverständnis von Rassismus soll nun weiter aufgebaut werden, wobei darauf 
geachtet werden muss, dass Miles Definition auch einige Problematiken aufweist. So spricht 
er etwa nur von „Rassismus“ aber nicht von speziellen Formen des Rassismus.  
Um dieses Problem aufzugreifen möchte ich hier deshalb Frantz Fanons „Kritik des 
kulturellen Rassismus“ (Fanon 1994: S. 185-197) einführen. Der Text ist dabei im Kontext 
eines antikolonialistischen Denkens zu betrachten. 
Frantz Fanon versteht Rassismus als Teil der Kultur und es besteht eine Wechselwirkung 
zwischen diesen. Er versteht ihn als Element der systematischen Unterdrückung eines Volkes, 
wobei er Machtverhältnisse in mehreren Phasen zu stabilisieren versteht. Der Rassismus 
bedarf dabei einer ständigen Erneuerung und Veränderung: Der „vulgäre“/biologische 
Rassismus entwickelt sich zum „kulturellen Rassismus“, tritt ab sofort verschleiert („nicht 
mehr ohne Schminke“) auf.  
Objekt ist nicht länger das Individuum sondern eine Existenz-Form. Das ergibt sich zum 




Zudem betont Fanon, dass Rassismus eine Konsequenz sei, keine Konstante des menschlichen 
Denkens, sondern eine Konstante eines bestimmten Systems, des Systems der Ausbeutung. 
Deshalb sei jedes Land mit Kolonien rassistisch und jeder Rassismus gleich. 
Der Autor spricht sich für eine „materialistische Analyse“ aus, um die Wirkung und 
Entstehung des Rassismus zu begreifen und lehnt wiederum einen psychologischen Ansatz 
ab. Auch argumentiert er in einem gesellschaftlichen Kontext und sieht nicht mehr den 
Einzelnen, sondern Gruppen als Objekt des Rassismus. 
Rassismus wird hier als Element der Hierarchisierung und der systematischen Unterdrückung 
verstanden. Er bedingt eine kontinuierliche Agonie und stabilisiert damit bestehende 
Machtverhältnisse. Das Objekt des Rassismus wird zur Aufgabe seiner kulturellen Identität 
gezwungen. Solange es nicht versucht zu assimilieren/sich zu entfremden ist Ausschließung 
aus dem System implizit.  
Das Verhältnis Rassismus-Kapitalismus erklärt Fanon wie folgt: „Die Perfektion der 
Produktionsmittel erzeugt fatalerweise die Verschleierung der Techniken zur Ausbeutung des 
Menschen, also der Formen des Rassismus.“ (Fanon 1994: S. 189) 
Gesellschaften sind entweder rassistisch oder sie sind es nicht. Jede rassistische Gesellschaft 
ist dies bewusst - wobei Kolonialmächte generell rassistisch sind. Daher ist Rassismus auch 
keine zufällige Entdeckung.  Rassismus ist ein Teil des Unterdrückungsmechanismus, ein 
Element der Hierarchisierung und ist systematisch. Der Fokus antirassistischer Strategien 
solle sich daher gegen die Struktur richten, dessen Konsequenz er ist und nicht gegen den 
Rassismus selbst, wie dies oftmals der Fall ist. Kampagnen (der UNO zum Beispiel) agieren 
zwar auf zwischenmenschlicher Ebene (und appellieren etwa an Gefühle wie Liebe, etc.), 
zielen aber nicht auf politische und ökonomische Ebene ab.  
Edward Saids Orientalismus-Konzept 
1978 erschien Saids „Orientalism. Western Concept oft the Orient“, in dem er mittels 
poststrukturalistische Analysen (Foucault) und Hegemonietheorie (Gramsci) die Konstruktion 
des „Orients“ durch den Westen erklärt. 
Bedeutend an dieser Konstruktion war das konstruierte Wissen über den „Orient“, dass der 
Stabilisierung der Herrschaftsverhältnisse dienen sollte. Die Ursprünge des „Orients“ als 
Konstrukt (und damit auch der Wissenschaft des „Orientalismus“) sieht Ziauddin Sardar 
analog zu Said in dem ersten Aufeinandertreffen des Christentums mit dem Islam. Ersteres 
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sah vor allem ein politisches Problem, da der „Orient“ dem christlichen Europa in 
wissenschaftlichen, sozialen und kulturellen Belangen weit voraus war. Im Kampf dagegen 
wurde der „Orientalismus“ erfunden. 
Entgegen der Realität wurde ein einheitliches/monolithisches Bild des „Orients“ und des 
Islams konstruiert. Dabei wurde die Überlegenheit Europas gegenüber dem „Orient“ betont, 
sowie dessen Aggressivität, Rückständigkeit, etc. Mit der Konstruktion dieses „Anderen“ 
wurde ein Gegenbild zu Europa geschaffen, von dem gleichzeitig eine Bedrohung ausgeht die 
es zu abzuwehren/beseitigen gilt. (Vgl. Mert 2009: S.8-13) 
Islamophober Populismus 
Farid Hafez machte es sich zur Aufgabe „Islamophobie“ sozialwissenschaftlich 
operationalisierbar zu machen. Dazu geht er von einem multidimensionalen Phänomen aus.  
„Islamophobie“ darf nicht als einschichtiges Konzept betrachtet werden, sondern bedarf einer 
tiefergehenden Analyse. Es ist nicht allein über religiöse Diskriminierung, historische 
Prozesse oder Rassismus alleine zu definieren. Vielmehr spielen mehrere Faktoren 
zusammen: „Rasse“, „Religion“, „Geschichte“, „Nation“, „Zivilisation“. Je nach Kontext 
müssten verschiedene Aspekte in Betracht gezogen werden. (Vgl. Hafez 2010: S.35-65) 
 
Abbildung 3: Islamophobie als multidimensionales Phänomen (Quelle: Hafez 2010: S. 64) 
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Auch führt Hafez den Begriff des „Islamophoben Populismus“ ein. Dieser orientiert sich 
weitgehend an der „Islamophobie“-Definition der Runnymede Trust, stellt aber einen 
spezifischen Kontext zu Österreich her. Dem Populismus werden hier islamophobe 
Argumente als Inhalt zugeordnet, der Islamisierungs-Diskurs verdränge dadurch den 
allgemeinen „Überfremdungsdiskurs“ der extrem rechten Parteien. Wie Populismus und 
Islamophobie zusammen wirken veranschaulicht eine Grafik: 
 
Abbildung 4: Islamophobie und Populismus (Quelle: Hafez 2010: S. 68) 
 Der Populismus lässt „den Islam“ als unveränderbares Gegenbild zum europäischen Westen 
begreifen. Gleichzeitig werden auch MuslimInnen als die „Bösen“ stigmatisiert und 
schließlich ausgegrenzt. (Vgl. ebd.: S. 67-69) 
Dieses Verständnis sollte sich ausgehend von den formulierten Thesen auch auf Deutschland 
übertragen lassen. 
Islamophobie in Europa 
Ausgehend von den vorherigen theoretischen Betrachtungen Miles, Fanons und Saids kann 
festgestellt werden, dass es sich bei „Islamophobie“ um ein eigenständiges Phänomen handelt. 
Dieses basiert einerseits auf Jahrhunderte andauernden Zuschreibungen des Westens an den 
„Orient“, mit denen ein Gegenbild zum Westen/zu Europa aufgebaut wurde, um 
Herrschaftsverhältnisse zu stabilisieren.  
Andererseits werden nunmehr einem bereits sehr alten Konstrukt weitere Eigenschaften 




Gerade in Bezug auf das „Phobie-Problem“ des Begriffs kann Fanons Theorie des kulturellen 
Rassismus angesetzt werden. Islamophobie als Begriff entwickelte sich, wie gezeigt, in 
Großbritannien - eine Kolonialmacht – und das erst mit der Identitätsbildung der britischen 
MuslimInnen. Diese Kolonialmacht, ist wie wir ebenso sehen konnten, per se rassistisch, so 
auch ihre Gesellschaft. So kommt es, wie es auch Fanon beschreibt, zu einer Rückbesinnung 
auf die eigene Tradition, gemischt mit einer britischen Identität. Als Abwehr entgegnen der 
britisch-muslimischen Minderheit begegnen dieser daraufhin Rassismus, Diskriminierung und 
Exklusion, sowie Gewalt. Der Islam ist dabei „das Andere“ dient als zentraler Angriffspunkt, 
definiert aber sogleich „das Eigene“, das Christliche. Dem Islam und den MuslimInnen 
werden in diesem Prozess negative Eigenschaften zugeschrieben: Der Islam und seine 
AnhängerInnen seien gewalttätig, primitiv, rückständig, etc. Oft wird der Islam auch auf 
Djihad reduziert und MuslimInnen mit TerroristInnen gleichgesetzt und somit als Fanatiker, 
Irre oder ähnliches stigmatisiert.  
Diese Eigenschaften werden dabei als unveränderlich, als angeboren wahrgenommen. 
Deshalb müssten MuslimInnen und der Islam als Religion/Kultur per se 
bekämpft/diskriminiert werden. Selbst eine Assimilation wird in den allermeisten Fällen nicht 
genügen um den Rassismus zu durchbrechen, da phänotypischen Merkmalen, wie einer 
dunkleren Hautfarbe, eben diese negativen Eigenschaften eingeschrieben sind. Auch hier 
zeigt sich die Maskierung des Rassismus, dessen Ziel letztendlich doch dasselbe ist.  
Mit der Runnymede Trust-Studie wird dem Phänomen schließlich ein Rahmen gegeben, in 
dem letztlich klare Kriterien die Bestimmung von Hetze und berechtigter Kritik 
festgeschrieben sind. Zusammenfassend kann dieser Rahmen beschrieben werden als Absage 
an eine „orientalistische“ Sicht im Sinne Saids und ebenso eine Ablehnung eines auf dem 
Konzept basierenden kulturellen Rassismus, inklusiver der daraus abzuleitenden Exklusion 
von MuslimInnen in politischer, wie sozialer Hinsicht. Gleichzeitig wird konstruktive Kritik 
jedoch legitimiert. 
Erweitert werden sollen die bisherigen Ansätze um Farid Hafez Konzept des „Islamophoben 
Populismus“, der gerade für Österreich und Deutschland einen Kontext herstellt und auch 
gewährleistet, dass keine verkürzten Schlüsse, bei der ausschließlich „Rasse“ oder „Religion“ 
als Kategorien analysiert werden, gezogen werden. Speziell im Hinblick auf die FPÖ und die 
PRO-Bewegung, die sich selbst als „Rechtspopulisten“ begreifen, ist dieser Ansatz von 
Nutzen, um eine inhaltliche Komponente des Populismus zu verstehen.  
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Wie auch der angeführten Kritik zuzustimmen ist handelt es sich bei dem Terminus „Phobie“ 
um keine adäquate Beschreibung, aufgrund der Verbreitung und der Bekanntheit des Begriffs 
soll für diese Arbeit jedoch daran festgehalten werden. Ein weiterer Grund für die 
Beibehaltung dieses speziellen Terminus ist auch in den beschriebenen theoretischen 
Konzepten zu finden. Er wirkt der inflationären Verwendung des Rassismus-Begriffs 
entgegen. Vielmehr noch, er spezifiziert unter anderem eine Form des Rassismus und es 
findet dabei eine Sensibilisierung statt, ob jemand den Islam berechtigt kritisiert, oder ob er 
rassistische Hetze betreibt.  
Zudem hilft der Begriff das Objekt konkret zu benennen und zeigt dabei, dass von der 
kulturellen Gruppe auf das Individuum geschlossen wird. Dabei wird also zugleich noch ein 
Mechanismus des Rassismus-Prozesses demaskiert. Auf den ersten Blick lies sich vermuten, 
dass der Begriff überflüssig sei, und da im „Orient“ nicht nur MuslimInnen leben auch 
verkürzt. Doch richtet sich der Rassismus nicht gegen orientalische Christen
7
, sondern gegen 
MuslimInnen.  
Noch einmal soll an dieser Stelle jedoch betont werden, dass Rassismus jedoch nicht die 
einzige Erklärung von Islamophobie ist. Neben „Rasse“ erfolgt die Konstruktion auch über 
„Religion“, „Zivilisation“, „Nation“ und „Geschichte“. Diese Komponenten können getrennt, 
aber auch vermengt auftreten.  
FPÖ und PRO Bewegung – Rechtspopulistisch? 
Rechtsextrem? Extrem rechts! 
Sowohl bei der FPÖ, als auch bei der PRO-Bewegung in Deutschland kommt meist die 
Bezeichnung „rechtspopulistisch“ zum Einsatz. Doch was heißt das? Im Sinne Alexander 
Häuslers (Häusler 2009: S. 130-147) soll darauf Bezug genommen werden. 
 
Dieser ist der Ansicht, dass „rechtspopulistisch“ nichts anderes beschreibt als eine 
Inszenierungspraktik (rhetorisch und propagandistisch)und nur durch den Zusatz „rechts“ die 
                                                          
7
 Rassismus richtet sich hingegen schon gegen Juden, aber weniger weil sie aus dem „Orient“ kommen, sondern 
vielmehr weil sie Juden sind. Es handelt sich dabei also um Antisemitismus, nicht um orientalistischen 
Rassismus. Insofern kann Islamophobie auch als Abgrenzung zum Antisemitismus verstanden werden. 
Schließlich ist dieser Begriff ebenso problematisch in der Wortwahl (semitische Sprachgruppe) und wird genau 
wie „Islamophobie“ missbräuchlich verwendet.  
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politische Ausrichtung erahnen lässt. Wie rechts ist jedoch noch nicht festgeschrieben und die 
Bezeichnung dient vor allem auch dazu sich als „Anwalt der Bevölkerung“ zu positionieren. 
Dabei verweist er auf Karin Priester, die festhält, dass Populismus (im heutigen Sinne 
betrachtet) die Bevölkerung mit dem selbstständigen Mittelstand und den sogenannten 
„kleinen Leuten“ gleichsetzt. (Vgl. dazu auch Priester 2007: S. 14) 
Wenn also „Rechtspopulismus“  nicht genau beschreibt wo im rechten Spektrum eine Partei 
angesiedelt ist, sondern lediglich über einen Politikstil Aufschluss gibt, benötigen wir eine 
andere Kategorie.  
 
Dazu liefern Hafeneger und Schönfelder (Vgl. Hefeneger; Schönfelder 2007: S. 9) den 
Begriff der „extremen Rechten“, der sich als Sammelbegriff versteht und das gesamte rechts-
außen Spektrum umfasst. Also von gemäßigten rechtskonservativen Parteien, bis hin zu 
offenen neonazistischen Parteien. 
 
Da sich zurzeit die gesamte extreme Rechte populistischer Inszenierungen bedient (Vgl. 
Häusler 2008: S. 11) und beide Parteien ins rechte Spektrum einzuordnen den Rahmen der 
Arbeit sprengen würde, werden FPÖ und PRO-Bewegung im Sinn Hafenegers und 
Schönfelders als extrem rechts bezeichnet werden.  
 
Beide lassen sich anhand von mehreren Kriterien der genannten Autoren eindeutig als solche 
einordnen. Ein Kriterium ist etwa die völkisch-nationalistische Ausprägung
8
 oder auch die 
Diskriminierung von Minderheiten
9
, um nur zwei Beispiele zu nennen.  
 
Doch wie genau FPÖ und PRO-Bewegung einzuordnen sind (rechtsextrem, rechtsradikal, 
etc.) und welche Kategorie hier zur Anwendung kommt muss anschließend an die Analyse 
der Parteiprogramme genauer betrachtet werden.  
                                                          
8
 zu finden etwa bei der FPÖ im Handbuch freiheitlicher Politik (FPÖ Bildungsinstitut 2009):  z.B. S. 27: Hier 
geht es um den Schutz der „autochthonen Bevölkerung“, oder auf S. 271: „Wir bekennen uns zu einem Europa 
der selbstbestimmten Völker und Vaterländer […].“ 
9
 Aus dem Parteiprogramm von PRO NRW (PRO NRW a: http://www.pro-nrw.net/?page_id=25): „Pro NRW 




PRO-Bewegung, FPÖ und antiislamische Agitationen 
An dieser Stelle sollen nun die FPÖ sowie die PRO-Bewegung und ihr Verhältnis zum Islam, 
respektive zu MuslimInnen besprochen werden. Dabei ist vorwegzunehmen, dass die PRO-
Bewegung nicht nur eine Partei umfasst. Es werden hier deshalb PRO KÖLN, als 
Ausgangspunkt, sowie PRO NRW und PRO Deutschland (PRO D) untersucht. Insgesamt 
wird der PRO-Bewegung mehr Raum zuteil werden, da sich zum einen ihr Erfolg wesentlich 
auf antiislamische Kampagnen stützt und auch ihre Etablierung ohne diese fragwürdig 
erscheint. Die FPÖ hingegen hat eine wesentlich längere Tradition und soll deshalb vor allem 
seit dem Einsatz antimuslimischen Populismus betrachtet werden. Doch auch das Verhältnis 
von PRO und FPÖ (sowie zu anderen europäischen extrem rechten Parteien) darf nicht außer 
Acht gelassen werden. 
Die PRO-Bewegung 
Ganz zentral steht hier die Frage: Wer ist die PRO-Bewegung? 
Gemeint sind im hiesigen Kontext vor allem drei Parteien – PRO KÖLN, PRO NRW und die 
Partei PRO D.
10
 Auch andere regionale Ableger umfasst hier die Bezeichnung PRO-
Bewegung, da diese aber im Aufbau, in ihrer Struktur und in ihrer Arbeit durch die drei 
genannten „Bürgerbewegungen“ maßgeblich beeinflusst und gelenkt werden und noch kaum 
von politischer Bedeutung sind, werden sich die weiteren Ausführungen nur am Rande mit 
ihnen beschäftigen.  
Nicht gemeint sind mit dem Begriff „PRO“ hier die Partei Rechtsstaatlicher Offensive (PRO), 
auch bekannt als Schill-Partei und die Partei PRO Deutsche Mitte – Initiative Pro D-Mark 
(PRO DM), wenngleich beide ebenso dem extrem rechten Spektrum zuzuordnen sind. 
Dennoch ist zu erwähnen, dass Werner Voigt und Meinhard Gutowski, als ehemalige 
Mitglieder der Partei Rechtsstaatlicher Offensive, heute PRO D angehören (Vgl. Jentsch 
2008: S. 97) 
                                                          
10
 Der Einfachheit halber werden PRO KÖLN und PRO D als Parteien bezeichnet, auch wenn sie nicht den 
Status einer politischen Partei, sondern einer Wählervereinigung haben.  
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Am Anfang war PRO KÖLN
11
 
PRO KÖLN wurde im Sommer 1996 als Verein „BÜRGERBEWEGUNG PRO KÖLN“ von 
ehemaligen Vertretern der DLVH (Partei DEUTSCHE LIGA FÜR VOLK UND HEIMAT) 
gegründet  
Bereits 1989 waren in Köln Manfred Rouhs und Markus Beisicht über die REPUBLIKANER 
(REP) in den Stadtrat gewählt worden. 1991 traten sie jedoch der Splittergruppe DLVH bei 
und blieben dort bis zu den Kommunalwahlen 1994 als DLVH-Fraktion bestehen. Bei den 
genannten Wahlen scheiterte die DLVH jedoch mit 1,3% an der 5%-Hürde und löste sich im 
Oktober 1996 auf. 
Erster Vorsitzender von PRO KÖLN war damals Sven Möller (vormals NPD- und DLVH-
Mitglied). Bis 1999
12
 spielte die selbsternannte Bürgerbewegung jedoch keine Rolle. Erst 
nachdem die DLVH bei den NRW-Kommunalwahlen 1999 erneut scheiterten änderte sich 
dies, vor allem durch den Wechsel vieler DLVH-Mietglieder zu PRO KÖLN. Darunter waren 
auch Manfred Rouhs und Markus Beisicht. 
Erstmals trat die Wählervereinigung 2000 zu der Oberbürgermeisterwahl in Köln an, 
scheiterte jedoch deutlich. Den Wendepunkt zum Trend in Richtung Stadtrat stellte 2001 die 
Hinwendung zu einer neuen Strategie – jener der „Anti-Kampagnen“ – dar. Eine ausführliche 
Analyse der neuen Strategie folgt später. 2004 gelang damit jedenfalls mit 4,7% der Stimmen 
ein Sensationserfolg – der Einzug in den Stadtrat in Fraktionsstärke (5 Mandate). Für die 
Wählervereinigung zogen Hans-Martin Breninek, Manfred Rouhs, Bernd Schöppe, Regina 
Wilden und Judith Wolter (als Fraktionsvorsitzende gewählt) in den Rat der Stadt ein. (Vgl. 
Stadt Köln a) 
 
Bei der Kommunalwahl 2009 konnte schließlich noch ein kleiner Gewinn von 0,65% auf 
nunmehr 5,36& erzielt werden. (Vgl. Stadt Köln b) Die Mandatszahl blieb jedoch 
unverändert, lediglich zwei personelle Wechsel bei den Fraktionsmitgliedern sind 
anzumerken: Breninek und Wilden schieden aus, während Jörg Uckermann und Markus 
Wiener nachrückten. (Vgl. Stadt Köln a) 
                                                          
11
 Wenn nicht anders gekennzeichnet, werden folgende Quellen herangezogen: Häusler 2009: S. 130-147; 
Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 55-71 und PRO NRW b. 
12
 Judith Wolter, damals Jura-Studentin, hatte inzwischen den Vorsitz übernommen. (Vgl. PRO NRW b) 
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Programm und Agenda 
In der Tradition anderer extrem rechter Parteien inszeniert sich PRO KÖLN als 
Bürgerbewegung und versucht damit ihre wirklichen Anliegen zu verstecken, 
beziehungsweise gesellschaftskonform erscheinen zu lassen  (Vgl. Häusler 2008b: S. 39, 
sowie Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 55). Dabei gibt sich die Bewegung als 
„undogmatisch, überparteilich und ohne Tabus“ (Zit. nach Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 
55), betont den rechtspopulistischen Stil und sieht sich selbst als „neue starke Kraft“ (Vgl. 
Häusler 2008b: S. 40).  
 
Die Vorgehensweise bei der Themenfindung ist dabei meist dieselbe: Sensible und 
kommunale Themen, die an diskriminierende Einstellungsmuster in der politischen Mitte 
anknüpfen, werden aufgegriffen. Die Forderungen, die daraus resultieren werden mit 
völkisch-rassistischen Inhalten vermengt und es wird auf Ängste und vorhandene Vorurteile 
eben dieser Gesellschaftsgruppe Bezug genommen. Gleichzeitig wird den anderen Parteien 
Korruption, „Freunderlwirtschaft“ und Untätigkeit vorgeworfen. Differenziert betrachtet kann 
gesagt werden, dass Probleme, die es vorher in dieser Form nicht gab, erzeugt und 
unverhältnismäßig aufgebauscht werden. Schließlich stellt sich die Bürgerbewegung selbst als 
den einzig legitimen Volksvertreter und Vollstrecker dar. Reaktionen der anderen Parteien, 
wie SPD, CDU, Grüne, FDP und Linkspartei, werden dabei als Erfolg verbucht, mit der 
Behauptung wieder  ein echtes Bürgeranliegen zur Sprache gebracht zu haben (Vgl. Killguss; 
Peters; Häusler 2008: S. 60, und Häusler 2008b: S. 40ff).  
 
Gerade das Aufgreifen der Themen aus den Ressentiments der gesellschaftlichen Mitte heraus 
zeigt sich auch am 17 Punkte umfassenden Programm (Vgl. PRO KÖLN): 
 
Im ersten Punkt, der Kölns Besonderheit hervorheben soll, kommt PRO KÖLN nicht darum 
herum den „Altparteien“, oder wie es PRO KÖLN ausdrückt, den „Klüngelbrüdern von CDU, 
SPD, Grünen, FDP und Linkspartei“ Postenschacherei zu unterstellen. Zudem wird den 
Mandataren dieser Parteien, bezeichnet als „bestimmte Sorte Mensch, die im Rathaus sitzt“ an 
den Erfolgen der Stadt die Beteiligung abgesprochen. Die Leser dieses Programmpunktes 
bekommen den Eindruck, die Bürgerbewegung sei als Interessensvertretung gegen eben diese 
Parteien gegründet worden. Markant ist auch, dass sich das Programm im September 2010 
noch immer auf die Wahl 2009 bezieht. So erweckt bereits der Einstieg den Eindruck, die 




„Nein zu Großmoschee und Islamisierung“ ist die Überschrift des zweiten Punkts, womit 
gleich das Lieblingsthema der Bürgerbewegung beschrieben wäre. Hier wird, mit dem 
Hinweis auf angeblich 20000 gesammelte Unterschriften, gegen den Bau der Moschee in 
Köln-Ehrenfeld polemisiert und zugleich hervorgehoben die „politische Klasse“, mit der sich 
die Mitglieder PRO KÖLNS nicht identifizieren wollen, missachte den Willen der Bürger. 
Zugleich wird DITIB
13
 als „verlängerter Arm der türkischen Regierung in Deutschland“ und 
Verfestiger einer Parallelgesellschaft, deren Vorhandensein unumstritten scheint, bezeichnet. 
DITIB sei zudem Schuld an der „Entfremdung“ der türkischen Bevölkerung im „Gastland“. 
Die Rolle der MigrantInnen und auch die derer Kinder und Enkel ist für PRO KÖLN 
eindeutig – sie sind Gäste und der deutschen Bevölkerung somit nicht gleichgestellt. 
Deutschland als „Einwanderungsland“ wird geleugnet. Interessant ist zudem die Wortwahl 
„Entfremdung“, die auch im Vokabular anderer Parteien, die sich selbst als rechtsaußen 
bezeichnen würden, bekannt ist. Impliziert wird zudem, dass die türkische Regierung, über 
ihren „verlängerten Arm“, der DITIB, an einer solchen „Entfremdung“ interessiert sei. Somit 
lässt sich hier auch ein verschwörungstheoretischer Aspekt konstatieren. Anschließend wird 
der Bau – angeblich für mehrere tausend Gläubige (hier werden lieber ungefähre Angaben 
gemacht um der Fantasie des möglichen Wählers genügend Freiraum zu überlassen) – auch 
hinsichtlich infrastruktureller Probleme kritisiert. Es würden die ohnehin knappen 
Parkmöglichkeiten bedroht und Massenaufmärsche seien zu erwarten. Ohne emotionale 
Argumente kommt die Bürgerbewegung aber auch hier nicht aus, denn „orientalische 
Lautsprecherdurchsagen“ – gemeint kann hier nur der Muezzinruf sein – würden die 
AnwohnerInnen der Umgebung nicht mehr zur Ruhe kommen lassen. Nebenbei sei der 
Charakter der Stadt bedroht. Wieso der Charakter gerade durch eine Moschee und nicht durch 
eine buddhistische Pagode oder eine Synagoge bedroht werde, ist dem Text nicht zu 
entnehmen. Bezeichnend für den Stil der Bürgerbewegung ist auch „orientalisch“ bezüglich 
der angeblich zu erwartenden Lärmbelästigung. Es konstruiert, instrumentalisiert und 
reproduziert ein emotional aufgeladenes „Wir“ (Westen, Okzident“ und „die Anderen“ 
(Orient, Islam). 
 
                                                          
13
 Auftraggeber des Baus. 
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Auf den dritten Programmpunkt soll hier aus Platzgründen nicht näher eingegangen werden, 
da er in seiner Kritik am „Klüngel“ und der Korruption der anderen Parteien („weltfremde 
poltische Klasse“) ohnehin nur eine Wiederholung des ersten darstellt.  
 
Die Kriminalität in Köln, der „Hochburg der Gewaltkriminalität“, zu bekämpfen ist die vierte 
Forderung. Vor allem Jugendbanden seien an der hohen Kriminalität Schuld und diese sollen 
durch lange Haftstrafen und harte Rechtsprechung abgeschreckt werden. Festzuhalten ist, dass 
die Bewegung betont, dass viele dieser Gewaltkriminellen einen Migrationshintergrund 
hätten. „Klaukids und organisierte Diebesbanden aus Osteuropa“ würden die Stadt zudem 
unsicher machen. Auch die Opfer werden explizit erwähnt und als Deutsche oder Kölner 
ausgewiesen. Wieder kommt es zu einer „Wir-Andere“-Konstruktion, wobei die Anderen, die 
Täter und Ausländer (speziell Osteuropäer) sind, die für Gewalt, Diebstähle verantwortlich 
sind. „Wir“ bezeichnet die Deutschen, die Kölner, diejenigen die hart arbeiten und am Ende 
bestohlen oder verletzt werden. Ausländer werden nur dann als Opfer erwähnt wenn 
gleichzeitig festgehalten wird, dass sie Touristen sind. 
 
Auch Drogen sind PRO KÖLN einen eigenen Programmpunkt wert. Von der Stadt geförderte 
„Drogenlokale“ (gemeint sind vermutlich offene Konsumräume, die Drogenkonsumenten 
einen sichereren Umgang ermöglichen sollen) werden dabei angeprangert. Es wird suggeriert, 
dass durch diese ein leichterer Zugang zu illegalen Suchtmitteln ermöglicht werde. Während 
die legale, kontrollierte Abgabe von Heroin an Süchtige strikt abgelehnt wird werden hier 
ausnahmsweise auch Vorschläge gemacht: Es solle die Möglichkeit geschaffen werden 
Abhängigen zu einem Zwangsentzug einweisen zu lassen. Diese müssten vor sich selbst 
geschützt werden und ihnen wird die Entscheidungsfähigkeit und Selbstbestimmung 
abgesprochen.  
 
Punkt sechs bis acht beschäftigen sich wiederum mit populistischen Forderungen nach mehr 
Parkplätzen, Radwegen, Bädern und Sportstätten, sowie Umweltforderungen. Allerdings 
vermisst man auch hier konstruktive und vor allem realistische Ideen zur Umsetzung und so 
bleibt letztendlich der Eindruck der Ideenlosigkeit der Verfasser.  
 
Interessanter ist wiederum der neunte Programmpunkt in dem die Steuergeldverschwendung 
kritisiert wird. Hier schießt sich PRO KÖLN wieder auf „Randgruppen“ ein. Gefördert 
würden fast ausschließlich diese, wobei auch gleich klar wird wer mit Randgruppen gemeint 
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ist. „Wirtschaftsflüchtlinge aus aller Welt“, womit Asylwerber gemeint sind. Diese werden 
auch als „Menschen, die von sich behaupten, politisch verfolgt zu werden“ definiert. Ihnen 
wird zudem jegliche Unterstützung, die über die gesetzlich garantierte Grundversorgung 
hinausgeht, abgesprochen und selbst diese dürfe nur durch Sachleistungen erfüllt werden. 
Gerade die Forderung nach Sachleistungen scheint hier darauf abzuzielen auch die 
Selbstbestimmung der AsylwerberInnen einzuengen. Ihnen würde damit die Möglichkeit 
genommen werden selbst zu entscheiden was sie essen, trinken, welche Kleidung sie tragen 
und welche Wohnung sie beziehen
14
. Um beim Feindbild AsylwerberInnen zu bleiben, 
„informiert“ die Bürgerbewegung hier auch noch über Heime, die als „Umschlagplätze für 
Diebesgut“ dienen. Die Beratungsstellen für Flüchtlinge würden den „Illegalen“ zudem Tipps 
für „wirtschaftliche Vorteile“ gegenüber Staatsbürgern geben. Dass es diesen zu gut gehe, soll 
auch ein Beispiel verdeutlichen, das behauptet, Romakinder würden mit dem Taxi zur Schule 
fahren. AsylwerberInnen, die auch als „Illegale“ bezeichnet werden, werden generell mit 
Wirtschaftsflüchtlingen gleichgesetzt. Verlangt wird damit einhergehend nach einer 
schnelleren Abschiebung. Schließlich wird noch versucht den Rassismus als Kritik zu 
verschleiern, indem betont wird, es sei egal, ob es sich um Deutsche oder Ausländer handle, 
wenn Steuergelder verschwendet werden.  
 
Anschließend wird die Kulturpolitik behandelt. Diese dürfe sich nicht „an den Belangen einer 
sich als avantgardistisch verstehenden Minderheit“ orientieren. Förderungen für diese seien 
einzustellen. Die Formulierungen erinnern hier zum Teil stark an die NS-Politik, wobei 
avantgardistische Kunstformen synonym zu „entarteter Kunst“ verstanden werden können. 
Hier zeigt sich verschlüsselt die Nähe der Bürgerbewegung zu extrem rechtem Gedankengut.  
 
 Kapitel elf bis dreizehn behandeln die Themen Wirtschaft, Gesundheitswesen und 
Wohnpolitik. Allen ist eines gemein: Populistische Forderungen verbunden mit Kritik an den 
derzeitigen Verhältnissen, sowie Schuldzuweisung an die „politische Klasse“, den 
Verwaltungsapparat oder anderen Institutionen in denen die anderen Parteien vertreten sind. 
Inhaltliche Vorschläge sind kaum vorhanden, womit ähnlich vorgegangen wird wie bei Punkt 
sechs bis acht. 
 
                                                          
14
 Es soll hier nicht behauptet werden, dass diese Entscheidungen zum jetzigen Zeitpunkt völlig frei sind. 
Würden aber die finanziellen Unterstützungen durch Sachleistungen ersetzt werden würden diese 
Entscheidungen endgültig nicht mehr bei den AsylwerberInnen liegen. 
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Im Programmpunkt der sich mit Bildung auseinandersetzt wird den SchülerInnen ein „Mangel 
an Pünktlichkeit, Ordnung und Disziplin“ vorgeworfen. Dann widmet sich die 
Bürgerbewegung wieder auf MigrantInnen. Sprachprobleme seien vorhanden, vor allem bei 
Personen mit türkisch-islamischem Migrationshintergrund. Deutsch werde von diesen nur als 
Fremdsprache angesehen. Hier wird einmal mehr ganz konkret ein Feindbild konstruiert. 
Türkische MigrantInnen werden, durch den Vorwurf der sprachlichen 
Anpassungsverweigerung, als integrationsunwillig dargestellt. Zudem ist der Aussage 
implizit, dass es sich bei TürkInnen immer um MuslimInnen handle. Damit kann einem 
etwaigen Rassismusvorwurf entgegengewirkt werden, indem darauf verwiesen wird, dass es 
nicht aufgrund der Herkunft, sondern der (islamischen) Kultur nicht zur  sprachlichen 
Anpassung komme. Es kann also von einem klassischen Fall kulturellen Rassismus im Sinne 
von Miles und Fanon gesprochen werden. Aus der Behauptung „In etlichen Kölner Familien 
mit türkisch-islamischem Zuwanderungshintergrund wird deutsch [Rechtschreibfehler im 
Original, Anm.] nur als Fremdsprache gesprochen“ folgt dann auch die Forderung nach 
Nationalitätenklassen. Dieser Aspekt ist insofern interessant, da eine Parallelgesellschaft 
bestehen würde, die nicht gut geheißen wird. Indem Schüler aber nach Nationalitäten getrennt 
werden, wird die Ausbildung einer solchen vermehrt gestärkt.   
 
„Vorfahrt für Senioren“ heißt die nächste Überschrift. Es folgt eine Lobrede auf die 
Generation des Wiederaufbaus nach dem Ende der NS-Diktatur, wobei die Argumentation, 
mit der die Senioren vor Ausbeutung verteidigt werden, stark an rechtsextreme Traditionen 
erinnert. Dabei ist auch von einem „breit angelegte[n] Volksbetrug“ die Rede, die 
Verantwortlichen, die zwar nicht namentlich genannt werden, aber als die anderen Parteien 
anzunehmen sind, müssen zur Verantwortung gezogen werden. PRO KÖLN sei in 
Abgrenzung dazu einer Interessensvertretung aller BürgerInnen, unabhängig von „Alter, 
Beruf, Konfession und Herkunft“. In Bezug auf Stellen aus den Punkten zwei, vier, neun und 
vierzehn scheint dieser Kommentar beinahe sarkastisch. Werden doch vorher noch „türkisch-
islamische“ MigrantInnen, MuslimInnen oder auch avantgardistische Kunstschaffende  
angegriffen. Es stellt sich die Frage, ob der Widerspruch, den diese Bekundung in sich trägt 
den Verfassern nicht bewusst ist, oder ob es sich dabei wiederum um einen Versuch handelt, 
die rassistischen Angriffe zu kaschieren.  
 
Der vorletzte Punkt richtet sich an ehrenamtlich Engagierte und fragt nach Vorteilen für diese, 
ist aber in diesem Kontext nicht relevant. Dafür ist der letzte Programmpunkt interessant. Hier 
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stellt sich PRO KÖLN einmal mehr als „Aufräumer“ dar, verweist noch einmal auf Aktionen 
gegen den Moscheebau und sieht einen Erfolg in der Tatsache, dass die Moschee 2009 noch 
nicht fertiggestellt war. (Es wird allerdings nicht erwähnt, dass dies aufgrund mehrerer 
Bauplanänderungen und anderer Umstände passierte.) Eine politische Forderung findet sich 
hier allerdings nicht, insofern ist fraglich, wieso dieser Punkt in das Programm aufgenommen 
wurde. Vielmehr handelt es sich um eine Selbstinszenierung und eine Lobeshymne auf  die 
eigene Arbeit.  
 
Wenn das Programm als Ganzes analysiert wird, lässt es sich auf einige wenige Themen 
zusammenkürzen. Das wäre zum einen Islamismus/Migration, Klüngel/Korruption, 
Kriminalität/Gewalt. Daneben gibt es noch einige kleinere Themen, mit denen man versucht 
möglichst große Teile der Gesellschaft anzusprechen (z.B.: SeniorInnen) und den Versuch der 
Selbstinszenierung als rechtspopulistische Volksvertretung und Widersacher der 
„Altparteien“, sowie wählbare Alternative. Wirkliche politische Ideen und Visionen fehlen, 
dafür sind rassistische Statements in unterschiedlichster Ausprägung vorhanden. Diese 
werden aber, um nicht als rassistische Bewegung entlarvt zu werden, verschleiert, 
beziehungsweise relativiert indem etwa darauf hingewiesen wird, dass es auch unter 
Deutschen schwarze Schafe gäbe, wobei die Betonung letztendlich immer auf 
MigrantInnen/MuslimInnen bleibt.  
PRO Nordrhein-Westfalen (oder: PRO Köln auf Landesebene)
15
 
Am 6. Februar 2007 wurde PRO Nordrhein-Westfahlen gegründet. Als selbsternanntes Ziel 
wurde dir „Koordinierung und Bündelung nonkonformer NRW-Wählervereinigungen“ 
festgelegt. Der freie politische Raum der zwischen CDU und NPD durch den Niedergang der 
Republikaner entstand, sollte eingenommen werden. Weiteres Ziel ist somit die Etablierung 
einer Rechtspartei auf Landesebene (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 77, sowie S. 82).  
 
Gründungsvorsitzender war Beisicht, Stellvertreter Wolter und Hauer (Ex-REP), während 
Schöppe als Organisationsleiter fungierte. Dennoch ist die qualitative und quantitative 
Personalbesetzung als eines der großen Probleme zu konstatieren. Das führte auch zu Risiken 
bei der Ausdehnung auf kleinere Kommunen (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 79). 
 
                                                          
15
 Wenn nicht anders ausgewiesen dient LAGA NRW 2008a als wesentlicher Bezugspunkt. 
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Zeitgleich ist die Gründung ein Zeichen für die Ausdehnung des PRO-Modells, als auch der 
Startschuss für die Landeswahlen, die im Frühjahr 2010 stattfanden. Voraussetzung dazu 
waren vorerst die Rekrutierung von zusätzlichem Personal (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: 





Bezüglich der politischen Einordnung der Partei ist eine „Großveranstaltung“ von PRO NRW 
vom 25. März 2007 zu erwähnen. 150 Personen nahmen laut PRO NRW daran teil, 
Augenzeugen sprachen nur von 80 bis 90. Unter dem Titel „Von pro Köln über pro NRW in 
den Landtag 2010?“ referierten Beisicht und Neubauer (Ex-DLVH) vor Teilnehmern aus dem 
gesamten extrem rechten Spektrum (Ausnahme: „Freie Kameradschaften“). 
 
Am 9. September folgte schließlich der Gründungsparteitag, an dem die Bürgerbewegung in 
eine landesweite Regionalpartei umgewandelt wurde. Dabei wurde Beisicht zum 
Vorsitzenden, Wiener zum Generalsekretär und Schöppe (nunmehr nimmt Schiele diese 
Position ein; Vgl. dazu pro-nrw.net) zum Landesgeschäftsführer gewählt.  Außerdem wurde 
im Hinblick auf die Kommunal- und Landeswahlen eine Anti-Islam-Kampagne angekündigt.  
 
Ungefähr einen Monate später gab die Partei die Trennung von Akwara bekannt. Dies ist 
insofern relevant, da trotz der dünnen Personaldecke ein Mitglied ausgeschlossen wurde. 
Zudem ist auch der Grund des Ausschlusses interessant. Akwara diffamierte und bedrohte 
einen anonymen Kritiker öffentlich. Die Trennung wurde damit begründet, dass man keine 
Nähe zu Extremisten, aus welchem Lager auch immer, zeigen wollte. PRO NRW sah hier das 
mühsam hochgehaltene Bürgerbewegungs-/Volksvertreter-Image in Gefahr. So wurden am 
Rande auch verschwörerische Annahmen über gezielte „Zersetzungsversuche“ durch den 
Geheimdienst vermutet.  
 
Dem Jahr 2007 ist noch hinzuzufügen, dass auch Manfred Rouhs, der inzwischen das PRO-
Modell auf ganz Deutschland ausweiten wollte (im Rahmen von PRO D), PRO NRW beitrat 
und vierter stellvertretender Vorsitzender wurde. Er verschwand jedoch nur kurze Zeit später 
wieder kommentarlos von der Liste. Dies dürfte auf Unstimmigkeiten, bezüglich der 
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 Das Konzept wurde von Manfred Rouhs als Aufbaukonzept für PRO D entworfen, kann aber auch als 
Strategie von PRO KÖLN und PRO NRW angenommen werden. 
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Ausweitung von PRO KÖLN auf Nordrhein-Westfahlen und Deutschland, zwischen ihm und 
Beisicht zurückzuführen sein. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 74-75) 
 
Zur Struktur der Partei ist anzumerken, dass PRO KÖLN-AktivistInnen die Spitzenplätze 
dominieren. Die lokalen Gruppen sind umso aktiver, je mehr Unterstützung sie durch PRO 
KÖLN erhalten und geographisch gesprochen umso näher sie an Köln liegen. Neben der 
Umgebung Kölns gibt es aber auch den Regionalschwerpunkt im Ruhrgebiet. Das Leitthema 
ist hier, wie in Köln, die angebliche Islamisierung. So gab es Protestaktionen gegen die 
Merkez-Moschee in Duisburg, gegen den Bau einer „Großmoschee orientalischen Stils“ 
(LAGA NRW 2008a: S. 21) in Essen-Altendorf. In Essen kam es im Zuge dessen auch zu 
einer Demonstration, an der (inklusiver der Sympathisanten und Mitglieder von NPD und der 
Freien Kameradschaften) rund 250 Personen teilnahmen.  
 
Da die Kommunalwahlen 2009 offensichtlich zur Zufriedenheit der Partei verliefen, trat PRO 
NRW am 9. Mai 2010 zu den Landtagswahlen in Nordrhein-Westfahlen (NRW) an.  
Vorwegzunehmen ist, dass NRW seit Dezember 2007 ein Landtagswahlrecht mit 
Zweistimmensystem hat. Mit der ersten Stimme kann ein bestimmter Wahlkreisabgeordneter 
direkt gewählt werden, mit der zweiten kann eine Landesliste gewählt werden. (Vgl. 
Ministerium für Inneres und Kommunales NRW a) 
  
Bei über drei Millionen Wählern wurden die Erwartungen von PRO NRW dennoch 
enttäuscht, selbst wenn das Ergebnis auf der Internetseite der Partei dennoch als kleiner 
Erfolg verbucht wird.
17
 Der Einzug in den Landtag
18
 liegt mit 0,9% (67310 Wahlberechtigte) 
der Erststimmen und 1,4% (107476 Wahlberechtigte) der Zweitstimmen in weiter Ferne. 
(Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales NRW b) Das Ziel für die nächsten 
Landtagswahlen 2015 ist nun das Überspringen der 5%-Hürde und damit der Einzug in den 
Landtag. (Vgl. PRO NRW c) 
Programm und Agenda von PRO NRW 
PRO NRW geht bei der Themenergreifung denselben Weg wie PRO KÖLN. Sensible 
Themen werden aus der gesellschaftlichen Mitte herausgegriffen und Missstände, sowie 
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 Siehe dazu auch Geschichte von PRO NRW auf deren Homepage: PRO NRW c  
18
 Notwendig sind dazu mindestens 5% der WählerInnenstimmen. 
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vorhandene Ressentiments werden ausgenutzt. Es werden mittels Simplifizierung komplexer 
Themen Feindbilder erzeugt. (Vgl. Häusler 2008c: S. 88-91) Wiederum ist auch die 
Fokussierung kommunaler Themen zu erkennen. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 82)  
Selbst versteht man sich auch hier wieder als rechtspopulistisch und stellt sich in diesem 
Sinne in die Tradition bekannter europäischer rechtspopulistischer Parteien (FPÖ, Vlaams 
Belang, etc.). (Vgl. Häusler 2008b: S. 39-40) 
 
Auch das Programm ist ähnlich, umfasst aber nur sieben Punkte.  
Im Ersten geht es um die „Innere Sicherheit“, welche durch eine zunehmende Zahl 
„rechtsfreie[r] Räume“ für Deutsche bedroht würde. Gefordert wird von PRO NRW ein hartes 
Durchgreifen gegen illegales Verhalten von MigrantInnen. Der Schutz der „normalen 
Bevölkerung“ müsse Priorität vor dem Schutz der Täter haben. Härtere Justiz und ein härteres 
Jugendstrafrecht seien notwendig.  
Auffällig ist vor allem, dass von einem illegalen Verhalten, insbesondere nur im Bezug auf 
MigrantInnen, gesprochen wird. Deutsche werden (wie bei PRO KÖLN) als Opfer 
migrantischer Kriminalität dargestellt. MigrantInnen werden hingegen wiederum pauschal zu 
den TäterInnen. Zudem wird MigrantInnen auch ganz klar signalisiert, was PRO NRW von 
ihnen hält. Deutsche sind Opfer und auch die „normale“ Bevölkerung. Demnach werden 
MigrantInnen nicht als normaler Teil wahrgenommen und es werden ihnen damit auch die 
Rechte „normaler“ BürgerInnen aberkannt. Nicht erklärt wird, was „illegales Verhalten“ sei, 
ob damit ein anderes kulturelles Verhalten oder Straftaten gemeint sind bleibt unklar.  
 
Im zweiten Programmpunkt „Ausbildung statt Zuwanderung“ wird wiederum gegen 
MigrantInnen mobilisiert. Bildungsforderungen werden hier mit Zuwanderungspolitik 
vernüpft (Vgl. Häusler 2008c: S. 89). Man dürfe „Hauptschulen nicht durch Überfremdung“ 
verkommen lassen. Dem Gesamtschulsystem wird eine Absage erteilt und die Forderungen 
laufen auf ein Elitenbildungssystem hinaus. Ziel der Umstrukturierung müsse der 
Anwerbestop ausländischer Spezialisten sein. Die „Masseneinwanderung bildungsferner 
Schichten [sei] bereits jetzt völlig überflüssig“. Die Parole lautet „NEIN zu Einwanderung in 
unser Sozialsystem, zu Asylmissbrauch, Überfremdung und Islamisierung!“. Scheinbar 
sachliche Argumente zur Bildungspolitik werden mit dumpfen Anti-Ausländer-Parolen 




Auch PRO NRW fordert die Beseitigung angeblicher Korruption und Parteibuchwirtschaft. 
Den im Landtag vertretenen Parteien werden Bestechung, Vorteilsnahme, Ämterpatronage, 
Betrügerei und Spendenskandale vorgehalten. Als Beispiel wird die Moschee in Köln-
Ehrenfeld genannt, bei der sich die „politische Klasse“ über den Willen der Bevölkerung 
hinweggesetzt hätte. Hier zeigt sich auch deutlich der Einfluss der PRO KÖLN-Mitglieder 
innerhalb der Partei, sowie das begrenzte Repertoire der Partei. Dass belegt auch folgendes 
Zitat von Markus Beisicht aus dem Spiegel vom 3. Jänner 2008: „In NRW-Kommunen sind 
bereits fast ein Dutzend Pro-Köln-Ableger gegründet worden, die 2009 bei den 
Kommunalwahlen antreten wollen – unter anderem in Gelsenkirchen, Duisburg, Düsseldorf, 
Essen und Bottrop. Wo keine neuen Moscheen geplant seien, werde halt gegen die 
bestehenden gekämpft“. (Zit. nach Peters; Sager; Häusler 2008: S. 80) Im Zweifelsfall wird 
die Moscheedebatte herangezogen, die  bisher die größte mediale Aufmerksamkeit genoss.  
Auch wird ein Bild des raffgierigen Staats gezeichnet, dass den einfachen Bürger ausbeutet 
(Vgl. Häusler 2008c: S. 90).  
 
Im vierten Programmpunkt wird nach einer intensiveren Unterstützung der Hochkultur in 
NRW gefragt. Dabei habe sich die Kulturpolitik an allgemein verbindlichen Werten 
auszurichten. Es wird demnach auch eine „klare Absage an Unterstützung avantgardistischer 
Projekte“ erteilt, denn diese seien für „Normalbürger“ nicht von Interesse. Zum einen maßt 
PRO KÖLN sich hier an, zu bestimmen, was für die „normalen“ Bürger von Interesse ist, 
zugleich wird denselben vorgehalten, wenn sie Interesse an Avantgarde hätte, wären sie nicht 
normal. Auch was die „allgemein verbindlichen Werte“ sind, an denen sich Kulturpolitik 
ausrichten muss, ist zu hinterfragen. Als „allgemeine Werte“ (in institutionalisierter Form) 
könnten etwa Gesetze verstanden werden und an diese haben sich auch Kunstschaffende, 
sowie die Kunstpolitik zu halten. Wie beim PRO KÖLN-Programm soll hier noch einmal 
darauf verwiesen werden, dass die Ablehnung avantgardistischer Kunst wiederum stark an 
NS-Propaganda („entartete Kunst“) erinnert.  
 
„Bürgerfunk statt Parteibuchsender“ ist die fünfte Forderung und wirft dem öffentlich-
rechtlichen Fernsehen (WDR) „Parteibuch-Filz“ vor. In politischen Magazinen, aber auch in 
Unterhaltungsprogrammen werde linke Ideologie verbreitet und ein „unrealistisches, von 
multi-kulturellen Trugbildern geprägtes Weltbild“ propagiert. Wie Alexander Häusler 
bemerkt, handelt es sich erneut lediglich um Anschuldigungen ohne Lösungsvorschläge. (Vgl. 




Im nächsten Teil wird die ökonomische Stärkung des Ruhrgebiets zum Thema. Die 
Kohleförderung müsste erhalten bleiben. Zwar sage man ja zum Umweltschutz, aber nicht auf 
Kosten der wirtschaftlichen Entwicklung. Arbeitsplatzschutz gehe vor Umweltschutz. Zum 
einen zeigt sich hier das kurzfristige Denken der PRO-Bewegung, zum anderen, sollen damit 
vor allem jene Teile der Bevölkerung angesprochen werden, die direkt oder indirekt vom 
Rückgang der Kohleindustrie betroffen sind. Aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit im 
Ruhrgebiet ist dieses auch eine Schwerpunktregion der Partei. Mit rechtspopulistischen 
Forderungen nach mehr Arbeitsplätzen (für Deutsche) erhofft die Partei AnhängerInnen zu 
gewinnen. Erneut finden sich aber keine konkreten Verbesserungsvorschläge (Vgl. Häusler 
2008c: S. 91).  
 
Der siebte und letzte Programmteil ähnelt dem PRO KÖLN Programm. Das 
Gesundheitssystem sei in Gefahr, vor allem durch Chipkartenbetrug durch ausländische 
Betrüger. Es dürften deshalb keine weiteren Anreize für eine „Einwanderung ins soziale Netz 
der Bundesrepublik geben“ und eine Besserstellung von AsylwerberInnen müsse verhindert 
werden. Neben den bereits aus anderen Programmpunkten bekannten Anschuldigungen von 
MigrantInnen und dem Schüren von Ressentiments, finden sich hier auch Widersprüche. „So 
wird sowohl „die Pflicht, sich zu versichern“ und der „Erhalt privater Krankenversicherung“ 
verlangt, wie zugleich zusammenhangslos gefordert: „Das Allgemeinwohl hat prinzipiell über 
den Interessen von Gesundheits-Managern und wirtschaftlichen Lobbygruppen zu stehen!““ 
(Häusler 2008c: S. 91) 
 
Abermals an dieser Stelle festgehalten werden, dass das Programm in wenigen Themen 
zusammenfassbar ist. 1. Zuwanderung/Islam/Nationale Identität; 2. Filz/Klüngel/Korruption; 
3. Sicherheit/Kriminalität; 4. Verfolgung/Meinungsfreiheit. So kommt auch Häusler in seiner 
„abschließenden Bewertung der politischen Programmatik anhand des Parteiprogramms“ zum 
Schluss, dass „nur rudimentär auf die realpolitische Ausrichtung dieser Partei Rückschlüsse 
gezogen werden können. Denn diese Programm beinhaltet keine dezidierte Darlegung 
politischer Konzeptionen, sondern erschöpft sich lediglich in  einer zusammenhangslosen 




Am 20. Jänner 2005 wurde PRO DEUTSCHLAND
19
 (PRO D) auf Initiative von Manfred 
Rouhs gegründet. Neben ihm ist auch Regina Wilden hier tätig (Schriftführerin) und der Ex-
REPUBLIKANER Alfred Dagenbach. (Rouhs wurde auch auf der 2. Bundesversammlung als 
Vorsitzender bestätigt.) Ziel der „Bürgerbewegung“ mit Parteistatus ist es das PRO-Modell 
(ähnlich wie PRO NRW) auf andere Städte auszuweiten und, laut Eigendefinition, den 
„abendländischen Charakter Deutschlands [zu] bewahren“. (LAGA NRW 2008b: S. 14) 
Zielgebiet ist jedoch im Gegensatz zu PRO NRW die ganze Bundesrepublik Deutschland. 
 
So gibt es etwa Gruppen in Frankfurt/Oder, Hannover, Oberhausen und Berlin (wobei Berlin 
den erfolgreichsten Standort darstellt). Allerdings will PRO D nicht mit allen PRO-Gruppen 
identifiziert werden. Deshalb stellte Rouhs klar, man distanziere sich von 
wahlkampfunfähigen Splittergruppen, die sich des Namens bedienen. Es würden auch 
(infrastrukturell und finanziell) nur solche Gruppen gefördert, die genügend potentielle 
Wähler aufbringen könnten. Hier zeigt sich die Bedenken beim Aufbau: Wie PRO NRW hat 
auch diese Bürgerbewegung personelle Probleme.  
 
Gerade die Stadtratswahl in München gilt als Beispiel wie Rouhs es sich nicht vorstellt: PRO 
MÜNCHEN trat 2008 dort an, wobei viele Mitglieder aus den Reihen der NPD und der 
Jungen Nationalisten (JN) kamen. Mittlerweile ist zwar deren Einfluss zurückgegangen, 
dennoch blieb PRO mit einem Ergebnis von nur 0,9% deutlich unter den Erwartungen. 
Deshalb dürften nur mehr dort Gruppen antreten, wo genügend Personen eine Petition 
unterschrieben hätten und wo fehlende Präsenz in den Medien durch eigene Arbeit 
ausgeglichen ist. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 74, sowie LAGA NRW 2008b: S. 15) 
 
Für die Zukunft ist das Ziel jedoch klar gesteckt. Die erfolgreiche Teilnahme an den 
Landtagswahlen in Berlin und der Einzug ins Abgeordnetenhaus. Deshalb kann Berlin, neben 
NRW, derzeit auch als Schwerpunkt betrachtet werden. Es ist jedoch anzumerken, dass vor 
der Kommunalwahl in NRW 2009 noch verlautet wurde, man wolle die dortigen Ergebnisse 
(von PRO NRW) abwarten und ein gutes Abschneiden wurde als Voraussetzung genannt. Da 
sich aber zum jetzigen Zeitpunkt ein Wahlprogramm für 2011 auf der offiziellen Internetseite 
von PRO BERLIN findet, ist von einem Antritt auszugehen (Vgl. PRO BERLIN).  
                                                          
19




Obwohl ursprünglich vorgesehen trat PRO D nicht bei den Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfahlen an. Zwar gibt es keine offizielle Stellungnahem, aber der Grund dürfte auf die 
Uneinigkeit bezüglich der Ausdehnung des PRO-Modells zurückzuführen sein. Dabei wurden 
die von Rouhs bereits 2005 gemachten Schritte (Gründung PRO D) von den meisten PRO 
KÖLN-Mitgliedern als zu früh empfunden (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 74). Der 
kurze Friede zwischen den Parteien könnte daher aus rein taktischen Gründen vonstatten 
gegangen sein, um potentielle WählerInnen nicht teilen zu müssen(siehe auch im Kapitel zu 
PRO NRW). 
 
Trotz der oftmaligen Unstimmigkeiten zwischen PRO NRW und PRO D gibt es auch 
Gemeinsamkeiten. Zum einen der notorische personelle Mangel, zum anderen aber auch das 
Hauptthema: Anti-Islamisierung. PRO D will davon profitieren, setzt aber parallel dazu auf 
eine Kampagne gegen einen EU-Beitritt der Türkei.  
Aufbau, Agenda und Programm 
PRO D inszeniert sich gleichermaßen als Bürgerbewegung und ordnet sich selbst dem 
rechtskonservativen Lager zu. Ein besonderes Anliegen scheint den Mitgliedern auch die 
Verfassungstreue zu sein, zu der sich die Partei im Vorwort des Programms explizit bekennt.  
 
Dass diese Verfassungstreue nicht so eindeutig ist, unterstreichen zwei unterschiedliche 
Rechtsprüche. Die 22. Kammer des Verwaltungsgerichtshofes in Düsseldorf lehnte es 2007 ab 
die Bezeichnung „rechtsextremistisch“ im Verfassungsschutzbericht des Landes NRW (2005 
sowie 2006) für PRO D streichen zu lassen. Erst das Verfassungsgericht Hamburg gab einer 
weiteren Klage statt. Demnach dürften keine neuen Exemplare des Berichts ausgegeben 
werden, sollte die Bezeichnung nicht entfernt oder unlesbar gemacht werden. (Peters; Sager; 
Häusler 2008: S. 76) 
 
Ebenso fraglich ist der Umgang mit Daten die beim Aufbau der Partei gesammelt werden. 
Alexander Häusler, Jürgen Peters und Tomas Sager beschreiben diesen in „PRO NRW und 




Das von Rouhs entworfene Strategiekonzept sieht vor, dass drei Schritte zum Aufbau einer 
lokalen Gruppe notwendig sind.
20
 Zuerst müsse „Handlungsfähigkeit“ hergestellt werden, 
Menschen müssten an die Bewegung gebunden werden und erst dann könne man zur Wahl 
antreten.  
 
Im ersten Schritt „Handlungsfähigkeit herstellen“ heißt es, es benötige mindesten sieben 
Mitglieder zur Gründung einer Ortsgruppe, die geeignete Kandidaten für den Vorsitz und 
andere Funktionen umfassen. Auch müsste ein Konto eingerichtet und konspirative 
Zusammenkünfte organisiert werden. Zudem muss eine funktionsfähige Homepgage 
eingerichtet werden, erst dann könne man in die Öffentlichkeit treten und mit der eigentlichen 
Arbeit beginnen. 
Diese sei es Menschen an die Partei zu binden. BürgerInnen müssen angesprochen werden 
und politische Konzepte vorgestellt werden. Dabei wird geraten auf (wie bei PRO KÖLN und 
PRO NRW) sensible Themen wie Islamisierung, Kriminalität, etc. zurück zu greifen. Sollte es 
in der Nähe Moscheebauvorhaben oder gar bestehende Moscheen geben, sowie andere 
MigrantInnen-Themen vorliegen, müsse diesbezüglich umgehend eine Petition aufgesetzt 
werden. Es wird zudem darauf aufmerksam gemacht, dass der Text dieser nicht (offen) 
„ausländerfeindlich“ sein dürfe. Die Unterscheiber der Petition müssen im weiteren Verlauf 
akribisch erfasst und geordnet werden um deren Daten für weitere Zwecke nutzen zu können. 
Später sollen an die angegebenen Adressen zum Beispiel Flugblätter verschickt werden.  Die 
Daten werden zudem an die Bundespartei weitergereicht, um auch von diesen kontaktiert zu 
werden. (Besonders hier ortet Häusler rechtliche Bedenken.)  
Die Petitionen sollen schließlich in den Beschwerdeausschuss der Kommune eingereicht 
werden, sowie Einladungen zur Sitzung an die Unterschreiber ausgeschickt werden. 
Wichtiger als ein Erfolg der Beschwerde sei letztendlich die (oben beschriebene) Sicherung 
und Weiterverwendung der gewonnenen Daten.  
Konnten schließlich genügend SympathisantInnen vor Ort gewonnen werden, kann die 
Gruppe auch zur nächsten Wahl antreten. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 83-87) 
 
Das Parteiprogramm von PRO DEUTSCHLAND setzt sich aus elf Punkten zusammen, die 
hier nun analysiert werden sollen. Vorweg stellt die Partei jedoch eine Präambel in der 
festgehalten werden soll, dass das Ziel die Bewahrung des abendländischen Charakters der 
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 Diese Strategie kann ebenso auf die Etablierung regionaler Gruppen von PRO NRW übertragen werden.  
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Bundesrepublik sei und zudem wird auf den grundgesetztreuen Charakter der Vereinigung 
verwiesen. 
 
„Mensch und Staat“ ist die Überschrift des ersten Punktes. Der deutsche Staat bevormunde 
die Bürger. Demgegenüber stünden einzelne Interessensgruppen, die nur eigensinnig handeln, 
und das staatliche Gewaltmonopol missbrauchen. Gefordert wird die Erneuerung des Staates, 
freilich auch hier wieder ohne Vorschläge. Gleichzeitig bekennt sich PRO D aber zum 
„demokratisch verfassten Nationalstaat der Deutschen“. Die Betonung liegt dabei aber auf 
dem Zusatz „der Deutschen“. Hier wird Nicht-Deutschen kategorisch die Teilhabe am Staat 
untersagt und gleichzeitig erfolgt damit eine Betonung des „Wir-Gefühls“ gegenüber 
ethnischen Minderheiten. 
 
Darauf folgt, wie schon von PRO KÖLN und PRO NRW bekannt, die Anprangerung von 
Parteifilz und Parteibuchwirtschaft, diesmal im Zusammenhang mit der demokratischen 
Gewaltenteilung. 
 
Gleich im nächsten Punkt bekennt sich die Partei zur Demokratie und der Meinungsfreiheit, 
die auch unangenehmen politischen Positionen Platz einräumen musste. Es kann dabei 
angenommen werden, dass es sich bei den unbequemen Argumenten um die eigenen handelt 
und damit eigene islamophobe oder anders diskriminierende Wortmeldungen legitimiert 
werden sollen.  
In klassischer rechtspopulistischer Manier folgt dem auch der Ruf nach der umfassenderen 
Einbeziehung von BürgerInnen in politische Entscheidungsprozesse und nach mehr 
Möglichkeiten direkter Demokratie.  
 
Demselben Muster folgt die Forderung nach der Wiederherstellung der sozialen 
Marktwirtschaft, ohne nähere Erläuterungen in welcher Form dies zu passieren haben. Klar ist 
für PRO D hingegen, dass der globalisierte Arbeitsmarkt nach sich zieht, dass es in 
Deutschland immer weniger Arbeitsplätze gebe, da diese ins Ausland verlagert würden. 
Demgegenüber stünde aber ein zunehmender Arbeitnehmerimport. Schuld daran seien 
„Multis“, sowie „Geldkonzerne“ (gemeint sind Banken). Diese müssten geschwächt werden 




Nicht nur den ArbeitnehmerInnen, sondern auch den Familien würde man aber in 
Deutschland feindlich gegenüber stehen. Diese müssen, so PRO D, bevorzugt werden, vor 
allem im Vergleich zu „anderen Lebensgemeinschaften“ und Single-Haushalten. Damit wird 
vor allem gleichgeschlechtlichen Paaren eine Gleichberechtigung vorenthalten. Mit der 
Forderung des „Schutz des ungeborenen Lebens“, also einem Abtreibungsverbot wird im 
fünften Programmpunkt zudem den Frauen ihr Selbstbestimmungsrecht nicht zugestanden. 
 
Im sechsten Punkt stellt PRO D fest, dass die deutsche Wirtschaft auf eine soliden Bildung 
und Ausbildung aufbaut. Demgegenüber stünden allerdings mangelnde Deutschkenntnisse: 
„Mangelnde deutsche Sprachkenntnisse [Beistrich fehlt im Originaltext, Anm. d. Verf.] 
insbesondere eines erheblichen Teils der Grund- und Hauptschüler [Beistrich fehlt im 
Originaltext, Anm. d. Verf.] behindern heute an vielen Schulen den Unterricht. Schüler, die 
wenig oder gar kein deutsch [sic!] sprechen, müssen deshalb in muttersprachlichen Klassen 
zusammengefaßt [sic!] und aus dem deutschsprachigen Regel-Unterricht herausgenommen 
werden.“ In Anbetracht der zwei vergessenen Beistriche und der zwei Rechtschreibfehler in 
zwei Sätzen scheint dies zumindest auf die Autoren des Parteiprogramms zuzutreffen. 
Inhaltlich gibt es erneut Überschneidungen mit den Forderungen der anderen PRO-
Vereinigungen, denn auch hier wirbt man für Nationalitätenklassen. Außerdem sind auch für 
PRO D Eliteuniversitäten (und hier werden sie auch als solche bezeichnet) ein Ziel ihrer 
Bildungspolitik. 
 
Deckungsgleich ist auch der Programmpunkt „Renten“ indem einmal mehr ein „Volksbetrug“ 
an der älteren Generation gesehen wird. Um Betrug geht es aber auch im nächsten Absatz. 
Problem des Gesundheitswesens sei vor allem der „massenweise Missbrauch des deutschen 
Gesundheitssystems“. Zwar wird hier nicht explizit auf AusländerInnen verwiesen, dennoch 
ist der Vorwurf implizit. Weiters wird gegen Verträge mit ausländischen Krankenkassen 
geredet. 
 
Anstatt der steigenden Kriminalität zuzusehen müssten, laut PRO D, die Justiz und die 
Exekutive ihre „Samthandschuhe“ ausziehen, denn Opferschutz gehe vor Täterschutz. 
Gefängnisse werden mit Erholungsheimen verglichen. In der Folge wird die Einführung der 
Zwangsarbeit von Häftlingen propagiert, da diese ihre Haftkosten mittragen sollen. 
Kinderschänder und Sexualstraftäter sollen überhaupt lebenslänglich (im wörtlichen Sinn) 




Anscheinend um die Demokratietreue zu unterstreichen, erteilt PRO D jeder Form des 
Extremismus eine klare Absage. Politische Vereinigungen, die dass staatliche Gewaltmonopol 
nicht akzeptieren müssen verboten werden. Da die Negierung des staatlichen 
Gewaltmonopols ohnehin als verfassungsfeindlich zu werten ist und damit einhergehend 
politische Vereine und Organisationen, die eine solche Position vertreten, schon jetzt verboten 
werden, ist dieser Programmpunkt inhaltlich überflüssig und nichts weiter, als eine neuerliche 
Selbstinszenierung als grundgestetztreue Truppe.  
 
Dass Deutschland keine Einwanderungsland werden dürfe, wird mit dem letzten Punkt 
festgeschrieben. Es bedarf demnach mehr Bildung um den Arbeitsmarktbedarf selbst zu 
decken. Eine multikulturelle Gesellschaft sei gescheitert. Deshalb wird Ausländern die „unser 
Land [Deutschland, Anm. d. Verf.]“ als Heimat betrachten ein „Angebot“ gemacht: Sie 
sollten die Landessprache lernen und die Kultur achten. Toleranz wird aber auch gegenüber 
„Gastarbeitern“ geordert. Hier passiert wieder eine Konstruktion nach dem Wir-Andere 
Muster. Deutschland ist Besitz der Deutschen und wird es auch bleiben, soll MigrantInnen 
klar gemacht werden. Sie werden als „Gäste“ akzeptiert, jedoch niemals gleichwertig 
verstanden werden. Jene die PRO D als integrationsunwillig/-fähig sieht oder als 
„Sozialschmarotzer“ darstellt, von denen will man eine „Trennung“. Konkreter ist die 
Formulierung bereits im Bezug auf Straftäter: abschieben und mit lebenslangem 
Einreiseverbot belegen. Hier geschehen wieder zwei versteckte Prozesse: Erstens wird 
„Sozialschmarotzer“ und Straftäter mit AusländerIn gleichgesetzt, indem an keiner Stelle des 
Programms auch von deutschen TäterInnen die Rede ist. Zweitens wird auch hier wieder klar, 
dass AusländerInnen nicht die gleichen rechtlichen Rahmenbedingungen haben sollen wie 
Deutsche, denn zusätzlich zu einer Strafe im Falle einer Verurteilung werden die 
Außerlandesbringung und ein Einreiseverbot gefordert. Eine Verbindung zu muslimischen 
Menschen wird hergestellt, denn „islamische Hassprediger“ werden gesondert erwähnt. Für 
sie gilt: abschieben. Auch AsylwerberInnen sollen nach einem strafferen Verfahren sofort 
ausgeflogen werden, so ein negativer Bescheid ergeht. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass PRO D starke Überschneidungen im Programm zu 
PRO KÖLN und PRO NRW aufweist. Dies lässt sich aus der teilweisen 
Mehrfachzugehörigkeit der Mitglieder ableiten. Obwohl sich in den Formulierungen zum Teil 
kleine Unterschiede finden, bleiben die Themen dieselben und genauso die Forderungen. 
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Besonders im Hinblick auf PRO D ist lediglich der mehrfache Versuch die demokratische 
Festigung und Abgrenzung zum Rechtsextremismus im Parteiprogramm festzuhalten. Dies 
kann aber auch als Versuch der Verschleierung der politischen Herkunft vieler 
FunktionärInnen gewertet werden.  
 
Auch ein Video der Partei, auf dem eigenen Kanal der Online-Video-Plattform 
YouTube.com, dass auf der Partei-Homepage als „Erläuterung des Programms (…)“ (PRO 
DEUTSCHLAND) beschrieben wird, kann leider nicht mehr Aufschluss über die Inhalte oder 
die weiteren Forderungen geben. (Hans-Christian Köllmer in Video 10)  
Zusammenfassung 
Sowohl PRO NRW, als auch PRO D, haben mit akuten personellen Problemen zu kämpfen. 
PRO KÖLN kann als Ausgangspunkt der PRO-Bewegung verstanden werden und unterstützt 
dabei die regionalen Ableger von PRO NRW. Das Verhältnis zu PRO D ist durch 
Streitigkeiten der Führungsriege zwar belastet, dennoch könnte es aufgrund der 
programmatischen Überschneidungen zu Kooperationen im Falle einer wirklichen 
deutschlandweiten Expansion kommen. Dies wurde zwar bereits von PRO D versucht, kann 
aber noch nicht als gelungen betrachtet werden, es fehlt an personellen und organisatorischen 
Ressourcen.  
 
Die inhaltlichen Ähnlichkeiten von PRO KÖLN/NRW/D sind vor allem aufgrund ihrer 
populistischen Haltungen hinsichtlich den Themen Korruption, Parteifilz, Islamisierung, 
Sicherheit, Kriminalität, nationale Identität zu bemerken. Klar werden diese Felder in 
rechtspopulistischer Manier behandelt, bezeichnen sich doch alle drei als „rechtspopulistisch“ 
und „Volksvertreter“. Aufgegriffen werden die Probleme dabei auch gleich: Sensible Themen 
werden der gesellschaftlichen Mitte entnommen und bestehende Ressentiments genutzt. 
Rassistische Argumente werden umformuliert und verschleiert. Um sich gegen 
Rassismusvorwürfe zu wehren wird ab und an zusätzlich erwähnt, dass es ja auch „schlechte 
Deutsche“ gebe.  
 
Dennoch ist aufgrund der fehlenden konstruktiven Vorschläge und kaum eigener Konzepte 
zur Verbesserung keine klare politische Ideologie erkennbar und daher auch keine Zuordnung 
möglich. Sicher ist, dass die Bürgerbewegungen dem extrem rechten Spektrum angehören. 
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Selbstinszenierungen als Rechtspopulisten machen das deutlich, aber wie bereits weiter oben 
erwähnt ist Populismus eine Strategie, die einer Ideologie bedarf.  
 
Deshalb soll nach einer Analyse der FPÖ der Versuch unternommen werden, die 
Bürgerbewegungen einzuordnen. Dabei und im weiteren Vorgehen werden sie nicht mehr 
getrennt behandelt werden, da die Gemeinsamkeiten überwiegen und die Verflechtungen 
weitreichend sind. Daher soll die PRO-Bewegung auch als Ganzes besprochen werden. 
Die FPÖ 
An dieser Stelle soll nicht etwa die ganze Parteigeschichte der Freiheitlichen Partei ausgeführt 
werden.
21
 Diese kann im Rahmen der Arbeit jedoch nicht weiter ausgeführt werden. Letztlich 
ist auch mehr der Kontext in welchem sich die FPÖ zur Antiislam-Partei entwickelte 
interessant.  
 
Hans-Georg Benz sieht den Beginn der islamophoben Politik bereits in den früheren 1990er-
Jahren, als noch Jörg Haider an der Spitze der FPÖ war. Der erklärte in seinem Buch „Die 
Freiheit die ich meine“, dass die „Gesellschaftsordnung des Islam“ der westlichen 
Gesellschaftsordnung diametral entgegenstehe. Anders Matti Bunzl, der den Auftakt der 
islamophoben Argumentation im Wahlkampf 1999 ortet. Farid Hafez sieht dies erst mit dem 
EU-Wahlkampf von 2004. Dort wurde der inhaltliche Schwerpunkt erstmals auf MuslimInnen 
und den Islam gelenkt. (Vgl. Hafez 2010: S. 18-19) 
 
Nachdem die FPÖ nach der Regierungsbeteiligung von 2005 herbe Verluste hinnehmen 
musste (nicht zuletzt aufgrund der Spaltung), positioniert diese sich erneut als 
Oppositionspartei. 2005 gab es in Wien für die Freiheitlichen wieder erfreuliche Ergebnisse 
(14,8%).  (Vgl. ebd.: S. 19) Der Kurs des Wahlkampfes (Anti-Ausländer, Anti-Islam) wurde 
beibehalten und MuslimInnen immer mehr zum zentralen Thema der Parteistrategie, bis 
zuletzt zur Wiener Gemeinderatswahl im Oktober 2010.  
 
Der Wechsel von einer allgemein ausländerfeindlichen zu einer islamophoben Strategie 
wurde in den letzten Jahren vollzogen (Vgl. ebd.). Neben diesem Thema räumte die FPÖ im 
                                                          
21
 Weiterführende Literatur: Andexinger, Manfred: Die Freiheitliche Opposition im Nationalrat. Aufstieg und 
Wandel der FPÖ in den Jahren 1986 bis 1999. Dissertation (2004, Wien)  sowie Mittnik, Philipp: Die FPÖ - eine 
rechtsextreme Partei? Zur Radikalisierung der Freiheitlichen unter HC-Strache. (2010, Wien, u.a.) 
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vergangenen Herbst lediglich Diffamierungen gegenüber dem Wiener Bürgermeister Michael 
Häupl Platz ein.  
Programmatik und Politik der FPÖ 
Natürlich kann hier nur ein Einblick und Überblick gegeben werden. Schließlich handelt es 
sich bei der FPÖ nicht um eine Kleinpartei wie dies bei den PRO-Vertretern der Fall ist, 
sondern um eine bundesweit erfolgreiche Partei mit 17,54% der WählerInnenstimmen (Vgl. 
BM.I 2008) bei den Nationalratswahlen 2008 in Österreich. Deshalb wird der Fokus auf 
einzelne Teile des Parteiprogramms der Freiheitlichen gerichtet sein. Ergänzend soll dazu die 
zweite Auflage des „Handbuch blauer Politik“ herangezogen werden. In diesem legt die FPÖ, 
wie Strache im Vorwort bemerkt, ihre Lösungen für Österreich dar (Vgl. FPÖ 
Bildungsinstitut 2009: S.10).  
 
Im nachfolgenden Abschnitt wird zur Politik der FPÖ vorwiegend das Parteiprogramm (FPÖ 
2005) herangezogen, so das „Handbuch“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009) oder andere Quellen 
verwendet werden, wird dies extra vermerkt.  
 
Vorwegzunehmen ist im Vergleich zu den PRO-Programmen, dass zwar auch hier nicht mehr 
als siebzehn Programmpunkte (hier als Kapitel bezeichnet, die jeweils in mehrere Artikel 
untergliedert sind) vorhanden sind, diese allerdings auf 33 Seiten abgehandelt werden. Die 
verwendete Fassung ist der Homepage der Freiheitlichen Partei entnommen und entspricht in 
ihrer Aktualität daher dem Stand vom 10.9.2010.  
 
Kapitel I „Freiheit als höchstes Gut“ thematisiert ebendiese Freiheit und erklärt was damit im 
Sinne einer freiheitlichen Politik gemeint ist. Dabei wird Unterdrückung in jeder Form 
kategorisch ausgeschlossen, nicht zuletzt mit Betonung der Ablehnung staatlicher Willkür. 
Die Grenzen der Freiheit sind dort zu orten, wo die Freiheit des nächsten beginnt. Aber nicht 
nur dem Individuum sondern auch jeder „natürlich gewachsenen Gemeinschaft“ (z.B.: 
Familie und Volk) wird diese Freiheit zugesprochen. Hoher Wert wird auch darauf gelegt, 
dass Familie und Volk „organisch gewachsene Gegebenheiten sind“. Es bedarf einer stärkeren 
Volkssouveränität und Schutz vor Bedrohungen dieser durch Spekulanten und 
nationaler/internationaler Institutionen. Der Einzelne habe aber auch „notwendige 
Verpflichtungen im Dienste von Volk, Heimat und Staat“ zu übernehmen.  
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Bereits am ersten Kapitel erkennt man den Stellenwert den die FPÖ „dem Volk“ einräumt. Es 
wird als natürlich gewachsen betrachtet und naturalisiert, also in der Natur der Dinge verortet 
und damit als unabänderlich verstanden. Festgehalten werden kann also, dass das Volk für die 
Freiheitlichen eine wesentliche, festgeschriebene Kategorie ist. Dies sollte auch für die 
weitere Analyse im Hinterkopf verbleiben.  
 
Kapitel II setzt sich mit der Menschenwürde auseinander, die jeder Mensch hat und die 
unantastbar ist. Auch die Gleichstellung von Frau und Mann wird hier festgehalten. Da dieser 
Teil ansonsten keine hierfür relevanten Informationen enthält soll er übersprungen werden, 
denn Programmpunkt III „Österreich zuerst“ ist dafür umso interessanter. 
 
Österreich, beziehungsweise seine Identität, wird durch mehrere regionale Identitäten 
beeinflusst. Daraufhin ist von „leidvollen historischen Erfahrungen“ die Rede, die Österreichs 
Bevölkerung hätte durchleben müssen, bis es in seinen heutigen Grenzen zustande gekommen 
sei. Ob damit zum Beispiel der Zweite Weltkrieg gemeint ist, wird nicht beantwortet, lässt 
sich aber erahnen. Insofern hat der Satz auf Seite 3 einen bitteren Beigeschmack, da 
Österreich in diesem Täter war und die „leidvollen“ Erfahrungen verschuldet hat und noch 
mehr zu wirklich leidvollen Erfahrungen anderer beigetragen hat (Shoa). Hier kann den 
Verfassern durchaus eine Verharmlosung der Mittäterschaft vorgeworfen werden. Noch 
deutlicher wird dies mit folgendem Zitat aus dem Handbuch freiheitlicher Politik: „Das von 
einer Seite im Zuge des Zweiten Weltkrieges begangene Unrecht rechtfertigt nicht ein 
anderes, verursacht durch Vertreibung, ethnische Säuberungen und Genozid.“ (FPÖ 
Bildungsinstitut 2009, S. 245) Dabei bezieht sich die FPÖ auf die Vertreibungen der 
Sudetendeutschen. Dennoch kann dieser Zeile ein revisionistischer und Shoa-verhamlosender 
Charakter unterstellt werden, da die Vernichtung mehrerer Millionen Menschen mit der 
Vertreibung der Sudetendeutschen gleichgesetzt wird. 
Wie das ins Bild einer Partei passt, die sich als rechtspopulistisch versteht wird in einem 
späteren Kapitel genauer untersucht.  
Jedenfalls folgt dem, dass es für die Selbstständigkeit Österreichs einzutreten gelte, schon 
allein wegen der „Zusammengehörigkeit aller Österreicher“, aus welcher sich auch gewisse 
Bürgerpflichten ergeben würden, so etwa die Pflicht zur Solidarität mit den Landsleuten. 
Spätestens hier ist erkennbar, dass die FPÖ zwischen „Wir“ (Landsleute) und den „Anderen“ 




Neben einer gemeinsamen Identität gibt es weiters ein gemeinsames kulturelles Erbe, das zu 
beschützen ist. Eingefordert wird ein „Widerstand gegen die kulturelle Verflachung“, womit 
die Herabwürdigung von Traditionen und dergleichen gemeint ist. In diesem Sinne wird auch 
die EU abgelehnt, da diese an der „geistigen und kulturellen Substanz Österreichs“ rüttle. 
Außerdem gebe es einen „Interessensvorrang des eigenen Volkes“ (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 
2009: S. 163). 
Abschließend wird ein „neue[r] geistige[r] und kulturelle[r] Aufbruch“ gefordert. 
  
Wie dieser Aufbruch aussieht, verrät Kapitel IV „Recht auf Heimat“. Heimat umfasst im 
Sinne der FPÖ die Republik Österreich mit ihren Bundesländern und die „historisch 
ansässigen Volksgruppen“, sowie die von ihnen geprägte Kultur. Hervorgehoben wird dabei 
die Mehrheit der „deutschen Volksgruppe“. Dieser Absatz ist deshalb von hoher Relevanz, da 
sich das Weltbild der FPÖ darin offenbart. Es erfolgt eine Kategorisierung in Völker/Ethnien, 
die entweder historisch ansässig oder zugewandert sein können. Dabei wird die Ethnie, der 
sich die FPÖ-Mitglieder zugehörig fühlen, die deutsche Volksgruppe, hervorgehoben. 
Interessant dabei ist, dass im vorigen Kapitel explizit von österreichischer Identität 
gesprochen wurde, hier aber die Volksgruppe „deutsch“ ist (statt zum Beispiel 
„österreichisch“ oder „deutschsprachig“). Analog dazu wird auch im Handbuch auf Seite 27 
von „österreichische[r] Leitkultur gesprochen.  
 
Die FPÖ selbst schreibt, dass sie den Heimatbegriff räumlich, kulturell und ethnisch definiert. 
Die Heimat in diesem Sinne gelte es zu schützen, besonders die kulturelle Identität dieser. 
Zugleich soll aber die „Wesensart des eigenen Volkes“ gesichert werden. Einmal mehr sieht 
man das Verständnis der FPÖ von Volk und Ethnie (die Begriffe werden auch synonym 
verwendet). Dem Volk/der Ethnie wird eine „Wesensart“, also eine natürlich gegebene 
Eigenschaft zugesprochen (z.B.: Die ordentlichen Deutschen.). Im Grunde handelt es sich 
dabei, wie bei Miles und Fanon ersichtlich ist und vorab erklärt wurde, um ein gleiches 
Vorgehen wie bei der Konstruktion der „Rasse“, nur wird diese hier eben „Volk“ oder 
„Ethnie“ genannt.  
 
Festgehalten werden muss in dem Kontext „Heimat“, dass Österreich kein 
Einwanderungsland sei, Migration sei zu kontrollieren und zu beschränken, denn ohne 
Beschränkung würden gesellschaftliche Konflikte begünstigt. Demzufolge wird der „Erhalt 
der vollen Souveränität in Ausländerangelegenheiten“ gegenüber der EU eingefordert. 
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Nichtsdestotrotz müsse das Asylrecht (sofern nicht über sichere Drittstaaten immigriert wird – 
was de facto nur per Luftweg möglich und für die meisten Flüchtlinge nicht leistbar ist) 
gewahrt werden, aber Verfolgten auch das Recht „sich zu seinem angestammten Volkstum zu 
bekennen und in seine eigene Heimat zurückzukehren“ zugestanden werden.  
 
Hinzuzufügen ist dem, dass auch multikulturelle „Parallelgesellschaften“, sowie 
Amerikanisierung, Islamisierung und vor allem die Vermischung religiöser und 
philosophischer Weltbilder zum Schutz der Heimat und Identität abgelehnt werden. (Vgl. 
FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 27) 
 
Die Wahrnehmung von AusländerInnen spiegelt sich auch im „Handbuch“ für FPÖ-
MandatarInnen wider: Diese werden als „Gastarbeiter“ (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 
86 und 208) klassifiziert. Damit ist klar, dass ihre „Heimat“ nicht in Österreich sein kann und 
sie deshalb nicht dem gleichen Schutz unterliegen sollen, wie „historisch angestammte 
Völker“. Konkretisiert und offen abgelehnt wird eine Gleichbehandlung der „Volksgruppen“ 
letztendlich im bereits mehrmals erwähnten Handbuch. (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 
75-76) 
 
Zur Staatsbürgerschaft, die vom Autor hier dem Kapitel „Recht auf Heimat“ zugeordnet wird, 
finden sich im „Leitfaden für Führungsfunktionäre“ einige Anmerkungen. Zum einen wird 
zukünftigen ÖsterreicherInnen ein schriftliches Bekenntnis zum demokratischen Österreich 
abverlangt. Dies ist insofern problematisch, als geborene ÖsterreicherInnen dazu nicht 
verpflichtet sind. Mit der Tatsache der Geburt in Österreich, ist aber noch nicht festgelegt, 
dass diese Person deshalb automatisch DemokratIn ist. Hier schließt die FPÖ de facto vom 
Geburtsort auf die politische Gesinnung. Bei ausländischen Personen hingegen soll ein 
demokratisches Verständnis erst per Unterschrift geglaubt werden. Weiters verlangt die FPÖ 
ein Aberkennungsrecht der Staatsbürgerschaft bei Eingebürgerten (z.B. sollten diese 
straffällig werden). (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 39) Neuerlich wird hier mit zweierlei 
Maß gemessen, indem Eingebürgerte doppelt bestraft werden, da sie zu einer normalen 
gerichtlichen Strafe auch ihrer Staatsbürgerschaft beraubt werden sollen.  
 
Das Christentum als „Fundament Europas“ wird im Folgekapitel behandelt. Neben dem 
Christentum und dessen „konfessioneller Vielfalt“ ist die antike Welt als zweiter zentraler 
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Bezugspunkt für Europa angeführt. Die konfessionelle Vielfalt wird hier bemerkt, allerdings 
wird diese oftmals nicht bemerkt wenn von „dem Islam“ die Rede ist.  
Auch im Handbuch ist die Rede von Christentum und Islam. Während die Dorfkirchen, die 
Dome und das Kreuz als Teil der europäischen Identität wahrgenommen werden, trifft dies 
auf islamische Gebäude/Symbole nicht zu. Das Christentum, als „Leitkultur“ und christliche 
Sakralbauten als „unsere Architektur“, werden  dem Minarett, dem „politisch-religiösen 
Siegeszeichen“ gegenübergestellt. Ferner wird von „Symbolen eines fremden 
Herrschaftsanspruchs über unsere Heimat“ geschrieben. (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 
29)  
 
Im weiteren Verlauf des Kapitels kristallisiert sich heraus, dass die FPÖ christliches Europa, 
Aufklärung und Abendland synonym versteht und diese von Bedrohungen von außen zu 
verteidigen sind. Dem gegenübergestellt wird auf Seite 6 der radikale Islam, aggressiver 
Kapitalismus usw. „Europa ist jedoch den Weg der Aufklärung gegangen, trennt Kirche und 
Staat. Der Islam hat diese Entwicklung nicht vollzogen.“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 32) 
 Zur Bewahrung der christlichen Prägung gehört auch die Erhaltung des Religionsunterrichts 
an öffentlichen Schulen, auch wenn sonst konsequent die Trennung von Kirche und Staat 
befürwortet wird. Dem Ethikunterricht wird hingegen eine „klare Absage erteilt“. 
Der Religionsunterricht für MuslimInnen wird ebenso angegriffen. Vor allem ein, nicht näher 
genanntes Schulbuch für AHS-/BMHS-SchülerInnen wird kritisiert. Darin soll über die 
Scharia geschrieben werden, über Rechte der Frauen und Männer, usw. Inwieweit das 
Schulbuch über die Inhalte der Scharia berichtet, oder diese befürwortet/ablehnt, kann 
aufgrund der fehlenden Quellenangaben leider nicht bewertet werden. Stark an NS-
Propaganda erinnert hingegen folgender Satz der FPÖ: „Was außergewöhnliche sexuelle 
Praktiken anbelangt, brauche sich der Muslim seinen Kopf nicht zu zerbrechen, denn die Frau 
sei der „Acker“ des Mannes.“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 30-31) Das propagierte Bild 
weckt Assoziationen an die Vorstellung des „lüsternen Juden“  antisemitischer Hetze. 
 
Kapitel VI, Schicksalsgemeinschaft Europa: Rückbezüglich wird noch einmal auf den 
christlich-abendländischen Charakter Europas verwiesen, der die durch „gemeinsame 
Schicksale verbundenen Völker“ präge. Auch hier wird das Bild „Wir/die Anderen“ 
transportiert, indem Europäern, im Sinne von EU-Angehörigen ein gemeinsames „Schicksal“, 
gegenüber Personen außerhalb der EU-Grenzen, attestiert wird. Erneut wird die „Vielfalt von 
Völkern und Volksgruppen“ erwähnt, die auch den europäischen Reichtum speise. Darum 
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müsste diesen auch eine „Freiheit der Völker gewährt werden, denn das „Schicksals Europas“ 
sei „von der Gestaltungsfreiheit seiner Völker geprägt. Folglich habe die europäische 
Zusammenarbeit nach dem Subsidiaritätsprinzip zu erfolgen, die politische Eigenständigkeit 
der Völker müsse gewahrt werden. Hand in Hand damit geht Forderung nach einem 
„Grundrecht auf Weiterbestand jeder Volksgruppe“ und nach dem Schutz deutscher 
Minderheiten auf dem ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchiegebiet durch die 
Republik Österreich.  
 
Das eigentliche europäische Verständnis der Freiheitlichen zeigt sich vor allem im Handbuch. 
„Ziel ist eine europäische Integration als Staatenbund von souveränen, einander solidarisch 
verbundenen, europäischen Staaten.“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 253) Während ein 
Konzept nach „US-amerikanischem Muster“ dezidiert abgelehnt wird, fordert die FPÖ eine 
dezentralisierte und föderative Struktur. Unter der Überschrift „Europa der Vaterländer“ wird 
für ein Bündnis von Völkern geworben, die sich ihrer Identität gewiss sind und nach wie vor 
in Nationalstaaten leben. (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 253-254) Um dies zu 
ermöglichen müsse es zu einer „Bewahrung kultureller Identität“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009: 
S. 256) und „gleichzeitiger Renationalisierung“ (ebd.) kommen. Im Wesentlichen vertritt die 
FPÖ damit eine ethnopluralistische Position, die der sogenannten „Neuen Rechten“ 
zugeordnet wird: „Teile des Rechtsextremismus, insbesondere die intellektuelle Neue Rechte, 
verstehen ihn als Synonym für "Völkervielfalt". Tatsächlich steht hinter dem Konzept des 
Ethnopluralismus ein ausgrenzender Nationalismus, der in der Regel mit fremdenfeindlichem 
Denken verbunden ist. Im Gegensatz zur Vorstellung, alle Menschen haben eine gleiche 
Würde und gleiche Rechte, betont der Ethnopluralismus die kulturellen, regionalen und/oder 
genetischen Unterschiede zwischen Ethnien/Völkern.“ (Ministerium für Inneres und 
Kommunales NRW c) So bekennt sich die FPÖ auch auf Seite 259 zu einem „Europa der 
Vielfalt der historisch gewachsenen, autochthonen Ethnien“. 
 
Österreich muss seine Sicherheitsinteressen wahren, verlangt die FPÖ im Programmpunkt 
VII. „Bei der Bekämpfung von Kriminalitätserscheinungen wie Terrorismus, organisiertes 
Verbrechen, Banden- und Schlepperunwesen, Drogenhandel, Bedrohung fundamentaler 
Rechtsgüter durch religiösen Fanatismus, (…) hat der Staat seine Möglichkeiten 
entschlossener zu nutzen und einzusetzen.“ heißt es in der populistisch aufbereiteten 
Schlagwortkette. (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 217) Dabei solle auch mit anderen 
deutschsprachigen Staaten zusammengearbeitet werden, insbesondere im Sinne der „Pflege 
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und Verbreitung der deutschen Sprache“. Diese Forderung hat beinahe expansionistische 
Ansprüche und es bleibt die Frage, was mit „Verbreitung“ in diesem Kontext gemeint ist.  
Festgehalten werden in weiterer Folge auch die, durch die EU-Mitgliedschaft der 
Nachbarländer (Ausnahme Schweiz, Liechtenstein), entstandenen Rahmenbedingungen für 
die Außenpolitik. So müsse deren Fokus nun auf die Außengrenzen der EU verlagert werden, 
mit Fokus auf Terrorismus.  
 
Ein weiterer Aspekt sei zudem die Funktion als Schutzmacht der „deutschen und ladinischen 
Südtiroler“. Diesen müsse die Möglichkeit des Beitritts zu Österreich ermöglicht und 
offengehalten werden. Auch anderen deutschsprachigen Minderheiten müsse besonderer 
Schutz zukommen. Es zeigt sich hier wie sich Europa für die Freiheitlichen gliedert. Zwar 
wird über Staatsgrenzen hinweg gedacht, aber nur im Sinne von Volksgruppen.  
 
Hinzuzufügen ist außerdem noch das gewünschte Verhältnis der EU zu islamischen Staaten. 
Diese werden im Handbuch gleichgesetzt mit „arabische und islamische Welt“. Selbst wenn 
man den Nahen und Mittleren Osten Asien und Afrika, wie dies die FPÖ macht, zur 
islamischen Welt zählt, handelt es sich nicht um rein islamische Länder (schon gar nicht im 
Sinne einer institutionalisierten Staatsreligion). Diese werden allesamt in Zusammenhang mit 
„aggressivem Islamismus“ und „Christenverfolgung“ gebracht, ganz klar wird ein „Wir-Sie“-
Bild konstruiert. „Der Islam“ und „das Christentum“ werden als unvereinbar gezeichnet. 
Europäische Staaten als „Eroberungsziel der aggressiven Moslems“ betrachtet. (Vgl. FPÖ 
Bildungsinstitut 2009: S. 247) Dasselbe Feindbild spiegelt sich implizit ebenfalls an anderen 
Stellen wieder, etwa wenn in einer Aufzählung der Gefahren für Europa Terrorismus und 
aggressiver Islamismus als erste aufgelistet werden. (Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 261) 
Durch die Auflistung wird immer auch ein Kontext zwischen den vermeintlichen einzelnen 
„Problemen“ hergestellt.  
 
Kapitel VIII fordert nach Demokratie- und Staatsreformen für Österreich, da diese aber nicht 
Gegenstand der Untersuchung sind, werden sie hier nicht ausgeführt. Zum nächsten Kapitel 
ist lediglich anzumerken, dass ein Stopp illegaler „Einwanderungsströme“ gefordert wird. 
Diese würden „erfahrungsgemäß auch mit Kriminalitätsimport“ zusammenhängen, so auf 
S.17 zu lesen. In diesem Programmpunkt sticht wieder die populistische Wortwahl heraus: 
Wenn von Immigration gesprochen wird verwendet die FPÖ, wie etwa hier, gerne Begriffe 
wie „Ströme“ oder „Massen“ um eine unüberblickbare Menge zu suggerieren. Zusätzlich wird 
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hier Kriminalität mit Migration verknüpft, um ein negatives Bild von MigrantInnen zu 
verfestigen. 
 
Wie PRO D fordert auch die FPÖ freie Marktwirtschaft im Kapitel zehn. „Soldiarisch und 
gerecht“ soll die Gesellschaft nach Kapitel elf gestaltet werden und im Programmpunkt XII 
beschäftigt man sich mit der Familie. Die setzt sich im Bild der FPÖ aus Mann, Frau und 
Kindern zusammen und wird in dieser Form als „natürliche Lebensgemeinschaft“ bezeichnet. 
Gleichgeschlechtliche Beziehungen hingegen dürfen, nach dem Willen der FPÖ, nicht die 
Bezeichnung „Familie“ erhalten. Eine Gleichstellung wird abgelehnt. Einmal mehr zeigt sich, 
dass nicht alle gleichberechtigt sind. 
Auch im Kapitel „Familie“ fehlt die „Islamkritik“ nicht, denn „islamische Familienbilder“ 
seien nicht mit dem europäischen vereinbar. Um das zu unterstreichen beruft sich die 
Freiheitliche Partei auch auf Experten und Beobachter (des Ausbildungsmarktes), allerdings 
ohne die Namen derjenigen zu nennen, oder dies mit anderen Quellen nachprüfbar zu machen. 
(Vgl. FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 125) 
 
Umweltpolitik ist auch ein Bestandteil des Programms, ist aber hier nicht relevant, bezüglich 
der Bauernpolitik ist ebenso nichts Wichtiges zu vermerken, mit Ausnahme der Forderung 
nach Re-Nationalisierung der Forts- und Landwirtschaft.  
 
Interessanter gestaltet sich das Kapitel „Weite Kultur – Freie Kunst“. „Kultur ist die 
Gesamtheit aller zivilisatorischen Ausdrucksformen“ heißt es dort. Jedem Menschen sei es 
selbst überlassen was Kunst sei und es gebe keine allgemeine Definition. Allerdings ist für die 
Partei Sprache der wichtigste Träger des kulturellen Ausdrucks. Die Zugehörigkeit zu einer 
Kulturgemeinschaft drücke sich durch sie Muttersprache aus, deshalb sei Österreich, aufgrund 
der Mehrheit der deutschsprachigen, auch der deutschen Kulturgemeinschaft zuzurechnen. 
Der Staat und die Gesellschaft hätten demnach auch diese Kultur und ihr kulturelles Erbe zu 
sichern. Weiter führt man aus es „die kulturelle[n] Identität stehe[n] alle[n] Bestrebungen 
kultureller Nivellierung oder verordneter Multikultur entgegen und [diese, Anm. d. Verf.] 
werden daher abgelehnt.“  
 
Die „kulturelle Nivellierung“ wird unter anderem als „Identitätsvernichtung und (…) 
Entfremdung der Völker“ (FPÖ Bildungsinstitut 2009: S. 236) verstanden. Die Schuld daran 
wird mitunter Marx(isten) und allen anderen linken Gruppen bis hin zur Frankfurter Schule 
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gegeben. Diese hätten versucht Werte wie „Heimat, Liebe, Vaterland und Muttersprache“ zu 
zerstören. Doch nicht nur die Linke wird als Bedrohung wahrgenommen, auch 
fremdsprachige Ortstafeln dürfen nicht hingenommen werden, so die FPÖ. (Vgl. FPÖ 
Bildungsinstitut 2009: S. 235-238) 
 
In den zwei letzten Kapiteln sind Bildung und Wissenschaft thematisiert. Bildung sei ein 
Grundrecht und der Zugang müsse sichergestellt werden. Die freiheitliche Bildungspolitik 
sieht „die Pflege der österreichischen Eigenart und die Erhaltung des kulturellen Erbes“ als 
eines der wichtigsten Ziele. Wieder findet sich eine naturalisierende Zuschreibung im 
Parteiprogramm. „Dem Österreicher“ wird eine „Eigenart“ zuteil, etwas das durch die 
Zugehörigkeit zur „kulturellen Gemeinschaft“ vorhanden sein müsste, etwas Natürliches, dass 
mit der Geburt in Österreich „erworben“ wird. Doch hier ergibt sich ein Widerspruch in der 
FPÖ-Konstruktion. Denn obwohl die Mehrheit der ÖsterreicherInnen der „deutschen 
Kulturgemeinschaft“ zugehörig sein soll, hat diese eine natürliche „österreichische Eigenart“, 
die andere Mitglieder dieser „deutschen“ Gruppe nicht haben. Es stellt sich die Frage, ob dann 
immer noch von einem (deutschen) Volk gesprochen werden kann, dass ja ebenso natürlich 
sei wie die Besonderheit der ÖsterreicherInnen.  
 
Nebenher werden des Weiteren verpflichtende Deutschtests für alle Kinder von Personen 
ohne österreichische Staatsbürgerschaft vor der Einschulung verlangt. Sollten diese Kinder 
nicht bestehen, müssen die Eltern für einen Intensivkurs aufkommen. Die Voraussetzungen 
hierfür sind insofern ungerecht, da nicht jedes Kind und dessen Eltern die gleichen 
Möglichkeiten haben, Deutsch zu erlernen (finanzielle, soziale Gründe, etc.). Gleichzeitig 
sorgt sich die FPÖ dabei vor allem aber um das Bildungsniveau der einheimischen 
Bevölkerung. Ganz klar ist auch hier wieder eine Trennung in „Einheimische“ und 
„Ausländer“ zu erkennen, die auch bei Bildung den „österreichischen Ethnien“ den Vortritt 
lässt.  
 
Wissenschaft wird im Programm als „wesentlicher Bestandteil“ der abendländischen Kultur 
betrachtet und hat die Weiterentwicklung dieser als ein Ziel. Entgegen dem steht an anderer 
Stelle des Kapitels „Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei“ (und diesem humboldt„schen 
Ideal nach ist sie auch frei von Zwecken).  
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FPÖ und PRO-Bewegung – Rechtspopulisten, 
Rechtsextreme? 
Anschließend an die Betrachtungen der Programme und der Strategien der Partei gilt es nun 
zu eruieren, wie FPÖ und PRO-Bewegung ins politische Spektrum eingeordnet werden 
können. Eines lässt sich ohne Zweifel sagen, beide sind dem extrem rechten Spektrum 
zuzuordnen. Selbst nehmen sie sich als Rechtspopulisten wahr, im öffentlichen Diskurs 
werden sie, je nach Betrachter, von rechtskonservativ bis rechtsextrem eingeordnet. Doch was 
sind sie nun? Eine Frage die im Bezug auf die weitere Analyse sehr wichtig erscheint, soll 
hier möglichst eindeutig beantwortet werden. 
 
Dazu zuerst eine kurze Zusammenfassung was Rechtspopulismus bedeutet: Wie bereits 
vorher im Kontext von Alexander Häuslers Auseinandersetzungen mit der PRO-Bewegung in 
Deutschland geschildert, handelt es sich bei Rechtspopulismus um keine Ideologie. 
Populismus (egal ob von links oder rechts) ist vielmehr eine Strategie. Sie bedient sich 
bestimmter Inszenierungsformen, etwa der Gleichsetzung von „Volk“ und den „kleinen 
Leuten“, als deren Vertreter sich populistische Parteien gerne darstellen. (Vgl. Häusler 2009: 
S. 138-139) „Unter Populismus versteht die Wissenschaft heute in vielen Fällen nicht mehr 
eine politische Ideologie, sondern einen Politikstil!“, meint auch Mittnik. (Mittnik 2010: S. 
21) Demnach ist Populismus an eine themengegebene Ideologie gebunden. (Vgl. Schweizer 
2010: S. 3) Prinzipiell ist es egal ob diese Ideologie rechter oder linker Natur ist. So wäre ein 
sozialdemokratischer Populismus genauso möglich wie ein recht(sextrem)er Populismus. 
Dem Rechtspopulismus soll sich deshalb der nächste Absatz näher widmen. 
 
Obwohl es verschiedene Ausprägungen rechten Populismus gibt, lassen sich auch 
Gemeinsamkeiten erkennen: „Ganz oben auf der Agenda der Rechtspopulisten steht die 
Verteidigung bzw. Rückeroberung von Lebens- und Wohlstandsniveaus der „Einheimischen“ 
gegen die von außen (Migranten, Asylanten) kommenden Bedrohungen und die Bewahrung 
der ethnisch-kulturellen Identität.“(Bauer 2010: S. 12) Diese These trifft jedenfalls auf beide, 
FPÖ und PRO-Bewegung, zu, die sich selbst offen als populistisch bezeichnen.  
 
Welche ideologische Grundlage verbirgt sich jedoch hinter dem populistischen Äußeren? Oft 
werden PRO-Bewegungen und FPÖ als rechtsextrem bezeichnet, wogegen sich diese 




Zentrales Kennzeichen des Rechtsextremismus ist die Ablehnung der Freiheit und Gleichheit 
aller Menschen. (Vgl. Schweizer 2010: S. 5) Holzer ergänzt dies durch die Feststellung, es 
handle sich bei Rechtsextremismus um eine extreme Variante des Konservativen. Dabei wird 
eine unmittelbare Bedrohung für das Volk und seine kulturelle Identität gesehen. Diese 
Bedrohung geht, den Rechtsextremisten nach, von MigrantInnen aus. Diese könne daher 
leicht als Sündenböcke stigmatisiert werden, gleichzeitig wird damit ein „Wir“-Gefühl 
gegenüber den MigrantInnen aufgebaut. (Vgl. Schweizer 2010: S. 5) „In diesem Sinne 
plädieren 
RechtsextremistInnen für eine ethnopluralistische Welt: Österreich soll österreichisch sein, 
die Türkei türkisch, usw. Sprach man früher von „Rassen“ und „Rassenreinheit“, so spricht 
man heute von „Ethnien“ und „Schutz der kulturellen Identität“.“ (ebd.: S. 5) 
  
Doch nicht nur MigrantInnen werden diffamiert, sondern auch politische GegnerInnen oder 
der demokratische Staat und seine Ordnung. Die Rechtsextremisten stellen sich dabei gerne 
selbst als die wahren Volksvertreter und einzig richtige Demokraten dar. (Vgl. Schweizer 
2010: S. 5) 
 
Um letztendlich klären zu können, ob eine rechtspopulistische Partei auch rechtsextrem ist, 
muss diese einzeln analysiert werden. „Das Verhältnis von Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus muss deshalb von Fall zu Fall untersucht werden. Rechtspopulismus kann 
extremistische und systemfeindliche, aber auch nichtextremistische und eindeutig 
demokratische Züge annehmen.“ (Bauer 2010: S. 9) 
 
In diesem Sinne sollen nun auch FPÖ (gestützt auf die Arbeit von Manuel Schweizer: 
Schweizer 2010) und PRO-Bewegung untersucht werden.  
FPÖ 
Schweizer zitiert in seinen Betrachtungen zur FPÖ Hajo Funke, der treffend formuliert: „Im 
(Rechts-)Populismus der extremen Rechten wurde die Agitation gegen „Ausländer“ zu einem 
zentralen Mittel eines neuen völkischen Nationalismus.“ (Zit. n. Schweizer 2010: S. 6)  Dies 
ist auch bei der FPÖ in einem beträchtlichen Ausmaß zu vernehmen. „Ausländer“ sind dabei 
all jene, die nicht zu den, wie es im FPÖ-Programm heißt, angestammten Volksgruppen 
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gehören. De facto ist gemeint, jeder, dessen Volksgruppe nicht vor der zweiten Republik in 
Österreich angesiedelt war, ist Ausländer (und wird es immer bleiben). 
  
Gratzer vergleicht die Argumentationsmuster der Freiheitlichen gar mit jenen der NSDAP. 
Für die Klassifizierung als rechtsextrem spricht zudem die andauernde Betonung der 
Unterschiede von MigrantInnen gegenüber den ÖsterreicherInnen. (Vgl. Schweizer 2010: S. 
6) Dabei werden zwei Kategorien geschaffen, „Ausländer“ und „Österreicher“.  
Weitere Argumente die für eine rechtsextreme Ideologie der FPÖ sprechen, sind die engen 
Verflechtungen mit den deutschnationalen Burschenschaften. (Vgl. ebd.: S. 7) Auch innerhalb 
dieser gibt es immer wieder Hinweise auf rechtsextreme Kontakte und braunes Gedankengut.  
Eine deutliche Affinität zur rechtsextremen Szene dürfte auch der RFJ (Ring freiheitlicher 
Jugend) haben, aus deren Umfeld etwa Jörg Haider stammte, oder auch Heinz-Christian 
Strache. Einige Funktionäre sind immerhin auch beim BFJ (Bund freier Jugend) tätig oder 
unterstützen diesen zumindest tatkräftig. Dieser wird zum Beispiel von den Grünen als 
eindeutig rechtsextrem eingestuft. So hatten sich auch mehrere BFJ-Funktionäre wegen des 
Verdachts der Wiederbetätigung vor Gericht zu verantworten. (Vgl. Die Grünen 2009) Auch 
das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes bezeichnet den BFJ als 
rechtsextremistisch. (Vgl. DÖW 2004) Selbiges ist zur AFP (Arbeitsgemeinschaft für 
demokratische Politik) zu vermerken. Das DÖW schreibt: „In ihren Zeitschriften finden sich 
immer wieder Beiträge mit neonazistischer und "revisionistischer" Tendenz; unter anderem 
wird auch für Publikationen geworben, in denen die Existenz von Gaskammern zur 
Ermordung von Menschen in nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslagern 
geleugnet wird.“ (DÖW Archiv) Während die AFP zur Wahl der FPÖ aufruft, gibt es im 
Gegenzug Vorträge von FPÖ-Funktionären im Fritz-Stüber-Heim, der Zentrale der 
Rechtsextremisten.  
Verbindungen scheint es auch ins offen neonazistische Milieu zu geben. Auf der mittlerweile 
auch in Massenmedien bekannten „Alpen-Donau.Info“ Homepage tauchen immer wieder 
FPÖ-interne Inhalte auf, die verdächtig schnell den Weg aus den Büros von FPÖ-
Funktionären auf die Seite finden.  So tauchte auch jenes geschmacklose Spiel aus dem 
Steirischen FPÖ-Wahlkampf auf, bei dem auf Muslime geschossen werden muss. (Vgl. 




Dagegen scheinen die Ansichten des rechtsextremen Magazins „Die Aula“ schon beinahe 
harmlos. Dennoch finden sich auch hier erwähnenswerte Kontakte. Medieninhaber sind so 
etwa die Freiheitlichen Akademikerverbände (FAV). (Vgl. Schweizer 2010: S. 7) 
 
Auch die Verstrickungen von FPÖ-Mandataren und Funktionären weisen zum Teil 
rechtsextreme Hintergründe auf. Da wäre etwa die FPÖ-Bundespräsidentschaftskandidatin 
2010 Barbara Rosenkranz, die sich ob ihres umstrittenen Verhältnisses zum 
Nationalsozialismus vor laufender Kamera davon distanzieren musste. Ihr Mann Horst 
Rosenkranz ist zudem ein guter Bekannter und Mitstreiter von Norbert Burger, der unter 
anderem Vorsitzender der NDP
22
 war. Auch Kontakte zu Gerd Honsik und Gottfried Küssel, 
zweiter ist bekennender Neonazi, sind bekannt. (Vgl. Profil Online 2010) Barbara Rosenkranz 
selbst darf nach einem Urteilsspruch des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte als 
„Kellernazi“ bezeichnet werden. (Vgl. Schweizer 2010: S. 8) 
 
Um noch einmal auf Burger zurückzukommen: Bundesparteiobmann und Klubchef der FPÖ 
Heinz-Christian Strache war einst mit einer der Töchter von Norbert Burger liiert. (Vgl. Profil 
Online 2010) Andere Aufreger um ihn sind bekannt, wie etwa seine „Bierbestellung“ die für 
manche Beobachterin dem Kühnengruß ähnelte (Vgl. ORF.at 2008) oder die Kontakte mit der 
in Deutschland mittlerweile verbotenen Wiking-Jugend (Vgl. Die Presse Online 2007), um 
nur zwei Beispiele zu nennen.  
 
Auch der dritte Nationalratspräsident Martin Graf bewegt sich am äußerst rechten Rand. „So 
behauptete beispielsweise im März 2010, dass nur die richtige Meinung „frei“ sei, und führte 
aus: An dieser Stelle gliedere ich mich ein in das Heer jener 44 Prozent Österreicher, die zu 
manchen Themen lieber nicht sagen, was sie denken.“ (Zit. nach Schweizer 2010: S. 11) 
Auch sein parlamentarischer Mitarbeiter Sebastian Ploner fiel bereits einschlägig auf. Eine 
Gruppe maskierter Männer rund um Sebastian Ploner griff im Juni 2009 einen „Info-
Spaziergang“ der Sozialistischen Jugend Wien mit Wasserbomben und Eiern an. (Vgl. SJ-
Wien Pressenaussendung) Auch Bestellungen von „White Power“-Shirts beim rechtsextremen 
„Aufruhr-Versand“ sagen einiges über sein Politikverständnis und Weltbild aus. (Vgl. 
Schiedel 2008) 
 
                                                          
22
 NDP – Nationaldemokratische Partei. 1967 unter anderem von Norbert Burger gegründet. 1988 auf Grundlage 
des Verbotsgesetzes wieder verboten. (Vgl. DÖW, http://www.doew.at/publikationen/rechts/handbuch/b.html) 
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Besonders aktuell ist die Anwesenheit von bekannten Neonazis bei 
Wahlkampfveranstaltungen zur  Wiener Wahl 2010. Diese sind allerdings nicht nur als 
Besucher, die sich die FPÖ nicht aussuchen kann dort, sondern als Ordner beziehungsweise 
Sicherheitskräfte. So zum Beispiel Gregor T. der als Gründer der österreichischen Division 
des „Blood & Honour“-Netzwerks gilt. (Vgl. Stoppt die Rechten 2010b, sowie Schweizer 
2010: S. 9) 
 
Auch Zitate rechtsextremen Inhalts oder zumindest mit Nähe zu rechtextremen Gedankengut 
gibt es nicht zu knapp. Etwa von Strache zur Einstufung der Waffen-SS als verbrecherische 
Organisation: „Ich lehne es ab, Menschen pauschal abzuurteilen oder ein ganzes Volk zu 
kriminalisieren. Nicht jeder Mensch im NS-System hat ein Verbrechen begangen.“ 
(Schweizer 2010: S. 8) Anders aber zu AsylwerberInnen: „Jeder dieser so genannten 
Asylanten, der festgenommen wird, ist ein Drogendealer.“ (ebd.: S. 8-9) 
Auch Susanne Winter, bekannt vor allem durch islamophobe Hetze, äußerte sich bezüglich 
eines Verfahrens gegen sie und bezeichnete das Vorgehen der Staatsanwaltschaft gegen sie 
als: „Polit-Hatz durch verwirrte, selbsternannte Gesinnungswächter“. (ebd.: S. 9)  
In einer Presseaussendung geben Johann Gudenus und Nikolaus Amhof ihre rassistischen 
Ansichten zu den Jugendkrawallen in Frankreich zum Besten: „Wenn andauern von 
randalierenden Jugendlichen die Rede ist, so wird deren Herkunft geflissentlich 
verschwiegen. Es handelt sich bei diesen Schwerverbrechern nämlich ausnahmslos um solche 
mit schwarzafrikanischer oder arabischer Abstammung.“ (Vgl. Schweizer 2010: S. 10)  
Am offensichtlichsten kommen blaue Gedanken vermutlich durch die Schaukastenwerbung 
der FPÖ-Ortsgruppe Bruck zur Geltung: „Land der Türken, Land der Araber, Land der 
Slawen und auch Neger, Land der Moslems, fundamentalistenreich [sic!]. Heimat hast du 
wenig Kinder, brauchst daher auch noch die Inder. Multikulturelles Österreich!“ (Vgl. 
Schweizer 2010: S. 10) Noch plumper und chauvinistischer lässt sich die Verachtung der 
dortigen FPÖ-Funktionäre kaum ausdrücken.  
 
Hier kann natürlich nur ein kleiner Teil der zahlreichen rechtsextremen Zitate wiedergegeben 
werden, doch die Liste ließe sich fortführen. Aufgrund der Zahl der relevanten Personen 
(Klubobmann/Bundesobmann, Dritter Nationalratspräsident, Präsidentschaftskandidatin) die 
hier angeführt wurden und die anscheinend einem rechtsextremen Umfeld nicht abgeneigt 
gegenüberstehen und dies durch einschlägige Wortmeldungen immer wieder bestätigen, kann 
bei der FPÖ von einer rechtsextremen Partei gesprochen werden. Dieser Rechtsextremismus 
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mit all seinen Facetten, ob plump wie in Bruck oder scheinbar sachlich wie bei anderen 
Funktionären, wird durch eine populistische Strategie zu verstecken versucht.  
PRO-Bewegung 
An dieser Stelle sei noch mal an Funke, Bauer und Häusler erinnert, deren Thesen bereits bei 
der Analyse der FPÖ erläutert wurden.  
 
Bei der PRO-Bewegung handelt es sich um drei „Bürgerbewegungen“, die sich allesamt 
selbst als rechtspopulistisch inszenieren. Doch wie bei der FPÖ gilt auch hier: 
Rechtspopulismus ist als Strategie zu verstehen, die einer Ideologie bedarf. Insofern ist zu 
hinterfragen, ob es sich auch hier um eine Strategie der politischen Mimikry handelt. 
 
Wie ebenfalls bereits gezeigt wurde entstammt PRO KÖLN als Ursprung der PRO-Bewegung 
der Deutschen Liga für Volk und Heimat (DLVH). Diese wiederum ist eine Abspaltung der 
REPUBLIKANER (REP). Die mittlerweile fast bedeutungslose Partei war lange Zeit im 
Verfassungsschutzbericht als rechtsextrem eingestuft. Auch heute sind noch rechtsextreme 
Agitationen vorhanden. (Vgl. Netz gegen Nazis 2008) Auch aus anderen rechtsextremen 
Parteien und Organisationen stießen mehrere Mitglieder zu PRO-Verbänden.  
 
Allen voran einer der Mitgründer Manfred Rouhs der vorher NPD/JN-Mitglied war, 
anschließend über REP und DLVH wechselte und an der Gründung PRO KÖLNs beteiligt 
war. (Vgl. Häusler 2009, S132) Dieser ist zudem Autor, Verleger und Herausgeber 
zahlreicher Zeitschriften. Unter anderem die extrem rechte Zeitschrift „Signal“ (vormals 
„Europa Vorn“) und „nation.24“. (Vgl. LAGA NRW 2008c: S. 16-17) Aktuelle Themen der 
Homepage von „nation.24“ sind am 13.10.2010 unter anderem die Sarrazin-Debatte (es wird 
pro Sarrazin Stellung bezogen), Anti-Islam-Demos von PRO KÖLN und der Wahlerfolg der 
Wiener FPÖ vom 10.10.2010. (Vgl. Nation.24)  
 
Markus Beisicht, ebenfalls PRO KÖLN-Funktionär der ersten Stunde entstammt einem 
ähnlichen Umfeld. Er war Bundesvorsitzender des (deutschen) RFS, des 1977 in Köln von der 
Burschenschaft „Germania“ gegründet wurde. Vormals CDU-Mitglied trat auch Beisicht den 
REP bei, war an der DLVH-Abspaltung beteiligt und ist heute Vorsitzender von PRO KÖLN 
und PRO NRW. Als Rechtsanwalt verteidigt er diverse Personen aus dem rechtsextremen 
Spektrum, zu denen auch militante Neonazis gehören. (Vgl. LAGA NRW 2008d: S. 22) Ein 
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Beispiel dazu geben Stephan Braun und Manuela Maegerle: Beisicht war Bevollmächtigter in 
einem Verfahren der Gruppierung „Initiative der weißen Art“, die eine Veranstaltung unter 
dem Titel „Ruhm und Ehre der Waffen SS“, an einem der Lieblingsorte von Heinrich 
Himmler (Wewelsburg), durchführen wollte. Trotz Beisichts Bemühungen wurde diese aber 
verboten. (Vgl. Braun; Maegerle 2009, S. 389) 
 
Pikant ist auch ein Artikel im Kölner Stadt-Anzeiger vom 16. August 2008. Der im 
„Moscheedebatten-Bezirk“ Ehrenfeld aktive Politiker Heinz Kurt Täubner soll in den 1980ern 
Mitglied der militanten neonazistischen „Schwarzen Front“ gewesen sein. Dazu gibt es auch  
ein Foto des Mitgliederausweises. Ebenso brisant ist ein Foto, dass Täubner vor einem Regal 
zeigt, auf dem zwei Kerzen mit Hakenkreuzen und eine Reichkriegsflagge stehen. Hans-Peter 
Killguss von der kölner „Info- und Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus“ kommentiert 
das Bild bei einer Veranstaltung folgendermaßen: „Das Bild wurde nach den mir 
vorliegenden Informationen am 20. April 1985 während einer Geburtstagsfeier für Adolf 
Hitler aufgenommen“. (Vgl. Kölner Stadt-Anzeiger Online) 
 
Neben den persönlichen Verbindungen vieler PRO-Mitglieder zu rechtsextremen 
Organisationen gibt es aber auch inoffizielle, sowie offizielle Zusammenarbeit mit diesen von 
Seiten der Partei. Werner Bauer dazu: „pro Köln arbeitet zum Teil mit Personen aus dem 
rechtsextremen Spektrum zusammen und ist in der internationalen Szene rechter bzw. 
rechtsextremer Parteien gut vernetzt.“ (Bauer 2010: S. 98) Zwar distanziert man sich aus 
taktischen Gründen, mal mehr, mal weniger deutlich von der NPD und den „Freien 
Kameradschaften“, sucht dafür die Nähe anderer erfolgreicher „rechtspopulistischer“ 
Rechtsextremisten. Kontakte bestehen zum Beispiel zur FPÖ, FRONT NATIONAL (FN) und 
zu VLAAMS BELANG (VB). (Vgl. Sager; Peters 2008: S. 125-126) Davon zeugen auch 
Links zu FPÖ, VB und der Schweizer Volkspartei (SVP) auf der Homepage von PRO NRW 
und PRO KÖLN. (Vgl. PRO NRW d, PRO KÖLN)  
 
Auch Kontakte zur Europaparlament-Fraktion ITS (Identität-Tradition-Souveränität) sind zu 
verzeichnen. Gemeinsam mit NPD und DVU wurde die ethnopluralistische Erklärung 
„Gemeinsam für ein Europa der Vaterländer“ von Markus Beisicht und Markus Wiener 




Einen besonderen Fall stellt PRO D dar. Wie bereits ausgeführt wurde, darf die Partei im 
Verfassungsschutzbericht nicht mehr als „rechtsextrem“ bezeichnet werden. Heißt das jedoch 
auch für die Wissenschaft, das PRO DEUTSCHLAND nicht rechtsextrem ist? Alexander 
Häusler beantwortet die Frage klar mit: Nein! Denn wie er begründet unterscheidet der 
Verfassungsschutz nach extremismustheoretischen Kategorien. Diese differenzieren aber nur 
zwischen demokratischer Mitte und extremen Rändern und nehmen keine Rücksicht auf die 
„innere Verfasstheit“ dieser Mitte/Ränder. Genau diesen Umstand nutz als Populismus 
getarnter Extremismus. Themen der politischen Mitte werden mit rassistischen Forderungen 
verknüpft. Daher bedarf es bei der Analyse extrem rechter Parteien einer anderen Methodik. 
Dafür präsentiert er sechs Kategorien von Hanfeneger und Schönfelder, die schon in der 
Einleitung zu den besprochenen Parteien erwähnt wurden. Damit können extrem rechte 
Parteien von rechtskonservativ bis hin zu offen neonazistisch zugeordnet werden (Vgl. 
Häusler 2009: S. 138-139): 
 
1. völkisch-nationalistische Ausprägung 
2. rassistische und antisemitische Ausprägung 
3. autoritäre Politikvorstellung 
4. Anlehnung des gesellschaftlichen Gleichheitsprinzips 
5. Diskriminierung von Minderheiten 
6. Ethnisierung/Nationalisierung soziale und ökonomischer Problemlagen 
 
Zumindest in fünf der sechs Kategorien ist die Politik der PRO-Bewegungen einzuordnen. 
Rassistische Ausprägungen sind vor allem in Form des kulturellen Rassismus (Stichwort: 
„Isalmisierung“) zu finden. Dies führt zugleich zur Ablehnung des Gleichheitsprinzips, denn 
während christliche Sakralbauten kein Thema sind, werden Moscheen prinzipiell abgelehnt, 
während „christliche/abendländische Kultur“ zu beschützen ist, darf die der MigrantInnen 
nicht sichtbar sein. Die Diskriminierung von Minderheiten (Moslems, AsylwerberInnen, etc) 
sind ebenso fester Bestandteil der Programmatik. Die Nationalisierung der Probleme kann 
auch mit Sicherheit behauptet werden, denn die permanente Konstruktion des „Wir vs. 
Ausländer“ (Ausländer als „Sozialschmarotzer“, Kriminelle, usw.) ist nicht zu übersehen. 
Zudem sei nochmal an Funke erinnert, der Agitationen gegen AusländerInnen als neue 




Im Gegensatz zu FPÖ sind bei der PRO-Bewegung allerdings weniger rechtsextreme 
Wortmeldungen zu verzeichnen. Ein Grund dafür ist jedenfalls der Versuch tief in die 
politische Mitte vorzudringen. Um diese nicht zu verschrecken verzichtet man in der 
Öffentlichkeit auf rechtsextreme Sprüche. Eine andere These ist, dass sich PRO KÖLN, PRO 
NRW und PRO D von anderen Rechtsextremisten wie NPD, DVU und REP abgrenzen 
müssen, um sich mit diesen nicht um den kleinen Prozentsatz der offen 
neonazistischen/rechtsextremen WählerInnen streiten zu müssen.  
 
Dennoch gibt es einige wenige rechtsextreme Aussagen. So etwa von der Juristin Judith 
Wolter. Sie bezeichnet den 8. Mai, den Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkriegs, als 
„sicherlich kein Datum zu feiern“ denn es sei „de facto ein Drittel des damaligen 
Reichsgebiets verloren gegangen“. (Zit. n. Braun; Maegerle 2009: S. 391) 
 
Bestätigt durch diverse Verstrickungen vieler Mitglieder in neonazistische und rechtsextreme 
Kreise, beziehungsweise deren Herkunft aus denselben, sowie nationale und internationale 
Kontakte zu Rechtsextremisten lassen keinen Zweifel, dass den rechtspopulistischen 
Agitationen der PRO-Bewegungen rechtsextreme Ideologie zugrunde liegt. Auch dass fünf 
Bedingungen von Hanfeneger und Schönfelder „positiv“ erfüllt sind ist ein Indiz. Zwar üben 
sich die FunktionärInnen in der Öffentlichkeit in Zurückhaltung, können aber auch hier ihre 
Ansichten nicht immer verbergen, wie anhand von Wolter gezeigt wurde. Auch dass PRO D 
im Verfassungsschutzbericht von NRW, nicht als „rechtsextrem“ geführt wird ändert daran 
nichts. Anzumerken ist diesbezüglich, dass dafür PRO NRW im Zwischenbericht für 2010 
aufscheint. Zwar wird auch dieser Teil der Bewegung nicht explizit rechtsextrem genannt, 
aber in einer Fußnote findet sich folgende Textzeile: „Bei ‚pro NRW*‟ bestehen 
Anhaltspunkte für den Verdacht einer extremistischen Bestrebung.“ (Verfassungsschutz NRW 
2010: S. 18) 
Extrem rechts – Rechtsextrem - Rechtspopulistisch 
Wie gezeigt wurde schließen sich die Begriffe extrem rechts, rechtsextrem, rechtspopulistisch 
nicht aus. Alle treffen zudem auf die FPÖ und PRO-Bewegung zu. Sie bedienen sich einer 
rechtspopulistischen Strategie der eine rechtsextreme Ideologie zugrunde liegt. 
Ausländerfeindliche Haltungen, die Ablehnung der Gleichheit aller Menschen und ihrer 
Rechte, Diskriminierung von (religiösen und kulturellen) Minderheiten, sowie die 
Ethnisierung von Problemen sind nur einige Indizien dafür. In beiden Gruppen finden sich 
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Personen mit rechtsextremen Hintergrund und Kontakten in die neonazistische Szene, die 
nicht immer verborgen bleiben. Dennoch wird versucht den Schein zu wahren 
„Volksvertreter“ und die „Stimme des kleinen Mannes“  zu sein. Dies ermöglicht ein 
Vordringen in die politische Mitte aus der Themen herausgegriffen werden, vor allem solche 
bei denen vorhandene Ressentiments ausgenutzt werden können um damit auf Stimmenfang 
zu gehen. Aktuell handelt es sich dabei vor allem um das Thema Islam/MuslimInnen. Wie 
genau dabei vorgegangen im Anschluss diskutiert werden. 
Islamophobie in Österreich und Deutschland 
Wie sieht Islamophobie in Österreich und Deutschland aus? Hier sollen noch einmal kurz die 
Fragestellungen besprochen werden und bisherige Ergebnisse einfließen, die notwendig 
erscheinen um vorhandene Diskurse und Strategien verstehen zu können. Anschließend sollen 
vor allem die Agitationen der FPÖ und der PRO-Bewegung analysiert werden und auf 
Zusammenhänge überprüft werden. Wie weit kommen bisherige theoretische Betrachtungen 
zum Tragen, wie werden programmatische Parteiforderungen empirisch umzusetzen versucht, 
und mit welchen Mitteln passiert das?  
 
Drei zentrale Forschungsfragen wurden anfangs formuliert, denen wiederum mehrere 
Teilfragen untergeordnet sind: 
 
Entlang welcher Themen verläuft die Islamdebatte in den beiden Nachbarländern? 
Welche Rolle spielen dabei die FPÖ und die PRO-Bewegung, inwiefern beeinflussen sie den 
öffentlichen Diskurs? 
Welche Unterschiede und welche Gemeinsamkeiten weisen die Strategien und Methoden der 
Parteien auf? Welche Parallelen gibt es in Österreich und Deutschland? 
 
Themen und Diskursstränge 
Die „Islamdebatte“ ist sowohl in Österreich, als auch in Deutschland stark durch extrem 
rechte Gruppierungen beeinflusst worden und zu einem der medial meist rezipierten 





 sind so vier von neun Fällen des Themas „Politik und Medien“ zu anti-islamischer 
Hetze. (Vgl. ZARA 2009: S. 25-27)   
 
Um zu eruieren, welche Themen von PRO-Bewegung und FPÖ angesprochen werden, ist 
festzuhalten, dass diese unter dem Vorwand einer allgemeinen Integrationsdebatte über 
MuslimmInnen geführt wird. (Vgl. dazu Ö1, ORF.at 2006, etc.) In Deutschland lässt sich das 
vor allem an der Sarrazin-Debatte ablesen. (Vgl. dazu etwa: Stern Online 2009, Spiegel 
Online 2009) 
 
Doch wieso wird die Integration bemängelt und wie wird dies gemacht? Anhand welcher 









Auffällig ist, dass alle der genannten Themen den Parteiprogrammen der vorhin besprochenen 
Parteien immanent sind.  
 
Im Zusammenhang der Frage nach Themen ergibt sich eine weitere: Wie wird dadurch die 
Grenze zwischen berechtigter Islam-Kritik und Islamophobie verwischt? Auch dies soll 
anschließend durch Analyse empirischer Beispiele und Diskurse gezeigt werden.  
Rolle der FPÖ und PRO-Bewegung 
Welche Rolle beide spielen, ob diese von Bedeutung, etwa bei der Vorgabe der Themen, oder 
eher marginal ist und sie lediglich bestehende Diskurse aufgreifen wird im Weiteren auch zu 
zeigen sein. Dass die Strategie darauf abzielt Themen aus der gesellschaftlichen Mitte zu 
greifen und in die politische Tagesordnung einzubringen konnte bereits gezeigt werden. 
                                                          
23
 Bericht 2010 noch nicht erschienen. 
69 
 
Allerdings fehlt bisher eine Bestätigung, dass die Strategie auch aufgeht. Dazu sind weitere 
Betrachtungen notwendig.  
 
Sofern die Rechtsextremen den Diskurs beeinfluss, oder dies zumindest versuchen muss zum 
umfassenden Verständnis des Phänomens Islamophobie auch geklärt werden, wie dies 
gemacht wird? Konkret: Welche politischen/gesellschaftlichen Mittel nutzen sie dazu? Wie 
werden Medien und demokratische Mittel genutzt? Bei der PRO-Bewegung wurde im Zuge 
der Aufbaustrategie schon kurz darauf eingegangen, dass Petitionen zum Beispiel so ein 
Instrument darstellen können.  
 
Zudem muss gefragt werden, welchen Nutzen die Parteien daraus ziehen? Können sie den 
Diskurs dermaßen beeinflussen, dass sie politisches Kapital daraus schlagen können? 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
Bedienen sich FPÖ und PRO-Bewegung der gleichen Mittel und wenn ja, sind die damit 
erzielten Erfolge dieselben? Welche Unterschiede/Gemeinsamkeiten sind hier in Österreich 
und Deutschland zu verzeichnen?  
 
Und, soweit sich das im Rahmen der Arbeit besprechen lässt, worauf sind die Unterschiede 
zurückzuführen?  
 
Da die PRO-Bewegung bisher nur in NRW erfolgreich ist und der Wählerzuwachs nicht so 
rasant weitersteigt wie erwartet, auf Bundesebne derzeit keine namhaften Erfolge zu erwarten 
sind, ist folgende These der Ausgangspunkt für diese Fragestellung: Während in Österreich 
die FPÖ ein „Monopol“ auf die Islam-Debatte hat und diese maßgeblich beeinflusst, ist die 
deutsche PRO-Bewegung (in Form von PRO KÖLN) zwar an der Popularität des Themas 
beteiligt, kann aber außerhalb von NRW (auch aufgrund personeller Probleme) nur wenig 
Einfluss darauf ausüben. Vielmehr sind es Vertreter der Großparteien SPD und CDU/CSU die 
den Diskurs prägen. 
Islamophober Diskurs in Österreich und Deutschland 
Moscheen/Minarette, Frauenrechte/Kopftuch, Bildung/Ausbildung, Kriminalität, sowie 
Heimat/Identität wurden als Themen der Islamdebatte identifiziert. Um zu zeigen wie mittels 
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dieser versucht wird die Grenzen zwischen Kritik und Hetze zu verwischen sollen nun einige 
Beispiele analysiert werden. Auch die anderen Fragestellungen sollen anhand dieser 
beantwortet werden. 
Moscheen, Minarette, sowie Konflikte rund um diese  
Gegen Moscheen und Minarette, aber auch Kulturzentren, engagieren sich sowohl FPÖ als 
auch PRO-Bewegung. Die islamischen Gebetshäuser geraten dabei in den Mittelpunkt der 
öffentlichen Diskussion über den Islam und MuslimInnen und deren Integration in die 
Aufnahmegesellschaften.  
 
Einerseits finden sich, wie gezeigt, sowohl im freiheitlichen Programm, als auch in denen der 
PRO-Bewegungen, deutliche Ablehnungen von muslimischen Sakralbauten. Zum Anderen 
wird auch öffentlich, etwa mittels Petitionen, oder Demonstrationen, gegen Moscheen, 
Minarette und kulturelle Heimstätten von MuslimInnen mobilisiert. Beispiele dafür gibt es 
mehrere, wie etwa die Moschee in Köln-Ehrenfeld, die neu geplante Moschee in Bonn oder 
das Kulturzentrum in Wien 20 (Dammstraße), aber auch jenes in Wien 21 (Rappgasse).  
 
Anhand der genannten (zum Teil zukünftigen) Standorte kann gezeigt werden, wie eine 
bestehende Initiative gegen die Bauten instrumentalisiert werden kann, aber auch, wie ein 
Diskurs transformiert wird. 
Dammstraße 37, Brigittenau 
Seit 1996 betreibt die Türkisch Islamische Union für kulturelle und soziale Zusammenarbeit 
in Österreich (ATIB – Avusturya Türkiye Islam Birligi) in der Dammstarße 37 im 20. Wiener 
Gemeindebezirk ein Kulturzentrum, dass unter anderem einen Gebetsraum, einen Supermarkt, 
einen Frisör und andere Einrichtungen beinhaltet. Nachdem im selben Jahr ein Ausbau von 
Seiten der Bezirksparteien abgelehnt wurde, stellte ATIB 2007 erneut einen Antrag, um das 
Gebäude um vier Stockwerke auszubauen.  
Die durch den Bezirk erteilte Zusage rief aber sogleich Gegner hervor. Durch eine 
Unterschriftenaktion gegen den Ausbau entstand schließlich die Bürgerinitiative 
Dammstraße. (Vgl. Kübel 2009: S. 127-128) 
 
Diese Bürgerinitiative tritt auf ihrer Homepage (http://www.moschee-ade.at/) als 
„überparteilich“ auf. Nichts desto trotz findet sich einerseits ein Link zum Internetauftritt der 
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FPÖ (und auch zu der Christlichen Partei Österreichs CPÖ). (Vgl. BI Dammstraße b) In ihrer 
Selbstbeschreibung richten sie sich gegen einen Ausbau des ATIB-Zentrums und gegen eine 
„weitere Islamisierung unserer engeren und weiteren Heimat“ (ebd.)  
 
Auch wird erklärt wieso ein Ausbau nicht befürwortet wird. Vorerst scheint es sich dabei um 
rein sachliche Argumente zu handeln: Mögliche Probleme wie zusätzlicher Lärm, vermehrte 
Abgase und Schmutz, sowie die Parkplatzsituation werden befürchtet. Später wird im Text 
jedoch auch mit klassischen antiislamischen Argumenten und Parolen gearbeitet. Zwar sei 
man für die freie Religionsausübung, jedoch sei das Miteinander gescheitert und die 
Integration sei zur Invasion geworden. Wenn das „Angebot der Teilnahme an unserer 
Gemeinschaft zu deren Übernahme führt, muss Toleranz aus Gründen des Selbstschutzes 
enden“, heißt es dort schließlich und „Wo der Halbmond aufgeht, geht das goldene 
Wienerherz unter!“ (BI Dammstraße c), als bestehe ein grundsätzlicher Widerspruch 
zwischen den Begriffen  „MuslimInnen“ und „WienerInnen“. (Vgl. ebd.) 
 
Die Nähe zur FPÖ und die Verwendung platter antiislamischer Slogans waren jedoch nicht 
von Beginn an selbstverständlich. Den Diskursverlauf im Zuge der Dammstraßen-Debatte und 
die Beeinflussung dieses von außen (vor allem durch die Freiheitlichen) zeigt Jana Kübel. 
Dazu analysiert sie den Konflikt und gliedert ihn in drei Ebenen die hier zusammenfassend 
wiedergegeben werden (Vgl. Kübel 2009: S. 129-134): 
 
1. Infrastruktur 
Schon vor 2007, also vor der erteilten Baugenehmigung, gab es Agitationen gegen 
einen solchen Ausbau. Die Argumente waren rationaler Natur und Bedenken waren im 
Wesentlichen auf infrastrukturelle Probleme (ähnlich den heutigen Argumenten) 
beschränkt. Noch wurde die Gruppe von keiner Partei unterstützt und auch mediale 
Aufmerksamkeit war wenig bis gar nicht vorhanden.  
Dies änderte sich aber mit der offiziellen Gründung der Bürgerinitiative. 
 
2. Xenophobie 
Mit der Entstehung der Bürgerinitiative Dammstraße wurde zunächst die 
Bezirkspolitik auf den Konflikt aufmerksam. FPÖ und zunächst auch ÖVP sagten ihre 
Unterstützung zu. Damit veränderte sich auch die Argumentationsweise: Wolfgang 
Aigner (ÖVP) befürchtete die Absicht der ATIB „eine abgeschlossene Parallelwelt zu 
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errichten“ (Zit. n. Kübel 2009: S. 130). Ähnlich Strache: „Man redet von Integration 
und macht diese durch die Förderung von Parallel- und Gegengesellschaften im 
gleichen Moment unmöglich.“ (ebd.)  
 
3. Islamophobie 
Den Beginn der dritten Ebene sieht die Autorin mit der Demonstration gegen das 
Kulturzentrum am 13. September 2007. Neben den Angehörigen der Bürgerinitiative 
marschierten auch FPÖ-Funktionäre mit, aber auch Anhänger anderer rechtsextremer 
Gruppierungen. Auch Heinz-Christian Strache nahm daran teil. Insgesamt waren es je 
nach Quelle zwischen 700 und 2000 TeilnehmerInnen. Neben „Ausländer raus!“-
Rufen waren erstmals auch explizit antiislamische Parolen zu hören/sehen: 
„Dammstraße – Ka Moschee bleibt steh„“, „Wiener Islamisten regieren die 
Sozialisten“.  
Seit dem Beginn der dritten Phase sind auch jene islamophoben Parolen (siehe oben) 
auf der Homepage der Bürgerinitiative zu finden. Des Weiteren stieg die mediale 
Aufmerksamkeit an dem Konflikt. 
 
Ergänzend ist dazu noch die Demonstration vom 13. Mai 2009 anzumerken. Hier 
marschierten die Bürgerinitiative und weitere Teilnehmer vom Ballhausplatz über den Ring 
hinter das Rathaus, wo ihre Schlusskundgebung stattfand. Die Demonstration war 
gekennzeichnet durch die Präsenz von Strache und FPÖ-Anhängern, die auch FPÖ-
Transparente mitführten. Hier zeigt sich die deutliche Vereinnahmung des Konflikts durch die 
Freiheitlichen. Brisant auch die Kleidungsstücke einiger Teilnehmer, so vermeldet der 
Standard: „Unter den Anwesenden sind jedoch vermehrt einschlägige T-Shirts mit "88" und 
"Combat 18" zu sehen.“ (Der Standard Online 2009) Vielmehr sorgte aber die Danksagung 
von Hannelore Schuster, Sprecherin der Initiative, für Aufregung: „Ich möchte mich auch bei 
den Christen bedanken, dass sie den Mut gehabt haben, mit uns Nazis zu gehen. Langsam 
finde ich das schon als einen Ehrentitel.“ (Der Standard Online 2009b) 
 
Eine Teilnahme Rechtsextremer hatte im Vorfeld schon Phillip Sonderegger von SOS 
Mitmensch erwartet: „Die Bürgerinitiative Dammstraße hat bewiesen [bezieht sich auf die 
Demonstration von 2007, Anm. d. Autors], dass sie nicht in der Lage oder nicht willens ist, 




Neben rechtsextremen Codes waren aber auch hier wieder vor allem islamophobe 
Sprechchöre und Schriftzüge zu beobachten. Daneben richteten sich weitere gegen die 
(Wiener) SPÖ. (Vgl. Der Standard 2009) 
 
Zurück zum Ausgangspunkt, zu Kübels Analyse. Die Transformation der Argumente der 
Bürgerinitiative, durch die Vereinnahmung der Anliegen durch die rechtsextreme FPÖ, zeigt 
wie die Grenze zwischen Kritik und islamophober Hetze fließend verläuft. 
Einerseits wird rational (Infrastruktur) argumentiert, andererseits wird dies mit 
xenophober/islamophober Hetze vermischt. Dadurch besteht wiederum im Falle von 
Rassismusvorwürfen der Verweis auf die sachlichen Gründe der GegnerInnen. Dennoch 
dienen diese als Ausgangspunkt für die Hetze. (Vgl. Kübel 2009: S. 131) 
 
Dass dieses Vorgehen nicht nur für die Dammstraße gilt zeigt sich auch am Beispiel der 
Rappgasse in Wien Floridsdorf. Auch hier besteht eine Bürgerinitiative (BI Rappgasse) die 
durch die FPÖ unterstützt wird. Auch hier gab es bereits eine Kundgebung. Am 18. Juni 2010 
wurde gegen diese, ebenfalls zur ATIB gehörende, Einrichtung protestiert. Erneut trat Strache 
auf, bediente sich der identen Argumente (Verkehr, Lärm, Parallelgesellschaft, etc.). (Vgl. 
Die Presse Online 2010) Wie sehr die FPÖ diese Veranstaltung für sich und ihre Propaganda 
beanspruchte spiegelt sich in der Tagezeitung Die Presse wider: „Was hängen blieb, waren 
Straches Tiraden gegen den Islam und Bilder von Skinheads mit „Ehre, Freiheit, Vaterland“-
Schriftzug auf dem T-Shirt.“ (Die Presse Online 2010) Des Weiteren sagt die Initiatorin der 
Bürgerinitiative, sie habe Strache nicht eingeladen. Lediglich für den FPÖ-Bezirksobmann 
Wolfgang Irschik seien fünf Minuten Redezeit geplant gewesen, statt dem dann aber eben 
Strache dort stand. (Vgl.: Die Presse Online 2010b) 
Neben den Personen der Bürgerinitiative waren dann wiederum mehrere TeilnehmerInnen in 
FPÖ-Jacken und „ein Dutzend kahl geschorener Jugendlicher mit Bomberjacken“ anwesend. 
(Vgl. Die Presse Online 2010c)  
 
Aber nicht nur in Österreich gibt es Anti-Moschee-Demonstrationen. Die DITIB-Moschee in 
Köln Ehrenfeld ist zu dem Feindbild der PRO-Bewegung in NRW geworden. Zwar gibt es in 
ganz Deutschland Moschee-Konflikte, doch ist dieser, so Kemal Bozay, exemplarisch. (Vgl. 
Bozay 2008: S. 200)  
Auch hier besteht eine Anwohnerinitiative, mit der PRO KÖLN zusammenarbeitete (und die 
auch Maßgeblich durch PRO KÖLN zustande kam). Deutlich erfolgreicher als an anderen 
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Konfliktorten, sammelten die Moschee-Gegner hier über 20000 Unterschriften gegen den Bau 
der Moschee Köln-Ehrenfeld. Dieser Erfolg war vor allem der gezielten Kanalisierung der 
Medien und des öffentlichen Diskurs zu verdanken. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 68)  
Wie diese enorme Unterstützung zustande kam lässt sich leicht feststellen. Zwar veranstaltete 
PRO KÖLN auch Demonstrationen und Mahnwachen (Vgl. PRO KÖLN b), wie die FPÖ, 
konnte aber vor allem auch durch eine Nutzung der öffentlich medialen Auseinandersetzung 
Zuspruch gewinnen. Massenhaft wurden Flyer und Sticker verteilt (Vgl. PRO KÖLN b,c)  
 
Besonders die Verknüpfung von Islam/MuslimIn und Islamismus/Extremismus zeigte hier 
Wirkung. (Vgl. Bozay 2008: S. 201) So wurde auch zum Beispiel ein Sonderblatt 
herausgegeben, in dem der Bild-Artikel „In diese Moschee ging er zum Beten“ (Bericht über 
einen mutmaßlichen Terroristen, Anm. d. Autors) abgedruckt wurde. Darunter wurde für 
weitere Unterschriften geworben. (Vgl. Peters; Sager; Häusler 2008: S. 68) Gleichzeitig soll 
aber auch ein Gegensatz zwischen Köln/Rheinland und Islam geschaffen werden. (Vgl. Bozay 
2008: S. 201-202)  
 
Parallel zu den Anti-Moschee-Aktionen in Österreich verläuft der Diskurs auch in 
Deutschland auf mehreren Ebenen. Zwar wurde hier keine Initiative unterwandert, sondern 
gegründet, dennoch sind die Methoden und Mittel dieselben. Im Parteiprogramm (siehe oben) 
werden gleichermaßen rationale Argumente gegen die Moschee angeführt wie auch 
xenophobe und insbesondere islamophobe. Miteinander verknüpft verschwimmt die Grenze 
zwischen Hetze und Kritik. 
 
Als Resümee der Moschee/Minarett-Debatte und ihre Instrumentalisierung durch extrem 
rechte Parteien an dieser Stelle Jocelyne Cesari: „The arguments put forward on the local 
level to justify refusal are the same throughout Europe: noise and traffic nuisance, 
incompability with existing urban planning, non-conformity with existing security norms. But 
beyond this technical obstacles, the resistance to new mosques is always linked to a meta-
narrative about Islam.“ (Cesari 2004)  
Moschee-/Minarettbauverbote in Österreich 
Nicht nur in der Schweiz gibt es Bauverbote für Minarette beziehungsweise Moscheen. 
Medial relativ unbemerkt und auch von anderen Parteien hingenommen blieben diesbezüglich 




Während das Verbot in Kärnten seit Dezember 2008 mittels Änderung der Kärntner 
Bauordnung vom BZÖ, damals noch unter Jörg Haider, durchgesetzt wurde, ist Vorarlberg im 
Kontext dieser Arbeit interessanter, da dies dort unter FPÖ-Beteiligung geschah. (Vgl. Hafez; 
Potz 2009: S. 144-156)  
 
Zusammen mit der ÖVP beschlossen die Freiheitlichen dort ebenfalls eine Abänderung des 
Baurechts. Konkret wurde das Ortsbildschutzrecht novelliert, zudem gab es in Vorarlberg, 
nicht so in Kärnten, auch Veränderungen im Veranstaltungsstättenrecht. Mit dem Paragrafen 
50a wurde ein Verfahren zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes etabliert, dass der 
Landesregierung ein Eingreifen ermöglicht, sollten Bauten wegen ihrer Größe, Form oder Art 
nicht ins Bild passen. (Vgl. Hafez; Potz 2009: S. 153) 
 
Die erwähnten Neurungen im Vorarlberger Veranstaltungsstättenrecht finden sich im eigens 
beschlossenen Paragrafen 16a, der den Begriff „publikumsintensive Veranstaltungsstätten“ 
einführt. Solche dürfen nur mehr dann in Kern-, Wohn- und Mischgebieten gebaut werden, so 
eine Widmung als besondere Fläche vorliegt. (Vgl. Hafez; Potz 2009: S. 154) 
 
Doch was ist „publikumsintensiv“? Dazu sagt das Veranstaltungsgesetz, dass eine Einrichtung 
für 150 Besucher oder mehr konzipiert sein muss. Als Beispiel wird neben Diskotheken und 
Kinos auch die Errichtung von „Anlagen von Kultuszwecken“ genannt. (Vgl. Hafez; Potz 
2009: S. 154) 
 
Dass das Gesetz aber nicht zur Kontrolle über neue Diskotheken oder andere 
Veranstaltungsorte gedacht war, zeigen diverse Kommentare. So zum Beispiel Fritz Amman 
(FPÖ): "Wir Freiheitlichen haben von Beginn an klar gestellt, dass wir nicht tatenlos zusehen 
werden, wenn versucht wird, Symbole der islamischen Macht im öffentlichen Raum zu 
errichten" (Vorarlberg Online 2008)  
 
Für Tirol forderte die FPÖ ein Minarett-Verbot, nach dem Schweizer Vorbild. (Vgl. Die 
Presse Online 2009b) Diesbezüglich erfolgte auch im Dezember 2009 ein Aufruf in Richtung 
ÖVP gemeinsam ein solches Verbot durchzusetzen, diesbezüglich wurde aber bisher kein 
Gesetz erlassen. (Ebd.) Dass sich gegen solche Methoden zur Einschränkung der 
Religionsfreiheit jedoch nicht nur MuslimImmen und Oppositionsparteien aussprechen, zeigt 
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ein offener Brief eines katholischen Priesters. In einem ORF-Artikel wird eine Passage daraus 
zusammengefasst: „Auch "bei uns im Land" gebe es eine "zunehmende Emotionalisierung, 
die nicht ehrlich mit den berechtigten und fremd geschürten Sorgen von Menschen umgeht, 
sondern billiges parteipolitisches Kleingeld "verdienen" will - auf dem Rücken von 
Minderheiten. Dazu können und wollen wir nicht schweigen."“ (ORF.at 2009)  
 
Dass ein Minarettverbot in Österreich nach Schweizer Vorbild gar nicht möglich ist, meint 
Bundespräsident Heinz Fischer: Ein solches würde nicht mit der Verfassung und der 
Anerkennung der Menschenrechtskonventionen konform gehen. (Vgl. ORF.at 2009b)  
Außerdem ist die österreichische Bevölkerung laut dem Online-Standard gegen ein solches 
Verbot (Vgl. Der Standard Online 2009c) 
 
Zurück zu Kärnten und Vorarlberg: Dort steht bisher kein einziges Minarett. Überhaupt gibt 
es in Österreich bisher drei Stück. Eines davon in Wien Floridsdorf, welches auch das einzige 
mit Muezzin ist. Die anderen stehen in Bad Vöslau und Telfs
24
. Während in Bad Vöslau keine 
Probleme vorhanden sind, da vor dem Bau bereits Kompromisse bezüglich der Höhe des 
Turms eingegangen wurden, sieht dies in Tirol anders aus. (Vgl. ORF.at 2009c) 
PRO-Bewegung und Moscheen/Minarette 
Das Pendant zu den Agitationen gegen das Kulturzentrum in der Dammstraße in Wien stellt 
in Deutschland die Diskussion rund um die Moschee in Köln-Ehrenfeld dar. Dort sammelten 
PRO KÖLN und eine lokale Bürgerinitiative Unterschriften gegen den Bau, organisierten 
Demonstrationen und sogenannte Mahnwachen. Auch hier traten Personen auf die, eindeutig 
dem rechtsextremen und neonazistischen Spektrum zuzuordnen sind. So gab es auch eine 
Veranstaltung in Kooperation mit der NPD (Vgl. Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 64).  
 
                                                          
24
 Auch in Telfs gab es Widerstand gegen den Bau des Minaretts, maßgeblich unterstützt von der FPÖ. So wurde 
auch hier eine Petition gegen den Bau ins Leben gerufen (2000 Unterschriften). Wie auch im 20. Wiener 
Gemeindebezirk wurden hier mehrere Argumentationsstränge beobachtet. Der erste ist durch offenen Rassismus 
gekennzeichnet, der Zweite basiert auf Reziprozität (Wenn Christen in Ländern mit islamischer 
Mehrheitsbevölkerung keine Kirchen bauen dürfen, dürfen Muslime hier keine Moscheen/Minarette bauen.). 
Schließlich wird noch scheinbar vernünftig argumentiert, man möge eine Provokation durch ein Minarett 
unterlassen, denn ein solches führe zu einem Streit zwischen den Kulturen. 2005 wurde das Minarett schließlich 
gebaut. Reinhold Gärtner berichtet, dass man es kaum sehen kann, wenn man nicht weiß wo man suchen muss. 
Es ist nun kleiner als geplant errichtet worden und es gibt keinen Muezzin-Ruf (Auflage seitens der Gemeinde). 
(Vgl. Gärtner 2009: S. 136-141) 
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Doch auch abseits der Demonstrationen, sei es nun in Köln oder anderen Städten in NRW, in 
denen eine Moschee steht oder am entstehen ist, lassen sich islamophobe Strategien der 
extrem rechten „Bürgerbewegung“, anhand diverser Medienberichte, dokumentieren.  
 
Als zu erreichendes Ideal gilt dabei das Schweizer Minarettverbot (Vgl. Video 2). Das zeigt 
sich auch an einem Plakat von PRO NRW. „STOPP ISLAM! MINARETTVERBOT 
JETZT!“ Optisch ist dieses jenem der Schweizer SVP nachempfunden. Aus einer 
Deutschlandfahne ragen zahlreiche Minarette empor. Im Vordergrund sieht man eine Burka 
tragende Muslimin. Insgesamt wirkt das Plakat sehr bedrohlich und signalisiert eine vom 
Islam ausgehende Gefahr. (Vgl. Video 4)  Die Argumentationsschiene gleicht dabei jener in 
Österreich. Vordergründig werden infrastrukturelle und weitere scheinbar sachliche Gründe 
vorgeschoben, wie eine Postwurfsendung von PRO KÖLN zeigt. So heißt es dort: „Eine 
Großmoschee ist für die Anwohner auch aus ganz praktischen Gründen eine enorme 
Belästigung: Massenaufläufe, Verkehrsprobleme und Parkplatznot werden die Lebensqualität 
der Ehrenfelder weiter einschränken.“ (PRO KÖLN 2007: S. 1)  
 
Wie aber auch am Beispiel der Dammstraße zu sehen war sind dies nur Scheinargumente, die 
hetzerischer Agitationen verschleiern sollen. Denn wie auch in Wien wird hier mit der 
Etablierung einer Parallelgesellschaft Angst geschürt. So würden Großmoscheen diese 
Parallelgesellschaften „zementieren“. (Vgl. Video 2) Moscheen werden als 
„Machtdemonstration und sichtbarere Ausdruck der erfolgreichen Islamisierung der 
deutschen Großstädte“ (PRO KÖLN 2007: S. 1) diffamiert. Bemerkenswert ist, dass eine 
solche „Islamisierung“ anscheinend nur dann stattfindet, wenn Moscheen sichtbar sind, denn 
die zahlreichen „Hinterhofmoscheen“, wie sie auch in Deutschland bestehen, scheinen für die 
rechte Partei nicht zu stören.  
 
Den Höhepunkt stellt schließlich jener Absatz auf dem Flugblatt dar, in dem darauf 
hingewiesen wird, dass „Islamisten jeder Colour (sic!)“ (PRO KÖLN 2007: S. 1) Moscheen 
der DITIB (Bauträger der Moschee in Ehrenfeld) als Anlaufpunkte nutzen würden. So sei 
auch einer der 9/11-Attentäter aus diesem Umfeld gekommen. Verstärkt wird die Assoziation 
des Terror-Muslims aus Köln durch einen Verweis auf einen Bild-Zeitungsartikel, der auch 




Dass nicht nur in Köln diese Strategie angewandt wird mach Markus Beisicht deutlich: „So 
wie in Köln werden wir in ganz Nordrhein-Westfahlen gegen Moscheebauten, Minarette und 
Muezzin-Ruf mobil machen. Pro NRW wird die Anti-Islam-Partei werden!“ (PRO NRW d) 
 
Auch Jugendliche soll bereits das Feindbild Islam/Moschee vorgestellt werden. Dazu wird 
unter anderem die PRO KÖLN-Schülerzeitung „Objektiv“ genutzt. In der fiktiven Glosse der 
Ausgabe 3 wird auf Seite 17-18 ein islamisches Köln gezeigt. Eine Dystopie in der alle 
Frauen zum Kopftuch gezwungen werden, Türkischkenntnisse unabkömmlich und die 
Unterdrückung von Deutschen Alltag ist. Geschmückt wird das ganze vom Bild der Hagia 
Sophia. Die ursprünglich christliche Kirche wurde zu einer Moschee. Ein ähnliches Schicksal 
wird auch Kirchen in Deutschland vorausgesagt. (Objektiv, Nr.3: S. 17-18) 
 
Passend dazu auch ein Wahlwerbespot der PRO-Bewegung: Moscheen die zum Völkermord 
aufrufen, würden in der Türkei mit deutschen Steuergeldern saniert werden. Allgemein wären 
Moscheen Orte der Politik und damit Orte des Unfriedens
25
. Darauf folgen Bilder einer 
Demonstration, ein zerstörtes christliches Dorf und ein verstümmeltes junges Mädchen. 
Darauf erfolgt ein Szenarienwechsel: Auch deutsche Moscheen würden durch Steuergelder 
finanziert. Der Staat und die Regierung würden dabei die BürgerInnen schutzlos einer 
Islamisierung aussetzen. Am Schluss folgt noch ein Plädoyer von Judith Wolter, die 
Zuwanderung und damit auch die Islamisierung müssten gestoppt werden. (Vgl. Video 5)  
 
Hier werden mittels Bilder ganz eindeutige Zusammenhänge zwischen Gewalt (gegen 
Unschuldige) und Islam hergestellt. Wie auch bei anderen Gelegenheiten vergisst man auch 
nicht zu betonen, dass der Islam eine politische Religion sei. Dadurch wird diesem 
automatische ein Machtanspruch unterstellt und die Notwendigkeit Christen (und andere 
Religionen) zu unterdrücken. 
 
Auch das Minarett kann hier ins Spiel gebracht werden. Denn auch diesem wird ein 
Machtanspruch unterstellt. Der Wunsch, ein solches zu errichten, habe auch nichts mit 
Religionsfreiheit zu tun. (Vgl. Video 4) Dabei nimmt PRO auch gerne Bezug auf Ralph 
Giordano, der sich ebenfalls in die Moschee-/Minarettdebatte einschaltete und behauptete 
Religionsfreiheit habe nichts mit einem Recht auf Minarette zu tun. (Vgl. Video 3) 
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Von wem die Aggression letztendlich ausgeht zeigt schließlich die Rhetorik Markus 
Beisichts, man werde den „Kampf“ gegen eine orientalische Großmoschee aufnehmen. (Vgl. 
Video 2) Neben dem Terminus „Kampf“ fällt auch hier wieder auf, dass die Moschee als 
orientalisch und damit nicht nach Europa gehörend abgelehnt wird. Erneut eine simple 
Konstruktion eines Feindbildes.  
Kopftuch, Burka und Scharia 
Kurz wurde die Burka schon erwähnt. Doch auch das klassische Kopftuch gilt als islamisches 
Symbol zur Unterdrückung der Frau. Es soll hier nicht in Frage gestellt werden, dass 
Kopftücher und Burkas auch diesen Zweck durchaus erfüllen können. Die Kopftuchdebatte 
und die Debatte rund um die Freiheit der Musliminnen haben aber tatsächlich ganz andere 
Gründe in Europa.  
 
In Deutschland nimmt unter anderem Markus Beisicht dazu Stellung: Das Kopftuch sei 
ebenso wie das Minarett „Machtsymbol einer islamistischen Religion, die gegen unsere 
Freiheitsrechte agitiert“. (Video 4) Hier wird unter anderem behauptet, dass das Kopftuch 
einerseits nichts mit der Religionsfreiheit zu tun habe, sondern lediglich ein 
Herrschaftszeichen wäre. Des Weiteren wird hier von vorn herein von einer „islamitsichen 
Religion“ gesprochen nicht vom Islam oder einer Strömung des Islams. Damit wird auch 
impliziert, dass es gar keinen anderen Islam gebe als den fanatischen, fundamentalistischen, 
politisch geprägten Islamismus. Diesem gegenüber stehen „unsere (europäischen, 
abendländischen, deutschen, Anm.) Freiheitsrechte“, das heißt de facto, der Islam ist das 
ideologische Gegenstück zu Europa und damit unvereinbar: „Wir“ gegen „die Anderen“, 
gegen den Islam, gegen die MuslimInnen, die „unsere“ moralischen Werte bedrohen würden.  
 
Passend dazu auch ein weiteres Zitat Beisichts: „Der radikale Islam steht unserem 
Menschenbild und unserer Demokratie diametral entgegen!“ (Video 2) Dabei bezieht er sich 
unter anderem auf das Kopftuch und die dem Islam angeblich immanente 
Ungleichbehandlung von Mann und Frau. Eine inhaltliche Analyse führt zu selbigem 




Auch die FPÖ spricht das Kopftuch an. Die Freiheitlichen sehen dies ebenfalls als Symbol der 
Unterdrückung der Frauen im Islam. Deshalb sprechen sie sich gegen einen Kopftuchzwang 
aus. Dies ist grundsätzlich auch nicht zu verurteilen. 
 
Allerdings sollen neben den unter Zwang getragenen Kopftüchern auch alle anderen aus dem 
öffentlichen Raum oder zumindest aus öffentlichen Gebäuden verschwinden. So verlangt die 
Freiheitliche Partei Österreich ein Kopftuchverbot an Schulen (sowohl für LehrerInnen als 
auch für SchülerInnen), sowie in allen anderen öffentlichen Gebäuden. (Vgl. Hafez 2009: S. 
120) Das Kreuz soll hingegen hängen bleiben in Amtsräumen und Klassenzimmern. Auch 
hier wird ganz eindeutig unterschieden zwischen Christentum und Islam. Jene Rechte der 
Religionsfreiheit die beiden zustehen (das tragen religiöser Symbole/Kleidungsstücke, usw.) 
soll den MuslimInnen verwehrt werden, während es Christen zugestanden wird.  
 
Auch im vergangenen Wahlkampf rund um die Wiener Gemeinderatswahl wollte man mit der 
Thematik auf Stimmenfang gehen. Denn während die Mehrheit der österreichischen 
Bevölkerung ein Minarett-Bauverbot für Österreich ablehnt, steht man einem Burka-Verbot 
durchaus positiv gegenüber. (Vgl.  Der Standard Online 2009c) 
 
Deshalb plakatierte die FPÖ-Wien auch „Wir schützen freie Frauen. Die SPÖ den 
Kopftuchzwang.“ Auf den ersten Blick scheint dieses Plakat sich für Frauen einzusetzen. Auf 
den zweiten wird aber klar, wen die FPÖ schützen will: jene Frauen ohne Kopftuch, jene die 
Deutsch sprechen und jene die (scheinbar) frei sind und angeblich durch den Islam bedroht 
würden. Die SPÖ stehe für das Gegenteil, da sie das Kopftuchverbot nicht unterstützt.  
Da sich das Plakat um die Rechte der Frauen dreht ist es besonders pikant, wenn man auch die 
letzte Zeile hinzunimmt. Dazu Beate Hausbichler: „Die FPÖ stellt regelmäßig das 
größtmögliche Unverständnis von Feminismus und Frauenrechten unter Beweis. Das auf dem 
Plakat unterhalb von "Wir schützen freie Frauen", "uns geht's um die Wiener" steht, ist nur 
ein Hinweis unter Unzähligen.“ (Der Standard Online 2010) 
 
Eine andere Frage die sich zum Thema Burka noch stellt ist, ob ein Verbot überhaupt Sinn 
machen würde, denn wie viele Trägerinnen gibt es in Österreich? Das Nachrichtenmagazin 
„Profil“ ging einer Aussage der FPÖ-Politikerin Belakowitsch-Jennewein nach, die am 
Brunnenmarkt angeblich einige Läden gesichtet hatte, in denen Burkas verkauft würden. Nach 
einem Lokalaugenschein mussten die Reporter jedoch feststellen, dass hier keine zu 
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bekommen war. Auf Anfragen bei weiteren PolitikerInnen konnten diese sich an keine Orte 
erinnern. Außer der niederösterreichische SPÖ-Vorsitzende Josef Leitner: Er erinnerte sich an 
eine Burka-Trägerin auf der Mariahilfer Straße bei einem bekannten schwedischen 
Einrichtungshaus erinnern. Dass es ein solches dort bisher nicht gibt, schien ihn nicht zu 
stören. (Vgl. Profil Online 2010b)  Dies zeigt aber auch, dass gerade beim Thema Burka nicht 
nur die FPÖ den Ton angibt. Auch aus ÖVP und SPÖ und sogar bei den Grünen gibt es hier 
Befürworter eines Verbotes.  
Zurück zur Frage der Notwendigkeit eines Verbotes: Laut Omar Al-Rawi gibt es in Wien 
keine Burka-Trägerin, lediglich von fünf Niqabs, also Ganzkörperverschleierungen ohne 
Gitter vor dem Augenschlitz. Von diesen seien drei zum Islam konvertierte ÖsterreicherInnen. 
Worauf gehen dann die vielen Burka-Sichtungen zurück: Das Magazin vermutet arabischen 
TouristInnen, von denen 2009 140000 über den Flughafen Schwechat einreisten. (Vgl. ebd.) 
Ob eigens für diese ein Verbot eingeführt werden muss, scheint fraglich, schließlich lassen 
diese oft sehr zahlungskräftigen KundInnen viel Geld in Österreich und würden bei einem 
Verbot wohl ausbleiben. Für eine Hand voll österreichischer Burka-TrägerInnen wäre ein 
solches wohl auch übertrieben, nicht zuletzt weil anscheinend niemand weiß wo diese sind.  
Vielmehr als ein „Schutz für freie Frauen“ ist diese Forderung ebenso eine sprichwörtliche 
„Verschleierung“ der wahren Beweggründe. 
 
Auch die Scharia, die islamische Rechtsauslegung, gerät ebenso wie das Kopftuch oder die 
Burka ins Schussfeld der FPÖ. Wieso und wie dieser Begriff mit Stereotypen aufgeladen wird 
beschreibt Farid Hafez. Meist wird der Begriff von extrem rechten Parteien, so auch von der 
FPÖ, bewusst mit martialischen Bestrafungen wie Handabhacken oder ähnlichem konnotiert. 
Ganz bewusst wird verschwiegen, dass es jedoch nicht nur eine Auslegung und somit keine 
allgemein gültige islamische Rechtsordnung gibt. (Abgesehen davon lebt ohnehin nicht jedeR 
MuslimIn nach einer Scharia.) Im Mittelpunkt der Angriffe seitens der Freiheitlichen steht 
dabei oftmals die Unterdrückung der Frau durch diese Rechtsordnung, somit auch die 
Steinigung als Bestrafung im Falle eines Ehebruchs. Die Tatsache, dass es keine Quellen über 
Steinigungen in Europa gibt und dass jene Länder, wo es diese Bestrafung gibt, ganz 
allgemein schwerwiegende Probleme in der Gleichbehandlung der Frauen und Mädchen 
haben wird ignoriert. Ziel ist schließlich keine Aufklärung über den Islam oder Frauenrechte 
sondern das Schüren von Angst. „Diese ausschließlich negative Konnotierung der „Scharia“ 
ist eine Reproduktion islamophober Stereotypen, die aus dem Alltagsverständnis heraus 
nachvollziehbar sind.“ (Hafez 2009: S. 121) 
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(Aus-) Bildung  
Hier agieren PRO und FPÖ auf sehr ähnliche Weise. Schon seit langer Zeit werden 
MigrantInnen, egal welcher Konfession, für ein angebliches Sinken des Bildungsniveaus, 
sowie für fehlende Arbeitsplätze verantwortlich gemacht, anstatt die eigentlichen Wurzeln des 
Problems zu analysieren. Es wird von der „Überfremdung“ des Arbeitsmarktes, der 
„Einwanderung ins Sozialsystem“ und der „Bevorzugung von ausländischen Arbeitskräften“ 
gesprochen. Neuer ist hingegen die Tendenz auch hier den Islam als Ursache aller Missstände 
ins Spiel zu bringen. Dies geschieht vor allem mittels Assoziationsketten, die zum Beispiel 
schlechte Deutschkenntnisse in Zusammenhang mit dem islamischen Glauben bringen oder 
durch visuelle Eindrücke, etwa Bildern von verschleierten Frauen und ähnlichem, die 
strategisch platziert werden. 
 
So zu beobachten ist dies in einem Video mit Thorsten Lange, einem Ex-Grünen 
Bundestagsabgeordneter, der nunmehr PRO NRW angehört. Er spricht dabei allgemein über 
Verfehlungen der Bildungspolitik und widmet sich neben Angriffen auf die „Altparteien“ 
auch dem „Problem durch Zuwanderung“. (Vgl. Video 7) Der Leistungsnachlass sei neben 
den Fehlern in der Bundes- und Landespolitik maßgeblich durch ein „Kulturproblem“ 
entstanden. Dies sieht seiner Meinung nach wie folgt aus: Auf die Frage „ Wie kann man den 
Folgen der Einwanderung am besten begegnen?“  antwortet Lange: „Wenn diese Einwanderer 
bereit und willig wären sich voll und ganz zu integrieren, dann wäre das kein Problem. Das 
Problem ist aber, dass sie es nicht sind.“ (Video 8) Neben dieser aus der Luft gegriffenen 
Verallgemeinerung, die einer empirischen Untersuchung in ihrem universellen Anspruch 
ohnehin nicht standhalten würde, sind vor allem ein Punkte festzuhalten: Im Gespräch selber 
wird der Islam nicht erwähnt. Wie wird also hier der Konnex hergestellt? Zum Ersten durch 
ein ganz einfaches visuelles Mittel: Das Interview findet vor einem Anti-Islamisierungsplakat 
statt und erweckt somit bereits auf den ersten Blick Assoziation zwischen „Bildungsmisere“ 
und Islam. Zweitens ist die Themenpalette der PRO-Bewegung äußerst beschränkt, wie 
festgestellt wurde und Lieblingsfeindbild unter den MigrantInnen sind nunmehr 
MuslimInnen. Da manches Mal aber auch Roma Ziel der rechten Diffamierung sind, wird es 
im vorliegenden Videomaterial erst eindeutig, als Thorsten Langen TürkInnen synonym für 
MuslimInnen als Beispiele nennt. (Vgl. Video 8) 
 
Selbiger Logik folgen die Strategien der FPÖ wenn Wahlkampfplakate 2006 „Deutsch statt 
„nix versteh‟n““ und „Daham statt Islam“ propagieren. Auch hier wird eine Assoziation 
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hergestellt, vor allem auch deshalb, weil bei der Nationalratswahl 2006 ein Anti-
Islamwahlkampf von Seiten der Freiheitlichen betrieben wurde.  
 
Zurück zur Bildung, denn hier wird von den Blauen gefordert, Imame sollen nur in Deutsch 
predigen dürfen (und auch das nur, wenn Sie auf die Österreichische Verfassung vereidigt 
sind). Einerseits will zwar auch die IGGÖ mehr Imame, die in Österreich (an Universitäten) 
ausgebildet werden, anstatt solcher, die aus anderen Ländern geschickt werden, andererseits 
fehlt dazu jedoch das Geld. Neben der finanziellen Unmöglichkeit widerspräche die 
Forderung aber auch dem Recht der Religionsgemeinschaften ihre inneren Angelegenheiten 
autonom zu verwalten. Schließlich verlangt die FPÖ noch die Überprüfung islamischer 
Schulbücher hin auf „demokratiefeindliche Inhalte“, was überflüssig sein dürfte, da diese 
ohnehin durch den Stadtschulrat genehmigt werden müssen.  (Vgl. Hafez 2009: S. 118) 
Kriminalität  
Zusammenfassend kann hier attestiert werden, dass sowohl in Österreich als auch in 
Deutschland durch die zu betrachtenden Parteien eine generelle Kriminalisierung der 
MuslimInnen stattfindet. Schlagworte dazu sind: Islamismus/Islamist, Terrorismus, 
Fundamentalist. In Schlagwortketten werden diese mit „dem Islam“  verknüpft und synonym 
verwendet.  
 
Ein Beispiel dazu aus dem Positionspapier „Wir und der Islam. Freiheitliche Positionen zur 
Religionsfreiheit, zur islamischen Welt und zur Problematisierung des Zuwanderungs-Islam 
in Europa“:  
 
„Der islamische Fundamentalismus stellt für die europäischen Gesellschaften wegen der 
muslimischen Massenzuwanderung eine immer größer werdende Bedrohung dar. Religiöser 
Fundamentalismus zeichnet sich im besonderen Maße durch einen unkritischen Gehorsam 
gegenüber religiöser Autorität aus, der von religiösen Eliten oft in verbrecherischer Weise 
politisch instrumentalisiert wird. Religiöser Fundamentalismus trägt radikale religiöse 
Überzeugungen in das politische Gemeinwesen, mit dem Ziel, eine theokratische 
Staatsordnung zu errichten.“ (FPÖ Parlamentsklub 2008: S. 3) 
 
Neben negativ konnotierten Begriffen wird hier vor allem durch den behaupteten universellen 
Machtanspruch des Islam Angst geschürt. Nicht nur das Individuum, auch der Staat, 
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respektive die europäische Gemeinschaft, sind bedroht. Der Generalverdacht gegen 
MuslimInnen umfasst auch die Vorstellung, dass der Islam auch explizit und immer als 
politisch anzusehen ist.  
 
Farid Hafez analysiert in seinem Beitrag „Zwischen Islamophobie und Islamophilie: Die FPÖ 
und der Islam“ eine weitere Textstelle aus dem Positionspapier, in der ein deutscher „Islam-
Wissenschaftler paraphrasiert wird. Dieser ortet zu milde Urteile für „muslimische 
Straftaten“. Hier wird dem Wort „Straftaten“ das Adjektiv „muslimisch“ zugeschrieben und 
somit ein negatives Bild projiziert. (Vgl. Hafez 2009: S. 116-117) Damit wird implizit auch 
gesagt es gäbe kriminelle Akte, die speziell beziehungsweise ausschließlich von MuslimInnen 
verübt würden.  
 
Für Aufsehen sorgte 2008 Susanne Winter, die den Prophet Mohammed in unserem heutigen 
System als „Kindeschänder“ sieht. Dies ist auch in der Publikation „Kinderleid im Islam: FPÖ 
gegen falsche Toleranz“ nachzulesen, wo ihre Rede bereits vorab erschien. (Vgl. Hafez 2009: 
S. 107) Mit Susanne Winter trat 2007 auch Markus Beisicht auf, ein Zeichen für die Einigkeit 
der FPÖ und PRO-Bewegung, was das Thema Islam anbelangt. Damals sprach Winter vom 
ebenfalls medial viel rezipierten „Einwanderungs-Tsunami“ durch MuslimInnen. (Vgl. 
Kölner Stadtanzeiger Online 2009)  
 
Dieser spricht selbst gerne von MuslimInnen und Kriminalität. Gewalt von „jugendlichen 
Intensivstraftätern mit Migrationshintergrund (Video 3) nennt er in einem Atemzug mit 
Begriffen wie „Parallelgesellschaft“, oder „schleichende Islamisierung“ und stellt damit 
ebenso wie die FPÖ einen Kontext zwischen Islam und Gewalt her. (Vgl. Video 3) 
 
Auch im Wahlkampf bemüht man sich um Kriminalisierung von islamisch Gläubigen. In 
einem TV-Wahlwerbesport, der sich ausschließlich mit „Islamisierung“ deutscher Großstädte 
befasst, wird gegen Ende die Abschiebung „krimineller Ausländer“ gefordert. (Vgl. Video 5) 
Durch dieses Aneinanderreihen zusammenhangsloser Angstszenarien und Forderungen 
entstehen für den Betrachter unmittelbare Zusammenhänger zwischen Islam und Kriminalität.  
 
Ähnlich ein Radiowerbesport: Es wird behauptet einen Mitschnitt einer Straßenumfrage des 





 Eine Mitarbeiterin des Bündnisses befragt darin Passantinnen zur bevorstehenden 
Wahl. Dabei gerät sie an eine Türkin, die angibt PRO NRW zu wählen. Auf Nachfrage erzählt 
sie, sie sei christlich und ihr Haus in der Türkei von „Islamisten“ niedergebrannt worden, 
sowie Familienmitglieder seien getötet worden. (Vgl. Video 6) Mittels einer türkischen 
Migrantin wird hier abermals propagiert, dass alle MuslimInnen kriminell seien. Wenn dass 
sogar eine Türkin sage, müsse es doch stimmen. Hier wird erneut ganz eindeutig sichtbar, wer 
Feindbild der PRO-Bewegung ist: MuslimInnen. Gleichzeitig wird suggeriert, dass man nicht 
grundsätzlich gegen AusländerInnen sei, denn man würde ja auch (christliche) Türkinnen zu 
Wort kommen lassen. Entlang der Kategorien „christlich“ und „islamisch“ wird hier eindeutig 
eine Linie zwischen „Uns“ und „Ihnen“ gezogen.  
Heimat und Identität oder Europa der (christlichen) Vaterländer 
Die Wahrnehmung der „islamischen Welt“ im Kontrast zum „Westen“ aus der Sicht der FPÖ 
und der PRO-Bewegung wurden bereits angesprochen. Das Schlagwort „unser/e“ in 
Verbindung mit „Abendland“, „Sozialsystem“, „Kultur“, usw. wird häufig verwendet um 
klarzustellen, dass MigrantInnen bestenfalls als Gäste, jedenfalls nicht als Teil einer 
„homogenen Gesellschaft“ anerkannt werden.  
 
Diese werden vielmehr in angeblichen „Parallelgesellschaften“, die bereits bestehen oder am 
Entstehen sind, verortet. So spricht etwa PRO KÖLN, ebenso wie PRO NRW von einer 
„schleichenden Islamisierung unserer Städte“ (Video 3), von „Ghettogesellschaften“ (Video 
3) oder eben von der Bildung „islamistischer Parallelgesellschaften“ (Video 3). Eine 
Integration in die deutsche Gesellschaft ist für Beisicht dabei anscheinend unmöglich. Dies sei 
vor allem so, da der radikale Islam nicht mit dem Grundgesetz vereinbar sei. Dem ist zwar 
prinzipiell zuzustimmen, genauso wenig ist jedoch jede andere radikal praktizierte Religion 
mit diesem nicht kompatibel. Ziel einer solchen Aussage ist vielmehr den Islam allgemein als 
radikal abzustempeln und damit die MuslimInnen mittels Generalverdacht aus der 
Gemeinschaft auszuschließen. (Vgl. Video 3) Interessant ist diesbezüglich auch was der PRO 
NRW-Fraktionsvorsitzende unter „Integration“ versteht, nämlich die Unterwerfung der 
Individuen und der ethnischen/kulturellen Gruppen unter das Gemeinwesen. (Vgl. Video 4) 
Für diese Vorstellung würde jedoch vielmehr der Begriff „Assimilation“ passen, unter der 
Bedingung der vollkommenen Aufgabe kultureller Werte und Traditionen.  
                                                          
26
 Dass es sich dabei mit Sicherheit um eine gestellte Szene handelt sei hier nur am Rande erwähnt. 
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Jene die sich nicht assimilieren wollen, könnten in ihre „Heimat zurückkehren“ (Video 4). 
Dies impliziert, dass Deutschland gar nicht die „Heimat“ von MuslimInnen, beziehungsweise 
MigrantInnen ganz allgemein sein kann. Diese findet sich in Beisichts Vorstellungen nur im 
Herkunftsland dieser (bzw. derer Eltern). Indem MigrantInnen der Heimatanspruch in 
Deutschland hier ganz klar abgesprochen wird, trennt PRO hier erneut ganz klar zwischen 
„Deutschen“ und „MigrantInnen/MuslimInnen“.  
 
Wie wenig Platz der Islam in Europa im Weltbild der PRO-Bewegung hat zeigt ein (von der 
FPÖ übernommener) Slogan auf einem Plakat: „Abendland in Christenhand“ (Video 3). Auf 
die Spitze getrieben wird dies schließlich noch durch eine Aufschrift am Wahlkampfbus von 
PRO NRW. „Kreuzzug für das Abendland“ (Video 9) heißt es dort kriegerisch. Hier werden 
unmittelbar Bilder heraufbeschworen, die das „Abendland“ in Gestalt der Europäischen 
Union als unmittelbaren Kontrahenten des „Orients“ sehen, gegen den es einen Religions- und 
in weiterer Folge einen Existenzkampf auszufechten gilt.  
 
Parallelen dazu lassen sich auch im Wahlkampf der FPÖ finden, etwa bei den 
Gemeinderatswahlen 2010. Im Sagenheft der FPÖ Wien „Sagen aus Wien“, dass vor allem 
der Diffamierung der SPÖ und der MuslimInnen gilt, wird die „Türkenbelagerung“ 
aufgegriffen. (Vgl. FPÖ Wien 2010)  Durch Comics in „Stürmer-Qualität“27 wird das alte 
Feindbild der TürkInnen reproduziert. So wird der Stephansdom mit Halbmond statt Kreuz 
auf der Spitze gezeigt, Prinz Eugen als Vertreiber des osmanischen Heeres verehrt und ein 
blonder Junge im Comic zum Abschießen der Muslime animiert. „Wennst dem Mustafa ane 
aufbrennst kriagst a Hasse spendiert!“ (FPÖ Wien 2010: S. 10) Andere Sprechblasen 
verkünden „Die Türkei g‟hört net zu Europa!“, oder „Islam bleib daham! Unser Wien für 
unsere (beide Hervorhebungen durch den Autor, Anm.) Leut!“. Dass dem Islam und den 
MuslimInnen, speziell TürkInnen, damit kein Anspruch auf „Heimat“, oder einen Platz in 
Österreich, eingeräumt wird ist klar ersichtlich. Abschließend zur ersten Sage kommt noch 
jener Slogan der während des gesamten Wahlkampfes für Aufregung sorgte. „Mehr Mut für 
unser Wiener Blut. Zuviel Fremdes tut niemandem gut.“  
                                                          
27
 Die türkischen Belagerer werden propagandistisch als dick, mit großen Nasen, grünlich dargestellt und 
Strahlen Aggressivität, Rückständigkeit und Grausamkeit aus. Ebenso politische Gegner („Linke“ werden als 
drogenabhängige, asozial anmutende Ratten illustriert), sowie im speziellen Häupl (klein, dick, schwitzend, 
betrunken). Diesen steht der ritterlich wirkende Strache, samt Wien-Wappen auf der Brust, entgegen.  
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Während Strache als Reaktion auf diverse Kritiken entgegnete man wolle auf die Operette 
„Wiener Blut“ von Johann Strauss und die Wiener Kultur im Allgemeinen anspielen (Vgl. 
Kurier Online 2010), verstanden die anderen politischen Parteien, sowie NGOs und Medien 
dies vielmehr als Signal an die rechtsextremen WählerInnen, denn die Ähnlichkeit zur „Blut 
und Boden“-Ideologie des NS-Regimes lässt sich hier nicht übersehen und ein reiner Zufall 
erscheint angesichts der Akteure unwahrscheinlich. 
Während Strache versuchte zu relativieren stellte er gleichzeitig klar wem „Wiener Blut“ 
fehle und wer damit „fremd“ hier sei: „All das sei mit "Wiener Blut" gemeint." Den Begriff 
als Nazi-Diktion zu bewerten, ist eine linkslinke Pervertierung", sagte er. Im Übrigen wende 
sich das FPÖ-Plakat "gegen zu viel Fremdes, nicht gegen das Fremde". Die SPÖ habe genau 
dies aus den Augen verloren, angesichts von 36 entsprechenden Kandidaten könne man den 
Eindruck gewinnen, "dass sie eine Islamistenpartei geworden ist".“ (Kurier Online 2010) 
 
Auch in früheren Wahlkämpfen war das Feindbild „Islam“ bereits etabliert: „Pummerin statt 
Muezzin“, „Daham statt Islam“, „Abendland in Christenhand“ um nur einen Auswahl an 
diffamierenden Sprüchen zu zeigen. Die Botschaft bleibt dabei seit Jahren dieselbe. Auf der 
einen Seite stehen Christentum, Kirche, Österreicher, „Abendland“, Europa, Aufklärung und 
Fortschritt. Dem Entgegengesetzt wird, dargestellt als existenzielle Bedrohung, Islam, 
MuslimInnen, Türkei, „Orient“, Theokratie, Scharia, Minarett, Moschee, Muezzinruf, sowie 
Unterdrückung und Rückständigkeit.  
Feindbild MigrantIn – Feindbild MuslimIn 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Islamdebatte anhand der vorhin schon 
genannten Themen Moscheen/Minarette, Frauenrechte/Kopftuch, Bildung/Ausbildung, 
Kriminalität, sowie Heimat/Identität geführt wird.  
 
Die Begriffe „MigrantIn“ und „MuslimIn“ werden dabei häufig synonym verwendet und so 
ist es wenig verwunderlich, dass die Integrationsdebatte mittlerweile annähernd nur am 
Beispiel des Islam diskutiert wird.  
 
Rechtsextreme Parteien, wie FPÖ und PRO-Bewegung, versuchen dabei jedes der fünf 
Themengebiete zu besetzen und zu beeinflussen. Dazu arbeiten sie etwa mittels 
Assoziationsketten, die Begriffe, welche dem Islam zuordenbar sind, negativ besetzen sollen. 
Dazu wird dem Islam ein immanenter Machtanspruch nachgesagt, sowie eine 
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Unerkennbarkeit zwischen islamischer Religion und Politik. Ziel ist die Sicht auf einen 
differenzierten und keineswegs homogenen Islam zu verstellen. Dazu werden Minarette zu 
„Speerspitzen“ und Moscheekuppeln zu „Helmen“ stilisiert, die die „westliche“, christliche 
Kultur bedrohen.  
 
Aus dem Blickwinkel der Rechtsextremen scheint ein Machtkampf entbrannt zu sein, ein 
weiterer „Kreuzzug“ des „Abendlandes“ gegen den „Orient“. „Wir gegen die Anderen“ ist das 
zentrale Element dieses rassistischen Diskurses. Ein Miteinander wird kategorisch 
ausgeschlossen und als Nebeneinander dargestellt, Stichwort „Parallelgesellschaft“. Zwar ist 
ein Nebeneinander prinzipiell, dass heißt im Sinne der Vorstellung eines „Europas der 
Vaterländer“ nicht grundsätzlich abzulehnen aus Sicht der FPÖ und PRO-Bewegung, jedoch 
nicht mit dem Islam als „Fremdes“.  
 
Deshalb gilt der Islam für diese als nicht mit „unseren Werten“ und „unserer Kultur“ 
vereinbar. Dies wird mit allen Mitteln zu propagieren versucht: Das Kopftuch wird per se als 
Unterdrückung der Frau verstanden und mit der Burka in einen Topf geworfen um 
anschließend verboten zu werden. Religionsfreiheit schreiben sich die extrem Rechten zwar 
auf die Fahnen, jedoch gilt diese nur wenn es um die Freiheit und Gleichheit des Christentums 
geht. Minarette, Moscheen, Kopftuch und muslimische Tradition haben in der Öffentlichkeit, 
in Europa nichts verloren, so der Tenor.  
 
Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen werden MuslimInnen pauschal zu 
FundamentalistInnen und TerroristInnen, mit denen nicht zu verhandeln sei. Jugendliche 
MigrantInnen werden, mit Hinweis auf ihre Religionszugehörigkeit, zu Intensivstraftätern, 
während Deutsche/ÖsterreicherInnen die Opferrolle spielen. Selbiges Phänomen auch in 
Bildungs- und Arbeitsmarktfragen: Es ist die Rede von einem Leistungsabfall und einer 
„Überfremdung“ des Arbeitsmarktes, beide verursacht durch MigrantInnen.  
 
Die Kodierung bleibt kulturell konnotiert, um den Anschein zu wecken, es handle sich nicht 
um rassistische Vorurteile und Pauschalisierungen. Dies erleichtert auch den Zugang zur 
politischen Mitte, wie schon angesprochen. Auch die Medien sind damit empfänglich für 
rassistische Botschaften geworden.  
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Islamophobie und öffentlicher Diskurs – Beeinflussung der 
„Integrationsdebatte“ 
Dass FPÖ und PRO islamophob agieren und ihren rassistischen Diskursen einen 
„islamkritischen“ und Anstrich geben wurde gezeigt. Ebenso, dass sie mit dieser Strategie in 
der politischen Mitte auf Stimmenfang gehen. Doch wie erreichen sie die politische Mitte 
konkret? Welche Mittel nutzen sie und sind diese erfolgreich? All dies läuft auch auf die 
Frage hinaus, ob Islamophobie als politische Strategie aufgeht und wirken kann. 
 
Einige Beispiele dazu wurden Bereits ausgeführt oder angesprochen. Um diese jedoch besser 
auswerten zu können sollen sie in drei Kategorien unterteilt werden: 
 
1. Instrumente der Demokratie 
Darunter sind in erster Linie demokratische Mittel gemeint, die der Kontrolle, 
Meinungsfreiheit und Meinungsbildung dienen. Dazu gehören unter anderem 
parlamentarische Anfragen, Demonstrationen, und Petitionen. 
 
2. Wahlkämpfe 
Hier sollen die letzten Wahlkämpfe exemplarisch betrachtet werden. Kamen 
islamophobe Diskurse vor und wenn ja in welchem Ausmaß? Welchen Stellenwert 
nahmen Themen wie „Islam(ismus)“, „AusländerInnen“, usw. ein.  
 
3. „Aufreger“ und „verbale Entgleisungen“ 
Hierzu zählen medial viel rezipierte Äußerungen oder Aktionen, die den nationalen 
Diskurs nachhaltig geprägt haben und die öffentliche Auseinandersetzung beeinflussen 
konnten. Als Beispiel kann hier noch einmal auf Susanne Winters „Kinderschänder“- 
und „Tsunami“-Sager verwiesen werden. In Deutschland ist auch der „Anti-
Islamisierungskongress“ hinzuzuzählen oder die „Sarrazin-Debatte“. 
 
Ausgehend davon, dass es sich bei den Akteuren um Parteien handelt und diese auch mediale 
Aufmerksamkeit genießen, sollen diese drei Punkte besprochen werden. Mit Medien sind 
dabei vor allem Massenmedien gemeint, also Zeitungen/Zeitschriften, Radio, Fernsehen und 




Speziell Videoplattformen, wie YouTube, oder Social Networks, wie Facebook, nehmen 
dabei immer mehr Raum ein. Über diese, sowie Partei-Homepage (und speziell für 
Wahlkämpfe gestaltete Internetseiten) kann vor allem eine junge und damit zukunftsweisende 
Wählerschicht erreicht werden. So ist es auch wenig verwunderlich, dass sowohl PRO, als 
auch die Freiheitlichen diese Plattformen inzwischen selbstverständlich für ihre Zwecke 
nutzen. Dennoch sollen diese hier nicht extra betrachtet werden, da ihre Inhalte auch von den 
„klassischen“ Medien (TV, Radio, Zeitung) transportiert werden.  
Instrumente der Demokratie 
„Instrumente der Demokratie“ sind wichtige Mittel der Parteien um mediale Aufmerksamkeit 
zu erlangen. Einerseits können sie den Akteuren wichtige Informationen für ihr Handeln 
liefern, wie etwa parlamentarische Anfragen. Ebenso können sie aber, wie etwa 
Gesetzesanträge, als politisches Handeln verkauft werden. Äußert wirkungsvoll können auch 
Petitionen sein, oder Demonstrationen, da BürgerInnen hier direkt miteinbezogen werden und 
in unmittelbaren Kontakt mit den Akteuren kommen.  
 
Sowohl FPÖ als auch PRO KÖLN/NRW nutzen Demonstrationen und Kundgebungen gegen 
Moscheebauten, wie bereits ausführlich beschrieben wurde. Hierbei arbeiteten beide mit 
Bürgerinitiativen zusammen, wodurch auch Personen erreicht werden konnten, die nicht zur 
Stammwählerschaft der Parteien gehörten. Zudem war der mediale Erfolg relativ groß, nicht 
zuletzt auch durch die politischen Gegner, die Gegenveranstaltungen abhielten und somit ein 
Konfliktpotential vorhanden war. Der Umstand, dass bei diesen Demonstrationen auch 
eindeutig zu erkennende Rechtsextremisten/Neonazis anwesend waren, verstärkte das 
Interesse der Zeitungen und TV-Sender und spielte damit den extrem Rechten in die Hände.  
 
Daneben nutzen FPÖ und PRO aber auch die anderen erwähnten Methoden. So stellte ein 
FPÖ-Nationalratsabgeordneter etwa eine parlamentarische Anfrage zu einem islamischen 
Religionslehrer, der aufgrund antisemitischer Flugblätter, die er an der Schule verteilte, ein 
Unterrichtsverbot erhielt. Dadurch erhoffte er sich verwertbare Informationen, um die 
Aufmerksamkeit weiter zu erhöhen, wie die Fragen vermuten lassen. (Vgl. Parlamentarische 
Anfrage 1045) Es finden sich darin zum Beispiel Fragen nach der jetzigen/vorherigen 
Staatsbürgerschaft des Lehrers, sowie zu Ermittlungen gegen ihn. Außerdem sollte in 
Erfahrung gebracht werden, gegen wieviele Islam-Lehrer insgesamt ermittelt werde. (Vgl. 
Parlamentarische Anfrage 1045) In der Anfragebeantwortung werden Fragen zu den 
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Ermittlungen, aus Gründen der Amtsverschwiegenheit, jedoch nicht beantwortet und zu 
weiteren Fragen liegen laut Innenministerin Fekter keine Statistiken vor. (Vgl. 
Anfragebeantwortung 1087)  
 
Ein weiteres beliebtes Thema der FPÖ, nämlich islamische Schulbücher, ist ebenfalls in einer 
Anfrage behandelt. Gefragt wird nach der Überprüfung der Inhalte und der vollzogenen 
Korrekturen, sowie der Zuständigkeit für diesen Prozess. (Vgl. Parlamentarische Anfrage 
1961) 
 
Auch PRO KÖLN nutzt die Ratsarbeit in Köln als Weg in die Medien, oder versucht dies 
zumindest. Nach einem Jahr der Ratsmitarbeit hatte die Fraktion über 80 Anträge und 
Anfragen gestellt, in den Bezirksvertretungen waren es sogar mehr. Dabei wurde die ganze 
Themenpalette des Parteiprogramms abgehandelt: Moscheebauten, Bleiberecht, Islamismus, 
etc. Als Versuch müssen die Aktivitäten der extrem Rechten deshalb angesehen werden, da 
alle anderen Ratsfraktionen die Anträge prinzipiell ablehnen um PRO KÖLN keine Plattform 
für ihre Diffamierungen zu bieten. Um dennoch in der Öffentlichkeit wahrgenommen zu 
werden, zitiert man dabei unter anderem berühmte Persönlichkeiten, wie etwa Harald 
Schmidt: „Köln ist so fröhlich, man spricht bereits vom Istanbul des Nordens“. Freilich wird 
der Kommentar völlig zusammenhangslos wiedergegeben und entgegen Harald Schmidts 
Intention als ernst zunehmende Aussage interpretiert. (Vgl. Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 
65-66) 
 
Eine der Erfolgreichsten Aktionen war für PRO Köln jedoch das Sammeln von mehr als 
20000 Unterschriften gegen den Bau der Moschee in Köln-Ehrenfeld. Petitionen dieser 
Größenordnung können von Medien, selbst wenn diese PRO KÖLN zum Teil boykottieren, 
nicht ignoriert werden. Speziell dieser Erfolg kann von den Rechtsextremisten gut vermarktet 
werden, genauso wie die trotzdem erteilte Baugenehmigung „gegen den Willen der 20000 
BürgerInnen“.   
Wahlkämpfe 
Wahlkämpfe haben medial einen hohen Stellenwert und nehmen viel Platz im öffentlichen 





Wie verliefen also die letzten Wahlen der PRO-Bewegung und der FPÖ? Im Folgenden 
werden die wichtigsten Themen und Entwicklungen der Parteien im und durch den 
Wahlkampf thematisiert. 
Wiener Gemeinderatswahl 2010 – „Wiener Blut“ & Boden-Wahlkampf 
Ziel der FPÖ bei den Wiener Gemeinderatswahlen 2010 war es die absolute Mehrheit der 
SPÖ zu brechen und einen möglichst großen Zuwachs bei der eigenen Wählerschaft zu 
erreichen – beides ist ihr gelungen.  
 
Dies war vor allem durch einen harten Wahlkampf der FPÖ möglich, die einerseits auf 
provokante Plakate setzte (siehe bereits vorhin beschriebenes „Wiener Blut“-Plakat), sowie 
durch die Auswahl weniger Themen, die dafür umso intensiver behandelt wurden. Diese 
waren unter anderem gegen die SPÖ gerichtet, sowie gegen die „Islamisierung“. (Vgl. FPÖ 
Wien 2010b) 
 
Auch die „Sagen aus Wien“ seien an dieser Stelle noch einmal erwähnt. In diesem Heft der 
FPÖ Wien wird, wie auch im „Bürgermagazin“ „Wir Wiener“ gegen Türken, MuslimInnen 
und Linke gehetzt. In Zweiterem wird neben diesem Schwerpunkt auch gegen 
Steuergeldverschwendung und mangelnde Sicherheit polemisiert. (Vgl. FPÖ Wien 2010 und 
FPÖ Wien 2010b)  
 
Neben der Themenwahl fiel vor allem eines während des Wahlkampfs auf: Die FPÖ bewarb, 
wie auch andere Parteien, nur ihren Spitzenkandidaten HC Strache. Alle anderen 
FunktionärInnen wurden in den Hintergrund gerückt. So war auch auf Plakatsujets nur der 
Kopf der FPÖ Wien zu sehen. 
 
Abgesehen davon, dass die SPÖ ständig von der FPÖ angegriffen wurde, konzentrierte sich 
die Partei jedoch auf „ihr“ Thema „Islamisierung“ beziehungsweise „Integration“, insofern 
kann auch von einer Ein-Themen-Wahlkampfstrategie die Rede sein. Mit dieser konnte sich 
die FPÖ schließlich erfolgreich inszenieren und positionieren und erreichte 25,77% der 
WählerInnenstimmen und damit 27 von 100 Mandaten im Wiener Gemeinderat und wurde 
hinter der SPÖ zweitstärkste Fraktion. (Vgl. Stadt Wien) Insofern wird die FPÖ wohl auch 
zukünftig auf dasselbe Thema setzen. 
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Schweizer Plakatdesign in Nordrhein-Westfahlen 
PRO KÖLN und PRO NRW werben bereits seit Anfang 2003 mit dem Thema „Islamismus“. 
Beziehungsweise „Moschee/Minarett“. (Vgl. Killguss; Peters; Häusler 2008: S. 63-64) 
 
Diesbezüglich hatte sich auch im Wahlkampf zu den NRW-Landtagswahlen 2010 nichts 
verändert. Nach wie vor ist der Islam Bezugspunkt Nummer eins, um auf Stimmenfang zu 
gehen. Dies zeigen auch Wahlwerbesports, Flugzettel und Plakate auf der Internetseite von 
PRO NRW. Neu ist lediglich das Banner der Homepage, das sich (mittlerweile nicht mehr 
ganz aktuell) gegen Zahlungen an Griechenland (infolge der Wirtschaftskrise) richtet. (Vgl. 
PRO NRW e)  
 
Die Werbemittel im Wahlkampf selbst gehen aber nicht weiter auf Griechenland ein, sondern 
kopieren unter anderem lieber Plakate der Schweizer Volkspartei (SVP), oder zeigen 
durchgestrichene Moschee. Auf Flyern werden unter der Überschrift „Extremismus tötet!“ 
auch Bilder von Leichen/Schädeln gezeigt. Natürlich nicht in Anspielung auf 
Rechtsextremismus, sondern vielmehr islamischen Extremismus, wie ein Wahlwerbespot 
zeigt, der bereits vorhin besprochen wurde. (Vgl. dazu PRO NRW Flugblatt, sowie PRO 
NRW f)  
 
Insgesamt widmen sich zwei der vier Plakate dem Thema Islam, eines der angeblichen 
Korruption der „Altparteien“, sowie eines „Intensivstraftätern“. (Vgl. PRO NRW g) Damit 
sind jedoch auch, wie vorhin die Analyse veranschaulicht hat, MuslimInnen gemeint.  
 
Auch die Flugzettel befassen sich größtenteils mit der „schleichenden Islamisierung“ und den 
angeblichen daraus drohenden Gefahren für Deutschland. Insofern kann festgehalten werden, 
dass die Bürgerbewegung ihrem Themenpool treu geblieben ist und sich inhaltlich nicht 
verändert hat, im Vergleich zu 2003. Zwar blieb der erhoffte Wahlerfolg aus, auch wenn das 
von PRO NRW naturgemäß anders dargestellt wird (Vgl. PRO NRW c), jedoch ist die Partei 
in NRW die stärkste extrem rechte Interessensvertretung. Außerdem hat die PRO-Bewegung 
ein „Monopol“ auf das Thema „Islamismus“ in der Region. Dies ist vor allem dadurch von 
Wichtigkeit, als die FPÖ nach den Wahlerfolgen in Wien ein Büro in NRW eröffnen will, um 
den Erfolg der PRO-Bewegung zu fördern. (Vgl. Der Speigel Online 2010)  
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„Aufreger“ und „verbale Entgleisungen“ 
An dieser Stelle sollen jene Meldungen aus Deutschland und Österreich einfließen, die von 
nationalen, wie internationalen Medien eingehend diskutiert wurden. Speziell in Deutschland 
wurde der wohl kontroverseste Diskurs, der auch nach Österreich überschwappte, jedoch 
nicht von einer der hier besprochenen Parteien losgetreten, sondern vom nunmehrigen Ex-
SPDler und Ex-Vorstandsmitglied der Deutschen Bundesbank, Thilo Sarrazin. Da dessen 
Buch „Deutschland schafft sich ab. Wie wir unser Land aufs Spiel setzen.“ die Öffentlichkeit 
über Wochen beschäftigte, kommt man nicht darum herum seine Thesen zu besprechen. Den 
unmittelbaren Bezug zur PRO-Bewegung stellte diese wiederum selber her. Um jedoch auch 
zu zeigen, dass PRO auch von sich aus fähig ist mediale Aufmerksamkeit zu erzeugen, soll 
auch der „Anti-Islamisierungskongress“ besprochen werden. Doch zuerst zur FPÖ, von der 
wir vorher schon über Susanne Winter gehört haben. 
Winters Sohn, Sabaditsch-Wolff und andere Hetzer 
Susanne Winter ist in ihrer Familie nicht die einzige, die abstruse Aussagen über Muslime 
und ihre angeblichen sexuellen Neigungen macht. Auch ihr Sohn Michael Winter, seines 
Zeichens steirischer RFJ-Obmann, sorgte für einen Aufschrei, als er forderte eine Schafherde 
im Stadtpark anzusiedeln. Der Grund für diese ungewöhnliche Forderung ist, dass der junge 
Mann, der Meinung ist, dass männliche Muslime einen Hang zur Sodomie hätten. Wenn diese 
also ihre sexuelle Lust an Schafen befriedigen könnten, wären Grazerinnen vor 
Vergewaltigungen sicher. (Vgl. Kleine Zeitung Online 2008) Dem rechtskräftigen 
Gerichtsurteil wegen Verhetzung ist hier nichts mehr hinzuzufügen. 
 
Nicht minder plump waren Bemerkungen des FP-Kandidaten
28
 Mayrhofer. „Es ist den 
Museln jetzt sehr gut anzuraten ja still zu sein und sich nicht zu mucksen. Wie heißt es so 
schön. Ist die Kugel aus dem Lauf, hält sie nur der Teufel auf“. (Die Presse Online 2010d) 
Dieser Eintrag aus einem Internetforum ist zumindest als gefährliche Drohung einzustufen, 
immerhin werden MuslimInnen, die nicht still sein wollen, mit dem Schusswaffengebrauch 
bedroht. Der aus der FPÖ ausgeschiedene will seine Kommentare aus dem Jänner 2010 
jedoch nicht zurücknehmen. Vielmehr erinnern seine weiteren Aussagen dazu sogar 
unverblümt an die Ideologie der Nationalsozialisten und macht aus seiner Einstellung zu 
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 Kandidat bei den Bludenzer Gemeindewahlen. Dieser musste seinen Wahllistenplatz jedoch nach der 
Berichterstattung über seine Entgleisungen wieder abtreten und auch seine Parteimitgliedschaft zurücklegen. 
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diesen auch keinen Hehl: "Von Museln als Nazi bezeichnet zu werden empfinde ich 
persönlich als Auszeichnung“ (ebd.) und weiter  "Denn der Islam ist keine normale Religion, 
sondern eine degenerierte verkommene Ideologie" (ebd.). Der Grüne Nationalratsabgeordnete 
Harald Walser erstattete daraufhin Anzeige bei der Staatsanwaltschaft, die Ermittlungen 
einleitete. (Vgl. ORF.at 2010)  
 
Weitere Berichterstattungen gab es vor allem auch zu Elisabeth Sabaditsch-Wolff. Diese 
leitete eines jener kostenlosen Seminare, welche die FPÖ 2009 über ihr parteieigenes 
Bildungsinstitut anbot. Anzumerken ist, dass dieses mit mehr als 2 Millionen Euro gefördert 
wird und Bildungsarbeit zu betreiben hat. Unter „Bildungsarbeit“ versteht man in den Reihen 
der Blauen aber wohl Verhetzung und das Schüren von Vorurteilen und Hass. Dieser 
Eindruck entsteht wenn man sich die Äußerungen von Sabbaditsch-Wolff zu Gemüte führt, 
wie ein „NEWS-Undercover-Report“ zeigte: „Die Moslems lügen uns allen tagtäglich ins 
Gesicht. Es steht im Koran, dass sie das tun müssen.“,  „Mohammed hatte gerne etwas mit 
Kindern. Und alle Moslems sollen so leben wie Mohammed. Wenn Kardinäle Kinder 
vergewaltigen, tun sie das trotz der Religion – Muslime vergewaltigen Kinder wegen der 
Religion.“,  „Im Koran steht, dass alle, die den Islam ablehnen, getötet werden müssen. 
Deshalb töten Muslime.“,  „Die Muslime führen einen heimlichen Dschihad. Über 
Einwanderung und Geburtenrate wollen sie den Islam in Europa verbreiten.“. Auch hier 
wurde Anzeige erstattet, diesmal vom Magazin „NEWS“ selbst. (Vgl. NEWS 2009) Auch 
dieser Fall wurde ausführlich in den österreichischen Medien besprochen und Elisabeth 
Sabaditsch-Wolff wurde im Oktober 2010 sogar zum bekannten TV-Diskussionsformat „Club 
2“ eingeladen. (Vgl. Club 2 und z.B.: Der Standard Online 2009d) 
 
Bei Recherchen zur Verhandlung stellte sich heraus, dass dies nicht so einfach ist. Die ersten 
Unzähligen Google-Einträge befassen sich zwar mit dem Fall, fordern jedoch meistens 
Meinungsfreiheit und stimmen Sabbaditsch-Wolff zu. Besonders auffällig ist jedoch, dass 
unter den Top-Suchergebnisse fast ausschließlich rechte Seiten zu finden sind. Die 
Berichterstattung der bekannten Medien scheint also nicht weiter an dem Fall interessiert zu 
sein. (Vgl. Google: www.google.at, Suchbegriff: Susanne Sabaditsch-Wolff) Eine weit 
rechtsstehende „Nachrichten“-Onlineplattform berichtete hingegen dem Anschein des 
Artikels nach „live“ von der Verhandlung am 23.11.2010. Inhaltlich wird hier jedoch nicht 
auf die Verhandlung eingegangen werden, da der Informationsfluss auf der Seite für den 
Autor hier einerseits nicht nachprüfbar ist, andererseits auch nicht Inhalte rechter Seiten 
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reproduziert werden sollen. Lediglich, dass die Verhandlung am 18.1.2011 fortgeführt werden 
soll, sei angemerkt. (Vgl. PI-News) 
Die Sarrazin-Debatte und ihre Bedeutung für Deutschland (und auch 
Österreich) 
Die Sarrazin-Debatte kann hier nur eingeschränkt und nicht in vollem inhaltlichen Ausmaß 
besprochen werden, da derjenige, der für diesen regen öffentlichen Diskurs sorgte, Thilo 
Sarrazin, wie vorweggenommen, Ex-SPD-Politiker ist und nicht den Perteien, die im Fokus 
der Fragestellungen stehen, angehört. Ausgelassen werden kann die Debatte und 
Berichterstattung um ihn jedoch auch nicht, da der Diskurs Positionen der FPÖ und PRO-
Bewegung durchaus inhaltlich ähnlich ist und diese vielmehr verstärkt. Zudem trägt Sarrazin 
als vermeintlich „Linker“ dazu bei, islamophobe Diskursstrategien in der Mitte der 
Gesellschaft zu verankern. Auch kann an diesem Beispiel gezeigt werden, dass es nicht bloß 
der äußerst rechte Rand ist, der anti-islamisch argumentiert. 
 
Wodurch wurde diese heftige und umstritten geführte Debatte nun also ausgelöst? Durch das 
von Sarrazin verfasste Buch „Deutschland schafft sich ab. Wie wir unser Land aufs Spiel 
setzen.“, in dem sich alle klassischen Vorurteile gegenüber MigrantInnen wieder finden. Eine 
gute Zusammenfassung der wichtigsten Aussagen liefer dazu die „Bundeszentrale für 
Politische Bildung“ aus Deutschland. „Thilo Sarrazin (SPD), Mitglied des Vorstands der 
Deutschen Bundesbank, hatte Anfang Oktober im Magazin "Lettre International" u. a. 
beklagt: "Die Türken erobern Deutschland genauso, wie die Kosovaren das Kosovo erobert 
haben: durch eine höhere Geburtenrate." Zur Situation in Berlin hatte der frühere Berliner 
Finanzsenator erklärt: "Eine große Zahl an Arabern und Türken in dieser Stadt, deren Anzahl 
durch falsche Politik zugenommen hat, hat keine produktive Funktion, außer für den Obst- 
und Gemüsehandel". Zum Thema Integration merkte Sarrazin an: "Ich muss niemanden 
anerkennen, der vom Staat lebt, diesen Staat ablehnt, für die Ausbildung seiner Kinder nicht 
vernünftig sorgt und ständig neue kleine Kopftuchmädchen produziert. Das gilt für 70 % der 
türkischen und für 90 % der arabischen Bevölkerung in Berlin."“ (Bundeszentrale für 
politische Bildung 2009)  
 
Welche Bedeutung Sarrazins Meinung zur Integrationspolitik hat, zeigt sich allein in der 
unglaublichen medialen Rezeption. „Der Spiegel“, „Stern“, „Bildzeitung“, „taz“, etc. 
berichteten jeweils auf andere Weise. Meinungen dazu reichen von „Das wird man ja wohl 
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noch sagen dürfen“ (Bild: Schlagzeile der Titelseite vom 04.09.2010) bis zu der Ablehnung 
des Buches als „neuen rassistischen Diskurs“ (taz Online 2010).  
 
Auch österreichische Medien schrieben darüber. So unter anderem das Magazin „Profil“, das 
gleichzeitig auch einen Bezug zur Alpenrepublik herstellte. Hier wird die Debatte auch in 
sieben wichtigen Thesen auf Grundlage des Buches zusammengefasst und analysiert (Vgl. 
Profil Nr.37/Jg.21: S. 60-69): 
 
1. Die Islamisierung Europas schreitet unausweichlich voran. 
2. Der Islam ist ein monolithischer, unreformierbarer Block. 
3. Durch Bildungsferne und genetisch bedingte geringere Intelligenz tragen Moslems zur 
Verdummung Europas bei. 
4. Moslems leben in Parallelgesellschaften und sträuben sich vor Integration. 
5. In moslemischen Familien herrscht ein größeres Ausmaß an Gewalt als in anderen. 
6. Moschlemische Jugendlich sind krimineller als andere. 
7. Die Moslems wollen mit der Errichtung von Minaretten einen Dominanzanspruch stellen.  
 
Betrachtet man diese Thesen, lesen sich diese wie eine Zusammenfassung der 
Parteiprogramme der Freiheitlichen, sowie PRO-Bewegung, oder zumindest wie ein 
Ausschnitt daraus. „Islamisierung“, „Parallelgesellschaft“, kulturell bedingte 
Gewaltbereitschaft, überproportionale Gewaltbereitschaft, all das unterstellen 
Rechtsaußenparteien MuslimInnen schon seit geraumer Zeit.  
 
Diese extrem rechten Parteien profitieren nun von den Aussagen des Herrn Sarrazin, da nun ja 
auch ein vermeintlich „linker“ Politiker, oder zumindest einer aus der Mitte des politischen 
Spektrums der gleichen Meinung sei. Islamophobe Tendenzen die ursprünglich durch extrem 
Rechte der Mitte der Gesellschaft entnommen wurden gelangen so auf Umwegen wieder in 
der Mitte an und werden salonfähig, da ihnen das „rechte Image“ genommen wird. Das 
Feindbild Islam wird zu einem essentiellen Teil der Eigendefinition der (Mitte der) 
Gesellschaft, auch im öffentlichen Diskurs, nicht mehr nur hinter vorgehaltener Hand. Das 
negative Bild der „Fremden“ dient der Konstruktion des positiven „Eigenbildes“. 
 
Hier zeigen sich schließlich auch die Chancen für selbsternannte Rechtspopulisten, die nun 
darauf verweisen, dass sie dieses „Problem aufgedeckt“ hätten und die „Anliegen der 
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BürgerInnen“ als Erste erkannt hätten. Nicht zuletzt ergibt sich in einem solchen Diskurs auch 
immer erweiterte Aufmerksamkeit für die Agitationen rechter Parteien, wie Beispiele aus der 
PRO-Bewegung zeigen. 
 
Einerseits beantragte diese die Ehrenbürgerschaft für Thilo Sarrazin in Köln (durchgesetzt 
werden konnte dies nicht). (Vgl. PRO NRW h) Andererseits berichtet „Der Spiegel“ von 
überdurchschnittlich vielen Parteieintritten im Zuge des Diskurses in Deutschland. (Vgl. Der 
Spiegel Online 2010b)  
 
Dass der Diskurs auch auf Österreich Auswirkungen hat und auch hier islamophobe Themen 
salonfähig macht (nicht nur in der FPÖ), zeigt ein „Kurier“-Interview mit Innenministerin 
Maria Fekter (ÖVP): „Das ist ein Phänomen, das mich auch schon lange begleitet hat: Dass 
eine kleine Gruppe bestimmt, was politisch korrekt ist, was man sagen darf und was nicht. In 
Wirklichkeit ist das Gesinnungsterror. Da hat sich durch das Buch plötzlich ein Umdenken 
ergeben. Man kann nicht mit allem einverstanden sein. Aber ansprechen muss man es 
dürfen.“ (Kurier Online 2010b) Neben der Reproduktion FPÖ-affiner Worthülsen, sticht hier 
besonders der Terminus „Gesinnungsterror“ ins Auge. Gerade dieser ist eindeutig dem extrem 
rechten Lager
29
 entnommen und richtet sich gegen den Rechtsstaat
30
, den gerade die 
Innenministerin verteidigen sollte. So sickert extrem rechtes Gedankengut auch in Österreich 
in der Mitte der Gesellschaft ein.  
Ein weiterer Versuch zur Instrumentalisierung der Öffentlichkeit – Der 
„Anti-Islamisierungskongress“ 2008 in Köln 
Vorweggenommen werden kann, dass PRO KÖLN Erfolg hatte, die Öffentlichkeit zu 
erreichen, indem im September 2009 ein „Anti-Islamisierungskongress“ veranstaltet wurde. 
Dass die Veranstaltung aber ein Eigentor war und die Öffentlichkeit nicht zum eigenen 
Nutzen war, zeigen nachfolgende Ausführungen, auf der Grundlage von Zeitungs- und 
Zeitschriftenartikel. 
 
Auch wenn heute keine Artikel zu dem „Kongress“ auf der Homepage PRO KÖLNs zu 
finden ist, lässt sich anhand der Berichterstattung von diversen Medien rekonstruieren, dass 
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 Sucht man etwa in Online-Suchmaschinen nach diesem Begriff findet man vorwiegend Seiten die in einem 
rechtsextremen Kontext stehen (z.B.: Artikel der Nationalen Volks Partei [NVP]) 
30
 z.B.: gegen das Verbotsgesetz als Begrenzung der Meinungsfreiheit 
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die Kölner „Rechtspopulisten“ große Namen aus der europäischen Rechten ankündigten, als 
sie zu der Veranstaltung luden. Darunter waren unter anderem FN-Chef Le Pen, Strache, 
Vlaams Belang-Chef Filip Dewinter und der italienische Lega Nord-Politiker Mario 
Borghezio. Le Pen und Strache sagten jedoch ihre Teilnahme ab
31
. Der österreichische 
Teilnehmer schickte stattdessen den FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky (Vgl. Der Spiegel 
Online 2008). Interessant gestaltet sich auch die ursprüngliche Rednerliste, auf der neben 
anderen bekannten Namen vor allem Nick Griffin (British National Party, BNP) und Robert 
Spieler (Alsace dabord – Das Elsass zuerst). Der BNP-Chef ist verurteilter Holocaust-Leugner 
und verschwand bei Bekanntwerden dieser Tatsache mit dem anderen genannten Redner 
kommentarlos von der Liste. (Vgl. taz Online 2008)  
 
Welche Bedeutung hatte dieser Kongress angesichts der populären Teilnehmer und welche 
Intention verfolgte PRO KÖLN damit?  
Einerseits war dies ein weiterer Akt der Selbstinszenierung der Bürgerbewegung. 
Internationale Verknüpfung und Stärke sollte nach außen hin demonstriert werden, zudem 
sollte es ein Signal sein an die Kölner und Deutschen, dass nicht allein PRO KÖLN 
„Islamkritisch“ sei. Intern sollten damit Kontakte zu anderen europäischen extrem rechten 
Parteien geknüpft werden und man selbst wollte sich als fähige Rechtspartei in Europa 
positionieren.  
Als islamkritische Veranstaltung wurde der Kongress präsentiert, erneut ein Versuch der 
selbsternannten Rechtspopulisten Hetze als Kritik zu verkaufen.  
 
Doch der Anti-Islamisierungskongress von Köln wurde vielmehr zu einem Fiasko für PRO 
KÖLN. 1500 Teilnehmer wurden erwartet. Demgegenüber standen etwa 40000 
Gegendemonstranten (Vgl. Runschau Online 2008), die den geplanten Ablauf des Kongresses 
verhinderten. Oberbürgermeister Fritz Schramma hatte zur Gegenversammlung gerufen. 
Resultat waren Sitzblockaden und kein durchkommen für die extrem Rechten zu ihrem 
Kundgebungsort, der Kölner Innenstadt. Lediglich einige Dutzend Teilnehmer der rechten 
Veranstaltung erreichten ihr Ziel, darunter jedoch keiner der Spitzenpolitiker. (Vgl. Deutsche 
Welle Online 2008)  
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Der Ablauf des Kongresses verlief aber auch für die extra angereisten Politiker nicht ohne 
Zwischenfall. Am Freitag dem 19.9.2008, dem Auftakttag, sollte in einem Kölner Vorort 
(Rhodenkirchen) eine Pressekonferenz abgehalten werden. Der Eingang wurde jedoch von 
Demonstranten versperrt, weshalb die Politiker samt Presse auf ein Rheinschiff auswichen 
und ablegten. Dort mussten diese über vier Stunden ausharren, da Gegner die Anlegepunkte 
blockierten. Da ein Schiffsfenster durch Stein- beziehungsweise Flaschenwürfe von 
Demonstranten beschädigt wurde, verweigerte der Kapitän die Weiterfahrt. Die Polizei, die 
schließlich das Kommando über das Schiff übernommen hatte, geleitet das Schiff an eine 
Anlegestelle. Der nächste geplante Programmpunkt konnte durch die unfreiwillig lange 
Schifffahrt nicht wahrgenommen werden und schon am Ufer angekommen, gab es da nächste 
Problem für die Rechten: Die, für eine Rundfahrt durch „Problemviertel“, bestellten Busse 
waren nicht informiert worden, wen sie transportieren sollten und weigerten sich diese 
mitzunehmen. Schließlich verbot die Polizei die Rundfahrt, PRO KÖLN und Konsorten saßen 
fest. Die von Demonstranten eingekesselten und von der Polizei beschützten Politiker 
versuchten schließlich ihr Glück mit Taxis, doch auch diese lehnten es ab sie mitzunehmen. 
Erst um 18 Uhr wurden die Teilnehmer schließlich mit Polizeiautos weggebracht. Doch mit 
den Pannen war es noch nicht vorbei, denn der anschießende Besuch in einem Gasthof wurde 
durch einen Rauswurf der gesamten Kongressteilnehmer beendet, da sich der Besitzer 
weigerte diese als Gäste in seinem Haus aufzunehmen. (Vgl. Der Spiegel Online 2008)  
 
Auch am zweiten Tag wurde es nicht besser für die extrem Rechten. Die erwähnten 
Blockaden sorgten dafür, dass viele der Kundgebungsteilnehmer auf ihrem Weg zum 
Heumarkt am Bahnhof des Flughafens festsaßen. Demonstranten blockierten die Gleise. 
Schließlich saßen Markus Beisicht und KollegInnen dort fest und zogen sich in ein 
Flughafencafé zurück. (Vgl. Der Spiegel Online 2008b) Jörg Uckermann (Ex-CDU, jetzt POR 
NRW) äußerte dort mehrfach seinen Unmut über seinen Ex-Parteikollegen den 
Oberbürgermeister und seine „Schramma-SA“ (Der Spiegel Online 2008b). Inzwischen war 
die Kundgebung am Heumarkt verboten worden, da für die Sicherheit der Teilnehmer von 
Seiten der Polizei keine Garantie abgegeben werden konnte. (Vgl. Deutsche Welle Online 
2008) Deshalb wurde am Flughafen eine improvisierte Pressekonferenz abgehalten und 
Manfred Rouhs verkündete am Heumarkt das Verbot juristisch prüfen zu lassen. Anhänger 
der PRO-Bewegungen präsentieren derweil ihre Anti-Islamisierungs- und Anti-Antifa-
Plakate. Daraufhin wird den Teilnehmern auch noch ein Hausverbot durch den Flughafen 
101 
 
erteilt. Der Kongress endet als Flop und die internationalen Gäste reisen ab. (Vgl. Deutsche 
Welle Online 2008)  
 
Dieser Kongress ist insofern von Bedeutung, als es PRO KÖLN nicht gelungen ist, die 
Medien und Öffentlichkeit für sich zu nutzen und auch der öffentliche Diskurs konnte nicht 
zu Gunsten der Bürgerbewegung instrumentalisiert werden. Im Gegenteil, PRO KÖLN 
schadet dieser Veranstaltung vielmehr, da das Verhältnis der Gegendemonstranten zu 
Teilnehmern und damit der politischen Gegnern zu Anhängern offen zur Schau gestellt 
wurde. Auch dem gewünschten Effekt der positiven Positionierung innerhalb der 
europäischen Rechten konnte nicht entsprochen werden und so bleibt PRO KÖLN nicht mehr 
als ein bitterer Nachgeschmack. Die Kontakte zu den anderen Parteien (insbesondere zur 
FPÖ) bestehen allerdings weiterhin.  
Islamdiskurs = Integrationsdebatte? 
Gerade in jüngerer Vergangenheit hat sich gezeigt, dass extrem rechten Parteien von der 
Berichterstattung der Medien zu profitieren scheinen. Zumindest was die Wahrnehmung in 
der Öffentlichkeit betrifft. Gerade am Beispiel der Freiheitlichen kann dies im Zuge des 
letzten Wiener Wahlkampfes bestätigt werden. Obwohl diese hauptsächlich durch so genannte 
„Aufreger“ beziehungsweise „Entgleisungen“ medial rezipiert wurden, konnte ein Wahlerfolg 
verzeichnet werden. Die FPÖ nutzt die Öffentlichkeit aber auch mit allen anderen erwähnten 
Methoden: Ob Demonstration, Wahlkämpfe oder verbale Attacken gegen MuslimInnen, die 
gewünschte Aufmerksamkeit wird erreicht.  
 
Positiv, wenn auch nicht so sehr wie bei der FPÖ, fällt auch das Resümee für PRO KÖLN und 
Co aus. Zwar fuhr die „Bürgerbewegung“ mit ihrem „Anti-Islamisierungskongress“ eher 
negative Schlagzeilen ein, dennoch konnte sie sich in der Öffentlichkeit bemerkbar machen. 
Auch wurde der öffentliche Diskurs mehr von Thilo Sarrazin geprägt, dennoch nützte PRO 
die Debatte und platzierte geschickt eigene Positionen in populistischer Manier. Gerade weil 
die PRO-Bewegung aber bisher ausschließlich regional Erfolge verbuchen konnte ist die 
Präsenz in bundesweiten Medien als positiv für die FunktionärInnen einzustufen. Anhand der 
deutschen „Integrations-Debatte“, deren Thema überwiegend MuslimInnen waren, zeigt sich 
auch welches Potential PRO haben könnte. Wie in Österreich die FPÖ, so könnte auch die 
„Bürgerbewegung“ bundesweit ein Monopol des Themas „Islam(isierung)“ erreichen, wie 
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dies in zum Beispiel Köln der Fall ist. Nicht zuletzt weil erstere nun tatkräftige Unterstützung 
zugesagt hat.  
 
Abschließend ist noch hervorzuheben, dass die Rechte maßgeblich davon profitiert, dass der 
„Islamdiskurs“ und die „Integrationsdebatte“ geschickt vermengt wurden und in der 
Öffentlichkeit nicht mehr von einander zu trennen sind. MuslimInnen sind Fremde, 
AusländerInnen (TürkInnen), zu Integrierende etc. gleichzeitig. Selbiges gilt für „ihre“ Kultur 
(inklusive Moscheen, Minarette, Kopftuch), die mit „unserer“ nicht vereinbar ist. Ihre 
„Lebensweise“ wirkt sich unmittelbar negativ auf die deutsche/österreichische aus (Schule, 
Arbeit, Kriminalität). Um dieses Bild in Stein zu meißeln werden auch demokratische 
Instrumente wie Anfragen genutzt (vor allem um verwertbares Material zu beschaffen), 
genauso wie die permanente synonyme Verwendung der Begriffe in den Medien.  
 
Mit diesen Mitteln wird der Diskurs einerseits geschaffen, andererseits am Laufen gehalten 
und erweitert.  
Conclusio  
Anhand der zu Beginn gestellten Fragen und daraus resultierenden Thesen sollen hier 
schließlich die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit erörtert werden. Ausgehend von der Frage 
nach der Bedeutung von „Islamophobie“ und wie dieser Begriff sich in einem 
mitteleuropäischen Kontext anwenden ließe, konnte gezeigt werden, dass es sich bei 
Islamophobie um einen verhältnismäßig jungen Begriff aus der Politikwissenschaft handelt. 
Er wurde maßgeblich durch den Bericht der Runnymede Trust geprägt: „The term 
Islamophobia refers to unfounded hostility towards Islam. It refers also to the practical 
consequences of such hostility in unfair discrimination against Muslim individuals and 
communities, and exclusion of Muslims from mainstream political and social affairs.” 
(Runnymede Trust 1997: S. 4) 
 
Islamophobie benennt Exklusion, Diskriminierung, Vorurteile und Gewalt gegenüber 
MuslimInnen oder dem Islam. Der Terminus sollte jedoch nicht statisch aufgefasst werden 
sondern vielmehr dynamisch und vor allem multidimensional, wie Farid Hafez dies darstellt. 
Das heißt, Islamophobie kann sowohl historisch, rassistisch, nationalistisch, zivilisatorisch, 
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wie auch religiös begründet werden. Diese Grundlagen können dabei auch Hand in Hand 
gehen. 
 
Um Islamophobie speziell in Europa begreifen zu können kann Edward Saids 
Orientalismuskonzept als Ausgangspunkt gewählt werden. Es beschreibt den „Orient“ als 
europäisches Konstrukt zur Aufrechterhaltung der westlichen Hegemonie gegenüber dem 
„Orient“, bzw. „dem Islam“. 
 
Dies kann gerade im Bezug auf extrem rechte Parteien wie FPÖ und PRO-Bewegung 
angewandt werden, beziehen diese sich schließlich immer wieder auf ein „historisches“ 
Feindbild „Islam“ indem sie etwa „Türkenbelagerungen“ hochstilisieren. Zudem verstehen sie 
den Islam/Orient als absolutes Gegenbild zu Europa/Westen: Dieser wird, ganz nach Saids 
Ausführungen, als rückständig, aggressiv, nicht mit europäischen Werten vereinbar 
angenommen.  
 
Um die Frage nach Kategorien, anhand welcher sich der Islamdiskurs in Österreich und 
Deutschland einordnen lässt beantworten zu können, musste zunächst die Programme der 
beide Parteien, sowie deren weitere Publikationen zum Islam analysiert werden. Ebenso 
wurden deren Strukturen und ihr Umfeld besprochen.  
 
Der augenscheinlichste Unterschied besteht dabei in der Größe, gemessen an personellen 
Ressourcen, sowie an der Bedeutung der Parteien. Während die FPÖ in Österreich bundesweit 
agiert und gerade in den letzten Monaten erstaunliche Erfolge bei Wahlen (Wiener 
Gemeinderatswahl) verbuchen konnte, kämpft die PRO-Bewegung mit einem 
Personalmangel. Dieser ist mit ein Grund für die bescheidenen „Erfolge“ und erklärt zum Teil 
auch, warum PRO bisher nur auf regionaler Ebene agiert. Zu erwähnen ist ebenso, dass die 
FPÖ seit langer Zeit, um nicht zu sagen traditionell, auf Anti-Ausländerkampagnen setzt und 
erst im letzten Jahrzehnt MuslimInnen (oder synonym auch TürkInnen) zum speziellen 
Feindbild auserkoren hat. PRO hingegen entstand im Kontext antiislamischer Agitationen und 
konnte durch diese überhaupt erst Fuß in der deutschen Parteienlandschaft fassen.  
 
Bezüglich der parteilichen Struktur ist zudem festzuhalten, dass die PRO-Bewegung einen 
Zusammenschluss aus mehreren lokalen/regionalen Parteien und Wählervereinigungen 
darstellt und ursprünglich aus einer Bürgerbewegung hervorgeht (PRO KÖLN). Die 
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treibenden Kräfte sind hierbei nahezu alle auf PRO KÖLN und PRO NRW verteilt, zum Teil 
auch auf PRO D (wobei deren Programme beinahe ident sind).  
 
Beide, FPÖ und PRO, bedienen sich der Strategie des Rechtspopulismus (sensible Themen 
werden der gesellschaftlichen Mitte entnommen, vor allem solche, die durch bestehende 
Ressentiments geprägt sind), sind aber, wie gezeigt werden konnte, ideologisch dem 
rechtsextremen Lager zuzuordnen, auch wenn sie dies vehement dementieren, um weiterhin in 
der Mitte der Gesellschaft nach WählerInnen zu fischen. Die rechtsextremen ideologischen 
Parallelen zeigen sich hinsichtlich der Themen Kriminalität, Sicherheit und vor allem wenn es 
um die nationale Identität geht. Die Forderungen zielen hier klar auf ein „Europa der 
Vaterländer“ ab.  
 
Besonders herausragend sind die ähnlichen Argumentationsmuster wenn es um das Feindbild 









Jeder dieser Diskursstränge die parallel laufen, dient dazu den Islam und damit auch 
MuslimInnen als Fremde, als „die Anderen“, unzivilisierte, aggressive, orientalische, also 
nicht abendländische (etc.) Feindbilder zu stigmatisieren.  
 
Moscheen, Minarette und Kopftuch dienen dabei vor allem als sichtbare Unterscheidungen 
der MuslimInnen und ihrer Tradition zum „deutschen Volk“. Obgleich es Moscheen in 
Österreich und Deutschland schon seit langem gibt, werden sie zur Konfliktlinie auserkoren, 
da sie nun nicht mehr im Hinterhof, sondern in eigenen Gebäuden untergebracht werden. 
Moschee, Minarett und Kopftuch werden als Beispiel für eine fehlgeschlagene Integration 
angeführt, denn im Sinne der FPÖ und PRO-Bewegung ist Integration gleich Assimilation. So 
jedoch nur auf den ersten Blick, denn „Heimat“ wird ihnen in Österreich und Deutschland 
abgesprochen. Die Vorstellung von einem „Europa der Vaterländer“, in dem jedes „Volk“ 
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und jede Kultur in „ihren“ nationalstaatlichen Grenzen zu bleiben hat, ist nicht vereinbar mit 
einem „europäischen Islam“. MuslimInnen werden bestenfalls als Gäste bezeichnet. Auch 
hier geschieht eine unmissverständliche Differenzierung gegenüber der „einheimischen“ 
Bevölkerung. MulsimInnen werden als „Fremde“ oder auch „Andere“ gegenüber 
ÖsterreicherInnen und Deutschen begriffen. Eine Identität, die sich aus dem deutschen oder 
österreichischen kollektiven Gedächtnis speist wird ihnen abgesprochen.  
 
Des Weiteren werden MuslimInnen kollektiv als Bedrohung für die besprochenen Länder 
dargestellt. Extrem Rechte versuchen sie als Kriminelle zu stigmatisieren und das nationale 
Versagen der Bildungspolitik wird auf „integrationsunwillige“ MuslimInnen zurückgeführt. 
Diese würden schließlich nur aufgrund des guten Sozialsystems immigrieren. Hier soll 
abermals ein Feindbild konstruiert werden und MuslimInnen, sowie der Islam, als 
zivilisatorischer Niedergang des „Abendlandes“ konstruiert werden.  
 
Zusammengefasst werden kann der Inhalt der rechtsextremen Politik der FPÖ und PRO-
Bewegung als „clash of cultures“ beziehungsweise als Kampf „Wir“ gegen „die Anderen“. 
 
Auffallend ist zudem die synonyme Verwendung der Begriffe „MuslimIn“ und „MigrantIn“. 
Dies führt unter anderem auch dazu, dass eine „Integrationsdebatte“ nur noch am Beispiel 
MuslimIn geführt wird, und MuslimInnen auch gleichzeitigt untrennbar mit MigrantInnen 
assoziiert werden. So wird MuslimInnen ein weiteres Mal suggeriert sie seien Fremde, Nicht-
ÖsterreicherInnen, sondern eben MigrantInnen. Gleichzeitig werden MigrantInnen über eine 
Gleichsetzung mit „IslamistInnen“ zu Kriminellen abgestempelt.  
 
Die dritte Frage beschäftigte sich mit dem Einfluss der verglichenen Parteien auf den 
öffentlichen Diskurs, also inwiefern diese Einfluss nehmen können. 
 
Dabei stechen vor allem drei Methoden ins Auge. Sowohl FPÖ als auch PRO nützen 
vorhandene Demokratische Mittel und Rechte. Dies geschieht einerseits um verwertbare 
Informationen zu erlangen (z.B.: Anfragen), andererseits um auf sich medienwirksam 
aufmerksam zu machen. Dabei werden unter anderem Petitionen aufgesetzt (PRO dient dies 
zusätzlich zum Sammeln von Daten um neue Mitglieder zu rekrutieren) und Demonstrationen 




Eine zweite Methode ist ein intensiver Ein-Themen-Wahlkampf. Dies war so zum Beispiel 
bei der FPÖ anlässlich der Wiener Gemeinderatswahl 2010 zu beobachten. Dabei wurden 
muslimische BürgerInnen diffamiert und laufend angegriffen. Dies ging sogar bis hin zu 
vermeintlichen Gewaltaufrufen gegen MuslimInnen (FPÖ Comic), sowie zu Plakatslogans die 
stark an NS-Parolen erinnerten (Die FPÖ verkündete das „Wiener Blut“ zu schützen, dem „zu 
viel Fremdes“ nicht gut tue). Das daraus resultierende Medienecho war enorm und stellte die 
Blauen in den Mittelpunkt. Auch in Deutschland wurden Wahlkämpfe von PRO islamophob 
geführt. Dazu wurden unter anderem die Plakate der SVP kopiert (jenes bei dem Minarette 
bedrohlich aus einer Schweizer Flagge ragen und eine Burkaträgerin im Vordergrund steht). 
 
Drittens, „Aufreger“ und „verbale Entgleisungen“: Diese beinahe schon verdächtig häufigen 
verbalen „Ausrutscher“ ziehen hohe Aufmerksamkeit auf sich. Insofern eigenen Sie sich um 
zwischen Wahlkämpfen mediale Beachtung zu erzielen, aber natürlich auch in 
Wahlkampfzeiten. So geschehen etwa bei Susanne Winter und ihrem Sohn. Die eine 
bezeichnete den Propheten Mohammed als Kindeschänder, der andere Muslime als 
Sodomisten.  
 
An dieser Stelle ergab sich jedoch der erste Hinweis auf kleine Unterschiede zwischen 
Österreich und Deutschland. Während die „Aufreger“ in Österreich im Wesentlichen von 
Seiten der FPÖ zu hören waren, stand in Deutschland kein PRO-Funktionär im Mittelpunkt. 
Vielmehr war es das nunmehr vormalige SPD-Mitglied Thilo Sarrazin, der durch seine 
Aussagen gegenüber MuslimInnen (diese nützen das Sozialsystem aus und seien 
Gebärmaschinen) im Zentrum einer kontroversen öffentlichen Debatte stand. Seine Thesen, 
die nach allen Kriterien der Closed Views der Runnymede Trust als islamophob zu 
bezeichnen sind stießen dabei jedoch nicht nur auf Gegner. Gerade die Befürworter  Sarrazins 
zeigten jedoch, welches Potential die PRO-Bewegung hat, vor allem in der gesellschaftlichen 
Mitte. Die Versuche den Diskurs für ihre Interessen zu nutzen (z.B.: PRO KÖLN beantragte 
die Ehrenbürgerschaft für Thilo Sarrazin) konnte PRO jedoch nicht ausreichend umsetzen, 
auch wenn es in dieser Zeit scheinbar vermehrten Mitgliederzuwachs gab. 
 
Zusammenfassend ist dennoch zu bestätigen, dass PRO und FPÖ die gleichen oder zumindest 
sehr ähnliche Methoden verwenden, um Wählerstimmen zu gewinnen und die mediale 
Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, auch wenn die Erfolge unterschiedlich bewertet werden 
müssen. Abermals ist hier auf die dünne Personaldecke der PRO-Bewegung hinzuweisen. 
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Sofern deren Ausbau forciert wird, könnte islamophoben Rechtsextremisten auch in 
Deutschland ähnlich viel Aufmerksamkeit zukommen wie in Österreich. Hierzu bedarf es 
allerdings einer weiteren Analyse, die zu einer neuen Fragestellung führt. Es müsste zur 
Beantwortung der Frage nach dem tatsächlichen Potential nämlich auch die Wahrnehmung 
der PRO-Bewegung in der Bevölkerung, sowie deren Verhältnis zu (den) Rechtsextremisten 
untersucht werden. Außerdem darf, speziell im Vergleich zu Österreich, eine vermutlich 
differenziertere Auseinandersetzung mit der Vergangenheit nicht außen vor gelassen werden. 
Anhand einer solchen Fragestellung ließen sich jedenfalls mögliche Rückschlüsse auf 
zukünftige Erfolgschancen ziehen. 
 
Dass zwischen PRO und FPÖ Parallelen bestehen bezeugen aber schließlich nicht nur gleiche 
Methoden und Programmpunkte. Ganz wesentlich ist noch der Faktor der internationalen 
Kooperationen und Bündnisse anzuführen. Einerseits gibt es Kontakte zwischen PRO und 
FPÖ: Die österreichischen Rechtsextremisten wollen laut Eigenangeben den Deutschen in der 
nächsten Zeit tatkräftig unter die Arme greifen und eröffnen sogar ein eigenes Büro dafür im 
Nachbarland. Bedeutender als dies ist jedoch die gemeinsame internationale Vernetzung mit 
anderen extrem rechten Parteien. Dies zeigt sich unter anderem am engen Kontakt 
europäischer Rechtsparteien, die über Nationalstaatsgrenzen hinweg agieren. Zu beobachten 
war dies auch am Anti-Islamisierungskongress in Köln. Anwesend waren neben PRO-
FunktionärInnen unter anderem auch VertreterInnen der FPÖ, Vlaams Belang, BNP, usw. 
Auch Kontakte zur Front National bestehen, auch wenn Le Pen nicht erschien, ebenso wie zur 
SVP, deren Plakate gegen Minarette PRO-NRW nutzt. 
 
Als außergewöhnlich gewertet werden kann hingegen der Besuch Straches in Israel gegen 
Ende des Jahres 2010. Dieser zeugt von einer ganz neuen Strategie der Rechten. (Vgl. Der 
Standard Online 2010b) Selbst wenn der Aufenthalt bei israelischen Rechten nicht jeden 
FPÖler glücklich stimmt, können daraus wichtige Schlüsse für die populistische Strategie 
gezogen werden: Die extremen Rechten scheinen sich international zu vernetzen um weiter 
ein gemeinsames Feindbild zu konstruieren. Um sich scheinbar vom Antisemitismus 
abzugrenzen und so ein neues Wählerklientel anzusprechen, kooperiert die extrem Rechte 
auch mit israelischen Nationalisten, das neue Feindbild heißt schließlich Islam/Muslim und 




Festgehalten werden kann somit, dass die Fragestellung einerseits beantwortet werden konnte 
und andererseits auch die vier Thesen verifiziert werden können: 
 
1. FPÖ und PRO-Bewegung agieren im Rahmen ihrer populistischen Strategie islamophob. 
 
2. Die Islamdebatte ist an Stelle der allgemeinen „Ausländerdebatte“ getreten und verläuft 
anhand weniger Themen wie „Moschee/Minarett“ und „Kopftuch/Frauenrechte“. 
 
3. Die islamophoben Diskursstränge verlaufen innerhalb von Österreich und Deutschland in 
den wesentlichen Merkmalen und Argumentationen gleich. 
 
4. Sowohl FPÖ als auch PRO-Bewegung prägen den Diskurs. Dies geschieht aber in 
unterschiedlichem Maße, was auf die ungleiche Bedeutung der Parteien zurückzuführen ist. 
 
Gleichzeitig ergaben sich Fragen nach dem möglichen Potential der extrem Rechten mit ihrer 
islamophoben Strategie in Österreich und Deutschland, aber auch in Europa. Schließlich zielt 
eine solche Frage auch nach der zukünftigen Rolle der EU ab, der ein Konzept des „Europa 
der Vaterländer“ entgegensteht.  
 
Auch ein Ausblick auf mögliche Entwicklungen lässt Fragen zu: Inwiefern möchte/schafft es 
eine FPÖ, oder auch PRO-Bewegung sich von ihrem Antisemitismus zu trennen um 
möglicherweise tiefergreifende Allianzen mit israelischen extrem Rechten zu schmieden? 
Oder handelt sich es letztendlich nur um einen strategischen Akt um sich des Vorwurfs des 
Antisemitismus zu erwehren? 
 
Gespannt darf man so auf die nächste Wahl blicken, sowohl in Deutschland als auch in 
Österreich. Während die FPÖ ihre Wählerschaft hier weiter ausbaut, nicht zuletzt aufgrund 
unpopulärer Entscheidungen der aktuellen großen Koalition, wird in Deutschland vor allem 
die Rekrutierung von neuen fähigen FunktionärInnen zeigen, ob PRO KÖLN und Co. auf dem 
Weg in den Bundestag sind, oder vielmehr wieder in der Bedeutungslosigkeit verschwinden, 
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Die Arbeit „Islamophobie extrem rechter Parteien in Österreich und Deutschland. Ein 
Vergleich anhand der FPÖ und PRO-Bewegung.“, setzt sich zuerst mit der Definition von 
Islamophobie auseinander und versucht dabei einen passenden Ansatz für die betrachteten 
Staaten zu finden.  
Mittels dieses Ansatzes, der durch Frantz Fanon, Robert Miles, Edward Said und Farid Hafez, 
sowie der Runnymede Trust-Studie geprägt ist, werden anschließend, unter Zuhilfenahme der 
kritischen Diskursanalyse, in der Tradition Siegfried Jägers, FPÖ und PRO-Bewegung auf 
islamophobe Strategien analysiert. Dabei wird auf mögliche Analogie, sowie Differenzen in 
strategischen Agitationen, sowie in Publikationen der extrem Rechten geachtet. Dies führt 
schließlich zu einer Kategorisierung der islamophoben Diskursstränge, die einen Vergleich, 
einerseits für die Parteien, als auch für die Länder ermöglicht.  
Mittels der Kategorien sollen letztendlich auch nationale Strategien, wie auch internationale 
















This paper „Islamophobia in far right wing partys in Austria and Germany. A comparison of 
FPÖ and PRO-Movement.”, deals in the beginning with the definition of Islamophobia. 
Therefore the target is to find an appropriate attempt for the regarded states. 
With this approach, mainly marked through Frantz Fanon, Robert Miles, Edward Said, Farid 
Hafez, and the Runnymede Trust-Study, anti-muslim strategies of FPÖ and PRO-Movement 
will be analysed. As a method for this analysis, Siegfried Jäger‟s Critical Discourse Analysis 
was chosen. It will be used to determine similarities, as well as differences between strategic 
ambitions of the far right wing parties and in their own publications. This will lead to 
categories of islamophobic discourse, which will enable us to compare parties, as well as 
countries. 
The categories will also help analysing the meanings of national strategies and international 
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